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VORWORT
Die Behandlung von Problemen im Bereich der öffentlichen Haus-

halte - im besonderen des Bundeshaushalts - hat eine lange Tradition
im Beirat filr Wirtschafts- und Sozialfragen. Dementsprechend besteht
seit 1964 eine eigene Arbeitsgruppe Budgetpolitik, welche neben den
Budgetvorschauen auch spezielle Aspekte öffentlicher Haushalte un-
tersuchte und einschlägige Empfehlungen entwickelte. Die nunmehr
vorgelegte Studie zu den Themenbereichen Finanzvedassung und Fi-
nanzausgleich hat doppelte Aktualität. Zum einen wird im zweiten
Halbjahr 1992 ein neuer Finanzausgleich verhandelt. Zum anderen
wird zunehmend klar, daß zur langfristigen Sanierung der öffentlichen
Haushalte auch eine Reform der finanziellen Beziehungen zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden notwendig ist. Die vorliegende Studie
vedolgt hier das Prinzip eines Abbaus der Trennung von Ausgabenver-
antwortlichkeit und Finanzierungsverpflichtung, also einer Reduktion
der Transfers vom Bund zu den Ländern bei gleichzeitigem Aufbau
stärkerer autonomer Besteuerungsrechte bei Ländern und Gemeinden.
Damit sollen verstärkte Anreize zu effizientem Wirtschaften auf allen
Ebenen der öffentlichen Verwaltung gesetzt werden.

Diese Bemühungen um effizienteres Wirtschaften auf allen Ebenen
der öffentlichen Verwaltung sind nicht zuletzt ein wichtiger Teil
einer wirtschaftspolitischen Gesamtstrategie zur Vorbereitung Öster-
reichs auf eine Mitgliedschaft bei der Europäischen Gemeinschaft.
Für die Verwirklichung dieses Ziels haben die Sozialpartner mit Rat
und Tat Mitverantwortung zu tragen.

Die vorliegende Studie enthält einen umfangreichen Anhang. Die-
ser Anhang bringt Teilstudien, welche von einzelnen Autoren(grup-
pen) für den Beirat zum Zwecke der Vorbereitung der Beiratsstudie
bzw zu ihrer Vertiefung erstellt wurden und zum Teil ganz neues
Material präsentieren. Für diese Studien im Anhang (blaue Seiten)
tragen die namentlich erwähnten Autoren auch allein die Verantwor-
tung. Die auf den weißen Blättern gedruckten Teile stellen die Mei-
nung des Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen dar.

Der Dank des Beirats gilt daher sowohl gesamthaft allen Mitgliedern
der Arbeitsgruppe wie auch den Autoren, die Einzelstudien zur Verfil-
gung gestellt haben, und vor allem dem Vorsitzenden der Arbeitsgruppe,
Univ Prof Dr Gantner und dem Geschäftsführer Mag Roßmann.
Wien, im August 1992 Wer ne r Mu h m

Vorsitzender des Beirats
für Wirtschafts- und Sozial fragen
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1. EINLEITUNG

Funktionsfähige, dh unter anderem auch finanziell gesunde öffent-
liche Gemeinwesen sind eine der wesentlichsten Voraussetzungen fUr
eine dynamische und zukunftsorientierte Entwicklung von Wirtschaft
und Gesellschaft. Einen außerordentlich wichtigen Beitrag dazu kön-
nen eine zweckmäßige Kompetenzverteilung auf dem Gebiet des öf-
fentlichen Finanzwesens, sachangemessene Kostentragungsregelun-
gen für öffentliche Leistungen und eine funktionale Einnahmenbe-
schaffung und -verteilung leisten.

Das ständige Ringen um die konkrete Lösung dieser wichtigen
Fragen soll aber nicht ausschließlich die Finanzausgleichspartner in-
teressieren. Vielmehr begrenzen oder erweitern die gefundenen Lö-
sungen mittelbar auch den "Möglichkeitsraum" der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen der Menschen sowie das Umfeld fUr die unterneh-
merische Tätigkeit in diesem Staat.

Der Beirat fUr Wirtschafts- und Sozialfragen hat sich in den ver-
gangenen Jahren wiederholt mit ausgewählten Aspekten des Finanz~
ausgleichs beschäftigt. So wurden etwa in den Studien "Vorschläge
zur regionalen Strukturpolitik" (1972) und "Regionale Strukturpoli-
tik" (1984) die regional- und raumordnungspolitischen Aspekte die-
ses ebenenUbergreifenden Politikbereiches untersucht und dazu Vor-
schläge erstattet.

Der Beirat nimmt ua das per Ende 1992 bevorstehende Auslaufen
des Finanzausgleichsgesetzes 1989 (FAG 1989, BGBI 687/1988 idgF)
zum Anlaß, um Anpassungserfordernisse im Bereich der Finanzver-
fassung und des Finanzausgleiches zwischen den Gebietskörperschaf-
ten zu diskutieren und Empfehlungen zu erstatten.

Hier wird auf Basis der Verfassungslagei) (und des Arbeitsliberein-
kommens der Bundesregierung) davon ausgegangen, daß das Bun-
desstaatlichkeitsprinzip einnahmenseitig ein stärkeres Ausmaß an ge-
teilter Finanzhoheit zwischen Bund und Ländern nahelegt. Diese An-
nahme darf jedoch nicht als "Entmachtung" des Bundes mißverstan-
den werden, sie ist vielmehr als "Inpflichtmihme" der Länder gedacht.
Daruber hinaus ist festzuhalten, daß Gemeindeautonomie auch finan-

I) Eine wichtige Grundlage für diese Studie bildete die im vergangenen Jahr (1991)
vom Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes herausgegebene Studie "Neuordnung
der Kompetenzveneilung in Österreich - Grundlagen und Ergebnisse der Arbeits-
~ruppe für Fragen der Neuordnung der bundes staatlichen Kompetenzverteilung"
(Stru ktu rrefoITllkom mission).



Vom kompetenzmäßigen "Dürfen" kann nicht auf das politisch-
bürokratische "Tun" und damit auf eine mangelhafte Bedarfsge-
rechtigkeit des Finanzausgleichs geschlossen werden. Die Begrün-
dung dafUr kann in folgenden überlegungen gesehen werden:
Die bundesstaatliche Kompetenzverteilung des B-VG bezeichnet
lediglich einen Zuständigkeitsrahmen und steckt damit Bereiche

ziell entsprechend abgesichert sein muß. Ausgabenseitig bedarf es -
unter RUcksichtnahme auf die Notwendigkeit des Zusammenwirkens
mehrerer Entscheidungsträger bei bestimmten Materien - einer
möglichst umfassenden Autonomie der HaushaltsfUhrung der einzel-
nen Gebietskörperschaften. Voraussetzungen dafür sind in Interpre-
tation von § 2 Finanzverfassungsgesetz (F-VG),

daß die Gebietskörperschaften den Aufwand, der sich aus der Be-
sorgung ihrer Aufgaben ergibt, selbst tragen (Konnexitätsgrund-
satz),
eine möglichst gute übereinstimmung von Aufgaben- und Ein-
nahmenverantwortung einerseits und eine weitgehende Dek-
kungsgleichheit von (politischer) Abgabenverantwortung und Ab-
gabenertrag andererseits (Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz)
SOWIe

ein sachangemessener Umfang von Kostenüberwälzungen (Ver~
pflichtung zur Finanzierung fremder Aufgaben) und KostenUber-
nahmen (Einflußnahme auf andere Haushalte im Wege von
Transferzahlungen) .

Darüber hinaus sind die Deckungsbedürfnisse der drei gebietskör-
perschaftlichen Ebenen grundsätzlich qualitativ als gleichwertig an-
zusehen, sodaß von einer Parität der Finanzausgleichspartner auszu-
gehen ist (Lastenausgleichsprinzip gern § 4 F-VG).

Das Lastenausgleichsprinzip beinhaltet jedoch auch, daß auf die
Leistungsfähigkeit der beteiligten Gebietskörperschaften Rücksicht
zu nehmen ist. Zwar ist es insbesonders als Korrektiv zur "Kompe-
tenz-Kompetenz" des Bundes gemäß § 3 F-VG gedacht. Es schließt
aber keineswegs aus, daß in einer konkreten Situation auch der Bund
jene Gebietskörperschaft sein könnte, deren Leistungsfähigkeit relativ
am stärksten beansprucht ist.

Dieser Hinweis auf die vergleichsweise kritische Situation der Bun-
desfinanzen muß von ebensolchen auf wesentliche VerkUrzungen der
üblichen Finanzausgleichsdiskussion in der Öffentlichkeit begleitet
sem:
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des "Dürfens" ab. "Aufgaben" und vor allem ihre budgetintensive
Wahrnehmung entstehen nämlich erst durch die Konkretisierung
des "Dürfens" im politisch-administrativen Prozeß. Dort erst wird
das tatsächliche "Tun", dh die finanzintensive Ausübung der
Kompetenzen, in Form von Quantität und Qualität des "Dür-
fens", fixiert.

Der Zuständigkeitsrahmen der Bundesverfassung setzt zudem im
Bereich der "Privatwirtschaftsverwaltung" dem Entscheidungs-
prozeß über das Was, Wieviel und Wie öffentlicher Aktivitäten in
den einzelnen Gebietskörperschaften kaum Grenzen. Auch von
dieser Seite her ist Finanzbedarf auf jeder gebietskörperschaftli-
chen Ebene politisch beliebig postulierbar.

Ein bestimmter Finanzbedarf in Gegenwart und Zukunft mag
auch Ausdruck für eine in der Vergangenheit im politischen Ver-
handlungsprozeß durchgesetzte Finanzausstattung sein, die zu
einer (zu) finanzintensiven Wahrnehmung der Kompetenzen so-
wie einem entsprechenden Ausbau der "Privatwirtschaftsverwal-
tung" genutzt wurde.

Gegenüber der "bedarfsgerechten" dh relativen Zunahme der Fi-
nanzausstattung gibt es immer auch instrumentelle Alternativen. Hier
wird einer klaren Zuordnung von Aufgaben- und Finanzierungsver-
teilung zwischen den gebietskörperschaftlichen Ebenen (konkreter:
einer Aufgabenentflechtung, einer Stärkung der finanziellen Auto-
nomie der Gebietskörperschaften, einem Abbau von Kostentragungen
und Transfers sowie einem Ausbau des Aufkommensprinzips) das
Wort geredet. Dennoch: Der Bundesstaat Österreich ist gemäß Ver-
fassung ein einheitliches Wirtschafts-, Währungs- und Zollgebiet. Re-
gionale Unterschiede in der Steuerbelastung, in der Versorgung der
Bevölkerung und in den rechtlichen Rahmenbedingungen müssen
sich deshalb in Grenzen halten. Finanzausgleich muß definitionsge-
mäß eine bedeutende Komponente von "Ausgleich" zwischen stärke-
ren und schwächeren Partnern erhalten, will er diesen Namen verdie-
nen. Dies gilt zwischen den gebietskörperschaftlichen Ebenen ebenso
wie zwischen den Gebietskörperschaften der gleichen Ebene.

Die notwendige politische Einigung sollte beachten:
Besitzstandwahrung ist keine Antwort auf eine sich ändernde Welt.

Der Finanzausgleich muß der Bewältigung der Zukunft und darf
nicht der Aufrechnung der Vergangenheit dienen.



Abschnitt 4 behandelt den "traditionellen" Bereich der Finanzver-
fassung und des Finanzausgleichs i. e. S. zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden. Hier ist ein langjä.hriges "Verhandlungs-Patt" zu
konstatieren. Zwar blieben die einnahmenseitigen Anteile im Zeit-
ablauf im wesentlichen unverändert, auf der Ausgabenseite erge~
ben sich aber zunehmende Ungleichgewichte. Im Vordergrund

Die vorliegende Studie "Finanzverfassung und Finanzausgleich -
Herausforderungen und Anpassungserfordernisse" bringt nicht nUr
einen internationalen Vergleich, sie geht auch bewußt über Fragen
von Finanzverfassung und Finanzausgleich im herkömmlichen Sinn
hinaus. Anlaß fUr und Gegenstand der Studie sind auch die Auswir-
kungen eines allfälligen EG-Beitritts Österreichs auf den Finanzaus+
gleich, ferner die Problemstellung "Umwelt und Finanzausgleich" so-
wie schließlich die Notwendigkeit, auch aus dem Finanzausgleich
zwischen den Gebietskörperschaften (Finanzausgleich ieS) "ausgela-
gerte" finanzielle und funktionale Beziehungen (Sozialversicherung,
Fonds) aufzugreifen und in einen Finanzausgleich iwS zu integrieren.

Die Publikation ist in zwei Teile gegliedert. Der erste Teil der Stu+
die bringt die von der gesamten Arbeitsgruppe "Budgetpolitik" des
Beirats konsensual erarbeitete Kurzfassung samt vorangestellten
Empfehlungen. Im Anhang (blaue Blätter) sind ausgewählte "Lang-
fassungen" wiedergegeben, fUr die nicht der Beirat, sondern einzelne
Mitglieder der Arbeitsgruppe "Budgetpolitik" oder Gruppen von
Autoren individuell verantwortlich zeichnen. Diese Beiträge sind eine
Auswahl jener Materialien, die der Arbeitsgruppe zur Abfassung des
gemeinsam erarbeiteten ersten Teils vorlagen. Im Rahmen der Platz-
restriktionwurden vor allem Arbeiten ausgewä.hlt, die aufgrund des
empirischen Materials und/oder der vorgetragenen Aspekte der in+
teressierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen.

Die Arbeitsgruppe "Budgetpolitik" des Beirats hat die vorliegende
Studie im Rahmen von vier Untergruppen erarbeitet. Die Hauptthe-
men der jeweiligen Untergruppen sind im Anschluß an die Empfeh~
lungen (Abschnitt 2) in den Abschnitten 3-7 aufgelistet. Damit sind
zugleich auch vier verschiedene Bereiche fUr kUnftigen Anpassungs-
bedarf des Finanzausgleichs angemerkt.

Der in Abschnitt 3 gegebene internationale Überblick zu Aufga-
ben- und Einnahmenverteilungen in anderen Bundesstaaten läßt
die (zentralistische) Positionierung des Charakters des österrei-
chischen Bundesstaates erkennen.
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der Diskussion stehen ua Vorschläge zur anreiz konformen Ver-
besserung der Einnahmenautonomie der Gebietskörperschaften
und neue Antworten auf "Evergreens" des vertikalen und hori-
zontalen Finanzausgleichs.
Von einem EG-Beitritt (und abgeschwächt von einem Beitritt
zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR» gehen bedeutsame
Auswirkungen auf die Einnahmen- und Ausgabenseite der Ge-
bietskörperschaften aus. Die Studie untersucht deshalb in Ab-
schnitt 5 die notwendigen Zahlungen an die EG und die Rück-
flüsse aus der EG. Sie beschäftigt sich mit Fragen der Harmoni-
sierung der direkten und indirekten Steuern, die die Finanzaus-
gleichspartner natürlich nicht unberUhrt lassen, sowie mit den
Auswirkungen auf das Subventionswesen. Daruber hinaus werden
Fragen der einzel- und gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen
eines EG-Beitritts diskutiert.
Gegenstand von Abschnitt 6 sind die Auswirkungen des wachsen-
den Stellenwerts der Umweltpolitik im allgemeinen und der stei-
genden Bedeutung fiskalischer Instrumente in diesem Politikbe-
reich auf den Finanzausgleich. Vor allem sind die Fragen von In~
teresse, welche Auswirkungen von gegenwärtigen Finanzaus-
gleichsregelungen auf die Umweltsituation ausgehen und wie
kUnftige Umweltinstrumente mit fiskalischem Gehalt ausgestaltet
und den einzelnen gebietskörperschaftlichen Ebenen zugeordnet
werden könnten, um allokativ möglichst effizient zu sein.
Schließlich sind vor allem finanzielle Beziehungen zwischen Ge-
bietskörperschaften und Selbstverwaltungskörpern ebenso von In-
teresse ("diagonaler Finanzausgleich") wie Regelungen, die
außerhalb des Finanzausgleichs zwischen Gebietskörperschaften
im Wege von Kostentragungen und Mitfinanzierungen getroffen
werden ("grauer Finanzausgleich"). Im Mittelpunkt von Abschnitt
7 stehen insbesonders vier große Fonds, nämlich der Krankenan-
stalten-Zusammenarbeitsfonds, der Wasserwirtschafts- und Um-
weltfonds, der Katastrophenfonds und der Familienlastenaus-
gleichsfonds .

11





2. EMPFEHLUNGEN

Die folgenden Empfehlungen sind grundsätzlich nicht nach ihrer
Dringlichkeit und Wichtigkeit aufgelistet. Die Reihenfolge ist viel-
mehr mit der Gliederung der Studie abgestimmt.

2.1. Finanzverfassung und Finanzausgleich im engeren Sinn

2.1.1. Finanzver/assungsgesetzliche Grundlagen des Finanzausgleichs

13

Zum besseren Verständnis der Empfehlungen dieses Abschnitts
sind die in der Einleitung der Studie erwähnten, finanzverfassungs~
rechtlichen und ökonomischen Überlegungen von Bedeutung. Die
folgenden Empfehlungen haben nach dem hier vertretenen Verständ-
nis vor allem eine "Inpflichtnahme" der Länder und keine "Entmach-
tung" des Bundes zur Zielsetzung. Vor diesem kompetenzreformato-
rischen Hintergrund sind die Stärkung des Bundesstaatlichkeitsprin-
zips, die geforderte Verbesserung der finanziellen U nterfutterung der
Gemeindeautonomie, die Verwirklichung einer verstärkten Konnexi-
tät zwischen Aufgabenverantwortung und Ausgabentragung (Reduk-
tion von Kostenüberwälzungen und Transferzahlungen), die Ver-
knUpfung der Aufgaben- mit der Einnahmenverantwortung, die Her-
beifUhrung einer besseren Deckung von politischer Abgabenverant-
wortung und Abgabenertrag sowie die BerUcksichtigung des Lasten-
ausgleichs- und des Paritätsprinzips zwischen den Finanzausgleichs-
partnern im politischen Verhandlungsprozeß zu verstehen.

Die Finanzverfassung ist derzeit nicht ausreichend mit dem in der
Staatsverfassung verankerten Bundesstaatlichkeitsprinzip abgestimmt.
Die Gesetzgebung im Bereich des Abgabenwesens ist weitgehend
beim Bund konzentriert, und die Landesgesetzgebung hat in diesem
Bereich eine Reihe von diskussionswUrdigen Einschränkungen zu be-
achten. Die Übereinstimmung zwischen Abgabenverantwortung und
VerfUgung uber den Abgabenertrag ist erheblich verbesserungsfähig.
Die Gemeinden treten in der Finanzverfassung weitgehend in den
Hintergrund.

Bundesstaatlichkeit verlangt nach einer geteilten Finanzhoheit, dh
nach Bereichen, die eigenverantwortlich zu finanzieren und zu ge-
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stalten sind (autonome Haushaltsführung bei gegenseitiger Rück-
sichtnahme und unter Beachtung gesamtwirtschaftlicher Zielsetzun-
gen). Die Gebietskörperschaften sollten in Hinkunft verstärkt den
Aufwand, der sich aus der Erfüllung ihrer Aufgaben ergibt, selbst zu
verantworten und zu tragen haben. Gleichzeitig verlangt Bundes~
staatlichkeit auch die Parität der Finanzausgleichspartner, deren
Deckungsbedürfnisse in qualitativer Hinsicht als gleichwertig anzuse-
hen sind.

Beim Finanzausgleich sollte für den Bund ein Verhandlungsgebot
normiert werden, verbunden mit der Konsequenz, daß ein auf einem
Paktum der Finanzausgleichspartner beruhender Finanzausgleich als
dem Gleichheitsgebot des § 4 F-VG entsprechend anzusehen ist. Das
Verhandlungsgebot des § 5 FAG 1989 sollte in den Verfassungsrang
erhoben und durch eine gleichartige Bestimmung für das Verhältnis
zwischen Ländern und Gemeinden ergänzt werden.

In der Finanzverfassung sollten Regelungen für den Fall vorgese-
hen werden, daß bei Außerkrafttreten eines Finanzausgleichsgesetzes
nicht rechtzeitig ein neues beschlossen wird. Diese Regelungen soll-
ten jedoch so gestaltet werden, daß jedenfalls eine Notwendigkeit
zum Abschluß eines neuen Finanzausgleichs besteht. Die den Län-
dern und Gemeinden eingeräumten Besteuerungsrechte müßten je-
denfalls unbefristet bestehen bleiben.

Der Kernbereich der Abgaben- und Ertragshoheit sollte schon in
der Finanzverfassung festgelegt werden, mit expliziter Nennung vor
allem der Einkommensteuern und der Umsatzsteuer als geteilte Ab-
gaben.

Das Abgabenerfindungsrecht der Länder wäre in der Finanzverfas-
sung explizit zu verankern.

Es wäre klarzustellen, daß der bundesgesetzlichen Regelung einer
bereits durch ein Land erhobenen Abgabe nicht automatisch und
ohne Verhandlungen derogatorische Wirkung zukommt.

Die Einschränkungen der Abgabenhoheit der Länder sollten auf
ihre ökonomische Sinnhaftigkeit überprüft werden.

Für die Finanzierung von Gemeindeverbänden wäre eine klare
rechtliche Basis und Kompetenzregelung zu schaffen.

2.1.2. Zur Einnahmenautonomie der Gebietskörperschaften

Die Verteilung der Besteuerungsrechte und Abgabenerträge sollte
einfacher und transparenter gestaltet werden. Eine bessere Überein-



stimmung zwischen Einnahmen- und Ausgabenverantwortung (fiska-
lische Äquivalenz) der Länder und Gemeinden ist herbeizuführen.
Dieser Gedanke steht auch in übereinstimmung mit dem Arbeits~
übereinkommen der Bundesregierung, wonach die Verantwortlich-
keit der Einnahmen und Ausgaben stärker als bisher in übereinstim-
mung gebracht werden soll. In der Studie wurden zwar eine Reihe
von Kriterien für die Zuteilung einzelner Steuern auf die Gebietskör-
perschaften diskutiert, der Beirat gelangte jedoch zur Auffassung,
daß sich daraus keine umfassende Liste von Steuern entwickeln läßt,
aus der hervorgeht, auf welcher Ebene welche Steuern angesiedelt
werden sollen.

Dennoch sollte an einen weiteren Ausbau des Trennsystems ge-
dacht werden. Örtlich/länderweise gut radizierbare Steuern (wie
z. B. Grunderwerbsteuer, Bodenwertabgabe und Kraftfahrzeugbe-
steuerung) könnten den Ländern bzw Gemeinden als ausschließliche
Abgaben zugewiesen werden.

Zum anderen könnte die Steuerverantwortung von Ländern und
Gemeinden durch Umwandlung von gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben in Stamm- und Zuschlagsabgaben verstärkt werden. Die Höhe
und Veränderung der Zuschlagsabgaben müßten geeignete Organe
der Länder (z. B. Bundesrat, Landeshauptleutekonferenz) und der
Gemeinden (z. B. Beschluß der Organe des Städte- und Gemeinde-
bundes) verantworten.

Um den Vorteil der Einheitlichkeit des Wirtschaftsgebietes zu er-
halten, sollten jedoch länder- und gemeindeweise einheitliche Zu-
schläge vorgesehen und die Vollziehungshoheit (- Einhebung) wei-
terhin beim Bund verbleiben. Im Hinblick auf die Berücksichtigung
gesamtwirtschaftlicher Zielsetzungen wären allenfalls Verhandlungs-
pflichten oder Zustimmungs- oder Einspruchsrechte des Bundes zu
verankern.

Die Einführung von Zuschlagsabgaben würde an sich die Anwen-
dung des strengen Aufkommensprinzips (Radizierung nach der wirt-
schaftlichen Aktivität, die die Steuerpflicht auslöst) bedingen. Die
Feststellung des Aufkommens nach dem Zahlungsprinzip (Orientie-
rung am zuständigen Finanzamt), wie es derzeit der Fall ist, führt be-
kanntlich zu (grundsätzlich nicht unüberwindbaren) Verzerrungen,
hat aber erhebliche administrative Vorteile. Im Falle von Zuschlags-
abgaben müßte bei Beibehaltung des Zahlungsprinzips sowohl wegen
der genannten Verzerrung als auch aus Gründen der Verteilungsge-
rechtigkeit ein geeigneter länderweiser Ausgleich erfolgen.
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2.1.3. Finanzverjassung und Finanzausgleich ~ internationaler
Oberblick

Der in der Arbeitsgruppe auch vertretenen Ansicht, daß die Gleich-
mäßigkeit der Lebensverhältnisse im Staatsgebiet nur durch eine Ver-
teilung nach der Volkszahl erreichbar sei, hat sich der Beirat mit der
Begründung nicht angeschlossen, daß Differenzierungen im Aufkom-
men größere Anreizwirkungen entfalten als eine Gleichverteilung.

Der internationale Vergleich der Ausgaben- und Einnahmenstruk-
turen von Bundesstaaten und Staaten mit eher zentralistischer Orga-
nisationsform legt fUr das Bund-Länder-Verhältnis in Österreich eine
für föderative Staaten international unüblich geringe Selbstfinanzie-
rung der Länder aus Steuern und Sozialabgaben und eine überra-
gende Bedeutung von Transfereinnahmen offen.

Ertragshoheit und politische Abgabenverantwortung sollten gekop-
pelt, die finanzielle Mitsprache bzw das »Kostgängertum" Uber
Transferzahlungen deutlich reduziert werden. Beide Maßnahmen
würden die politische Verantwortung der Länder für ihr Leistungs-
angebot und damit die fiskalische Äquivalenz stärken und Österreich
näher an internationale Standards von Bundesstaaten heranführen.

2.1.4. Vertikaler Finanzausgleich

Für die einkommensabhängigen Steuern sollten unter Einbeziehung
der Körperschaftsteuer einheitliche Teilungsgrundsätze zur Anwen-
dung kommen, um die wachsenden Verzerrungen zu vermeiden.

Die Umsatzsteuer soll als gemeinschaftliche Bundesabgabe erhalten
bleiben und zur Feinsteuerung im Finanzausgleich verwendet werden.

Im Zuge des vorgeschlagenen Ausbaus der eigenen Steuerhoheit
der Länder und Gemeinden könnte die Landesumlage aufgelassen
werden.

Durch klare Zuordnung von Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzie-
rungsverantwortung (z. B. in den Bereichen Lehrerbesoldung und
Wohnbau) an einzelne Ebenen sollte ein Abbau des Umfangs von
Transfers und Kostentragungen angestrebt werden.
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Die Ausgleichszulagen sollen aus dem Finanzausgleich herausge-
nommen und im ASVG bzw den entsprechenden Nebengesetzen ge-
regelt werden.

Zur Stärkung der finanziellen Autonomie der Länder und Gemein-
den soll an die Stelle von Zweckzuschüssen nach Möglichkeit ein ad-
äquater Ausgleich im Rahmen der allgemeinen Abgaben- und Er-
tragshoheit treten.

Die Abgeltungen (Pauschalsätze) gern § 1 Abs 2 Zif 2 FAG 1989
sollten in Abhängigkeit vom abgerechneten Bauvolumen degressiv ge-
staltet werden.
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2.1.5. Horizontaler Finanzausgleich

Das örtliche bzw länderweise Steueraufkommen spiegelt nicht nur
die (Un-) Gunst der geographischen Lage innerhalb des Bundesgebie-
tes wider. Es ist auch Ausdruck einer aktiven Wirtschaftspolitik und
entsprechender Lasten in Form von Ansiedelungs-, Erschließungs-,
Infrastruktur-, Ballungs- und Umweltkosten usw. Dies bedeutet, daß
das Aufkommensprinzip gestärkt werden sollte. Es ist zwar weiterhin
ein Ausgleich zwischen den Ländern und Gemeinden im Bundesge-
biet von Nöten, dieser sollte jedoch durchaus präferenzgerechte Dif-
ferenzierungen in Steuer- und Leistungspaket zulassen.

Der Finanzkraftbegriff gern § 10 Abs 4 FAG sollte die tatsächliche
Einnahmensituation der Gemeinden aus ausschießlichen Gemeinde-
abgaben besser widerspiegeln. Dementsprechend sollte der Finanz-
kraftbegriff wenigstens die vier bedeutsamen ausschießlichen Ge-
meindeabgaben (Gewerbe-, Lohnsummen-, Grund- und Getränke-
steuer) umfassen.

Bei Ländern und Gemeinden sollte österreichweit eine einheitliche
Basisausstattung an Finanzmitteln pro Kopf sichergestellt werden.
Darüberhinaus sollte aber die Dominanz der Volkszahl - ob ver-
edelt oder unveredelt - als zentrale Bedarfskomponente zurückge-
nommen werden. Dies auch deshalb, weil die zehnjährigen Volkszäh-
lungsintervalle zu Verzerrungen führen, und auf der anderen Seite
die Bevölkerungsfortschreibungen zu ungenau sind. Die Volkszahl
sollte durch gUltigere Bedarfsindikatoren ergänzt werden.

Unabhängig von ihrer Volkszahl sollten Gemeinden mit zentralört-
lichen Einrichtungen (z. B. Landeshaupt- und Bezirkshauptstadt,



18

Gerichts-, Universitäts- und Krankenhausstandort mit Abstufung) für
zentralörtliche Einrichtungen eine Abgeltung erhalten.

Die Gemeinden sollten aber auch größenabhängig Finanzmittel er-
halten: Der abgestufte BevölkerungsschlUssel sollte an den Stufen-
grenzen durch eine Einschleifregelung für Gemeinden knapp unter-
halb der betreffenden Stufengrenzen entschärft werden. Sein Gewicht
bei Verteilungsvorgängen soll jedoch zugunsten anderer Bedarfs-
komponenten reduziert werden.

Gemeinden, die "public bads" (z. B. Deponien, Truppenübungs-
plätze, Flughäfen) übernehmen, sollten dafür entschädigt werden.

Die Gewährung von Bedarfszuweisungen durch die Länder sollte
an Hand offengelegter Kriterien erfolgen.

2.1.6. Gemeindesteuern

Bei der Grundsteuer sollte infolge der regional unterschiedlichen
Gegebenheiten und Erfordernisse überlegt werden, den Gemeinden
größere Gestaltungmöglichkeiten durch eine flexiblere Handhabung
bei den HebesätZen (Mindestsätze mit einer gewissen Bandbreite
nach oben) zu ermöglichen.

Bei Abgaben mit geringfügigem Nettoertrag sollten Gemeinden
ohne finanzielle Nachteile bei der Gewährung von Transferleistun-
gen auf die Einhebung dieser Abgaben verzichten können.

2.2. Auswirkungen eines EG-Beitritts Österreichs auf den
Finanzausgleich

Selbst wenn man die Finanzmittelrückflüsse aus der EG an Öster-
reich im Beitrittsfall berücksichtigt, so wird sich Österreich in einer
"N ettozahlerposition" befinden. Für 1992 ergibt sich bei jetzt erkenn-
barem EG-Recht und unter den im entsprechenden Kapitel gemach-
ten Annahmen ein Nettosaldo von zumindest 13 Mrd Schilling, der
sich unter Berücksichtigung von Delors II um ca 4 Mrd Schilling er-
höhen würde. Diese Kosten werden aber durch verschiedene Effekte
für die Haushalte gemindert:

Liberalisierung des öffentichen Auftragswesens
Liberalisierung der Finanzdienstleistungen
vielfältige ökonomische Auswirkungen durch den Beitritt zum
europäischen Binnenmarkt.



Selbst bei sehr vorsichtiger Beurteilung der von verschiedenen Insti-
tutionen diesbezUglich genannten Zahlen läßt sich feststellen, daß
sich dadurch für die Gebietskörperschaften eine Teilkompensation
ihres Finanzierungsanteils ergeben kann. Weitere Auswirkungen auf
die öffentlichen Haushalte sind duch die Harmonisierung des Steuer-
systems zu erwarten. Während die Auswirkungen der Harmonisie-
rung der direkten Steuern nach dem jetzigen Erkenntnisstand gerin-
ger sein werden, so wird sich durch die Erfullung der EG-Mindestan-
passung bei den indirekten Steuern ein Mehraufkommen (1992) von
5,9 Mrd Schilling (Bund: 4'7 Mrd Schilling, Länder: 07 Mrd Schil-
ling, Gemeinden: 0'4 Mrd Schilling) ergeben. Dieses Mehraufkom-
men ist aber in Teilbereichen zur Kompensation von Belastungen zu
verwenden. Eine Absenkung der Umsatzsteuersätze würde pro Pro-
zentpunkt zu einem Steuerausfall von 10'2 Mrd Schilling fuhren
(Erstrundeneffekt) .

Der Beirat war wegen der KUrze der Zeit und w~gen der Dynamik
des EG-Rechts nicht in der Lage, alle Effekte eines möglichen EG-
Beitritts zu evaluieren und die exakte Nettozahlerposition jeder Ge-
bietskörperschaft zu ermitteln. In unmittelbarer Nähe eines EG-Bei-
tritts Österreichs wird diese Arbeit auf Basis des dann geltenden
Rechts aber durchgefilhrt werden müssen. Welcher Saldo sich dann
auch immer ergibt, man wird nach einer gerechten Auf teilung auf die
Gebietskörperschaften suchen mUssen. Als Anknüpfungspunkt fUr die
Lastenverteilung wUrde sich das Verhältnis der jeweiligen Gesamt-
steuereinnahmen der Gebietskörperschaften anbieten. Letztlich ist
das aber eine politische Entscheidung, die nur auf Basis von Wertur-
teilen getroffen werden kann.
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2.3. Umwelt und Finanzausgleich

Ohne, eine Bewertung einzelner fiskalischer Maßnahmen im Hin-
blick auf deren Effizienz als umweltpolitisches Instrumentarium vor-
zunehmen, untersuchte der Beirat Zusammenhänge und Wechselwir-
kungen zwischen dem österreichischen Finanzausgleichssystem und
umweltpolitischen Anliegen. Ausgangspunkt und Basis der folgenden
überlegungen war die Umsetzung des Verursacher- bzw Geschädig-
tenprinzips. Aufgrund der Wechselwirkung zwischen Finanzaus-
gleich und Umweltpolitik ergeben sich für den Beirat folgende Emp-
fehlungen fUr einen ökologieorientierten Finanzausgleich:



Fiskalische Instrumente der Umweltpolitik (Abgaben und Subven-
tionen) finden zwangsläufig ihren Niederschlag in den Haushalten
einzelner Gebietskörperschaften. Da umweltpolitische Grundsätze
(Verursach er- und Geschädigtenprinzip) in Widerspruch zu finanz-
ausgleichspolitischen Zielsetzungen geraten können, ist eine Antwort
auf zwei Fragen zu suchen: Es ist zu klären, ob umweltpolitische Fra-
gen innerhalb oder außerhalb des Finanzausgleichs zu lösen sind, und
es ist ferner zu entscheiden, ob diese Probleme entweder bundesein-
heitlich zu regeln oder auf Landes- bzw Gemeindeebene (Förderun-
gen, Gebuhren, Beiträgen, Lenkungssteuern) gelöst werden sollten.

Umweltabgaben, die die Produktionsbedingungen beeinflussen,
sind grundsätzlich einheitlich auf Bundesebene zu regeln. Die wich-
tigsten derzeit diskutierten Abgaben (Energie, Abwasser) fallen unter
diese Kategorie. Werden Umweltabgaben ganz oder teilweise gegen
gemeinschaftliche Bundesabgaben abgetauscht, sind die Auswirkun-
gen auf die Haushalte der einzelnen Gebietskörperschaften zu be-
rUcksichtigen.

Regionale Abgaben sollten im Rahmen der kommunalen Gebuh-
ren-/ Abgabenpolitik (auch kommunale bzw Uberregionale Verbände)
gestaltet werden (Müll, Wasserver- und -entsorgung, Parkraumbe-
winschaftung). Als Ziel sollte die Schaffung verursachergerechter Be-
messungsgrundlagen verfolgt werden. Die Bemessung der Gebuhren
sollte sowohl nach den Kosten der Bereithaltung von Kapazität als
auch nach verbrauchsabhängigen Kriterien, also dem Ausmaß der tat-
sächlichen Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtungen, erfol-
gen. In Fällen, in denen ein Steuerungswunsch besteht - wie beim
Vorliegen externer Effekte - sollten Abgabenlösungen angestrebt
werden.

Der derzeitige Finanzausgleich hat - obwohl er andere Zielset-
zungen verfolgt - ökologierelevante Nebenwirkungen, die im Zuge
einer Neugestaltung des Finanzausgleichsystems in den Dienst der
Umweltpolitik gestellt werden könnten oder zumindest berUcksich-
tigt werden müssen. Solche Nebenwirkungen wurden insbesondere
im Zusammenhang mit der kommunalen Betriebsansiedelungspolitik,
der Raumordnungspolitik (Streusiedlungen, Zweitwohnsitze) und
überregionalen Infrastrukturmaßnahmen festgestellt.

Aus der Sicht der Umweltpolitik ist insbesondere die ökologisch
nicht erwünschte finanzielle UnterstUtzung der Zersiedelung zu kor-
rigieren. Bei kUnftigen Finanzausgleichsreformen wäre ferner darauf

20



zu achten, keine Anreize für Zweitwohnsitze zu gewähren. Darüber
hinaus sind externe Kosten von ilberregionalen Infrastruktureinrich-
tungen (z. B. überregionale Entsorgungsanlagen) abzugelten.
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2.4. Diagonaler und grauer Finanzausgleich

Eine umfassende, statistische Darstellung der Landesfonds wäre
unbedingt notwendig. Die Länder sollten gebeten werden, dem
Österreichischen Statistischen Zentralamt die entsprechenden statisti-
schen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Es wäre notwendig, die einzelnen finanzausgleichsrelevanten Bun-
desfonds (insb UWWF, KRAZAF, Katastrophenfonds, FLAF) umfas-
send - über den Finanzausgleichsaspekt hinaus - darzustellen. Bei
der Ausarbeitung hat sich gezeigt, daß die Fonds so vielfältige
Aspekte aufweisen, daß deren Untersuchung den Rahmen dieser Stu-
die gesprengt hätte. Detaillierte Empfehlungen erforderten eingehen-
dere Untersuchungen, die auch die Aufgabenerfüllung näher darstel-
len, weil die in Aussicht genommenen Regelungen über den Finanz-
ausgleich im engeren Sinn hinausgehen.

Da die Bemessungsgrundlagen der einkommensabhängigen Steuern
durch die Veränderung der Sozialversicherungsbeiträge tangiert wer-
den, sollten bei Veränderungen der Sozialversicherungsbeiträge auch
Verhandlungen mit den Ländern und Gemeinden gern § 5 FAG ge-
führt werden.
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3. FINANZVERFASSUNG UND FINANZAUSGLEICH IM
INTERNATIONALEN ÜBERBLICK

Kern einer jeden Finanzverfassung sind Regeln über die Besteue-
rung und über die Verteilung der Abgabenerträge zwischen den Ge-
bietskörperschaften. Bestimmungen über Transfers (in verschieden-
ster Ausprägung) auf verfassungsgesetzlicher oder einfachgesetzli-
cher Ebene ergänzen diese Regeln. In Teil 3. 1. dieser Untersuchung
soll ein Überblick über Abgabenteilungsregelungen gegeben werden.
Teil 3.2. enthält Aussagen zur Einnahmen! Ausgabenteilung zwi~
schen den Gebietskörperschaften und einen Tabellenteil. Dort sind
auch Daten zu den Transfers enthalten. Datengrundlage dieses Ver-
gleichs ist die Statistik des Internationalen Währungsfonds die nicht
auf Gebietskörperschaften sondern auf Regierungsebenen abge-
stimmt ist.

3.1. Finanzverfassung

3.1.1. Bundesstaaten

In der BRIY) werden steuerliche Kompetenzen aufgrund verfas-
sungsrechtlicher Anordnung auf die Gebietskörperschaften verteilt.
Es gilt das Subsidiaritätsprinzip zugunsten der Länder. Dem Bund
steht die Ertragshoheit (EH) Zur Gänze hinsichtlich der Finanzmo-
nopole, der Zölle, Verbrauchsteuern3), Kapitalverkehrssteuern, der
Versicherungssteuer, der Wechselsteuer und der EG-Abgaben zu.
Geteilt wird die Ertragshoheit zwischen Bund und Ländern bei Kör-
perschaft- und Umsatzsteuer"); zwischen Ländern und Gemeinden
bei Gewerbesteuer, Lohnsteuer und Einkommensteuer.

Der Bund verwaltet (Verwaltungs hoheit, VH) die Finanzmono-
pole. Zölle, Verbrauchsteuern inklusive Einfuhr-Umsatzsteuer und
die EG-Abgaben durch eigene Finanzbehörden. Die Abgabenhoheit
(AHn steht ihm als ausschließliche Abgabenhoheit6) oder als kon-

') Aufgrund des Beitritts der neuen Bundesländer ergeben sich finanzverfassungs-
rechtliche Sonderaspekte, die hier jedoch nicht behandelt werden.

') Das parlamentarische Verfahren zur Abschaffung der Bagatellsteuern wurde be-
reits ein~eleitet.

') Bel der Umsatzsteuer erfolgt die Teilun~ der Ertragshoheit durch das Finanzaus-
gleichsgesetz, nicht wie sonst direkt in der Fmanzverfassung.

I) Recht 7.ur Gesetzgebung in Abgabenangelegenheiten
6) Zölle, Finanzmonopole
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7) Vermögensteuern, Erbschafrs- und Schenkungssteuer, Realsteuern
") Gewerbesteuer, Grundsteuer
?) ZB Getränke-, Vergnügungs-, Hundesteuer

10) Realsteuerfesrsetzung; Verbrauch- und Aufwandsteuern

kurrierende Abgabenhoheit in zwei Fällen zu: Wenn die Ertragsho-
heit ganz oder teilweise beim Bund liegt oder bei Bedarf nach einheit-
licher Regelung!). Auch wenn die Abgabenhoheit beim Bund liegt,
bedürfen Bundesgesetze für Abgaben, deren Ertragshoheit zum Teil
oder zur Gänze anderen Gebietskörperschaften zusteht, der Zustim~
mung des Bundesrates.

Den Ländern steht Ertragshoheit zur Gänze bei der Vermögen-
steuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer, Kfz-Steuer, bei Verkehr-
steuern, Biersteuer und Spielbankabgabe zu. Sie verwalten die Län-
der- und Gemeindesteuern durch eigene Finanzbehörden, ebenso (im
Auftrag des Bundes) Abgaben, die ganz oder teilweise an den Bund
fließen, insbesondere die Gemeinschaftsabgaben. Die Abgabenhoheit
steht den Ländern einerseits dort zu, wo nicht der Bund berechtigt ist,
andererseits bei örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, die nicht
einer bundesgesetzlich geregelten Abgabe gleichartig sind.

Die Ertragshoheit der Gemeinden bezieht sich auf Realsteuern8)

und örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern9). Sie verwalten diese
Abgaben soweit sie von den Ländern dazu ermächtigt werden1o) und
haben für den Fall der Ermächtigung durch die Länder auch das
Recht zur Steuergesetzgebung.

KANADA ist stark föderalistisch organisiert und baut im wesentli-
chen auf einem Trennsystem fOr die einzelnen Gebietskörperschaften
auf, welches durch Abkommen zwischen Bund und Ländern über die
Einnahmen/ Ausgabenverteilung ergänzt wird.

D~r Bund erhebt Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Umsatz-
steuer sowie Verbrauchsteuern und Zölle, (Ertragshoheit, Verwal-
tungshoheit und Abgabenhoheit). Die Länder erheben direkte Steu-
ern auf ihrem Gebiet, aber auch indirekte Abgaben auf Bodenschätze
(Ertragshoheit, Abgabenhoheit). Es haben sich daher eigene Einkom-
mensteuern, Körperschaftsteuern, Umsatzsteuern und Verbrauch-
steuern sowie gebührenartige Abgaben für die Länder entwickelt.
Auch die Verwaltungshoheit steht den Ländern grundsätzlich zu,
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer werden jedoch durch die
Bundesbehörden administriert.
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Die Gemeindenl!) benötigen auch in Kanada Landesermächtigun-
gen. Sie sind auf direkte Abgaben beschränkt. Insbesondere werden
Abgaben auf Grundstücke, Wasserverbrauch, Mieten und Schulsteu-
ern erhoben (Ertragshoheit, Verwaltungshoheit, Abgabenhoheit).
Hinsichtlich der Hebesatzfestsetzung haben die Gemeinden einen
großen Ermessensraum.

Die SCHWEIZ verwirktlicht grundsätzlich die klassische Vorstel~
lung von der Kompetenzverteilung im Bundesstaat12): Der Bund er~
hebt (Ertragshoheit, Verwaltungs hoheit, Abgabenhoheit) demnach
Zölle und indirekte Steuern, die Kantone die direkten Steuern. Auf-
grund von Ausnahmen zu dieser verfassungsmäßig vorgesehenen
Auf teilung erhebt aber der Bund auch Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, eine Steuer vom Kapital juristischer Personen13) und
eine Kapitalertragsteuer14). Die Steuersätze sind verfassungsmäßig
festgelegt. 3/10 der Ertragshoheit stehen den Kantonen für einen Fi-
nanzausgleich zur Verfügung.

Die Kantone regeln durch ihre Verfassungen auch die Ertragsho-
heit der Gemeinden. Beide erheben in der Regel Einkommensteuer,
Vermögensteuer und Kfz~Steuer. Erbschafts~ und Schenkungssteuer,
Steuern auf Grundstückübertragungen, -veräußerungsgewinne und
auf Grundbesitz werden teils von den Kantonen, teils von den Ge-
meinden erhoben.

Die USA sprechen die originäre Souveränität und damit das eigent-
liche Steuererhebungsrecht den Ländern zu, die Souveränität des
Bundes ist eine davon abgeleitete. Dies gilt auch für Gemeinden, die
eine Ermächtigung der Länder zur Abgabenerhebung benötigen. Er-
tragshoheit, Verwaltungshoheit und Abgabenhoheit fallen in der Re-
gel zusammenI5).

Bundesabgaben müssen strikten verfassungsrechtlichen Vorgaben
genügen, Funktionen und Organe der Länder dürfen nicht besteuert
werden. Der Bund erhebt Einkommensteuer, Körperschaftsteuer,
Erbschafts~ und Schenkungssteuer, Sonderumsatz- bzw Verbrauch-
steuernI6).
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") Es gibt 3 lokale Ebenen: Gemeinden, Schulbezirke und Sonderbezirke.
12) Die derzeitige verfassungsrechtiche Regelung gilt bis 1994. Eine Totalrevision der

Bundesverfassung soll eine endgultige Kompetenzveneilung erbringen.
lJ) Ehemals: Wehrsteuer
14) Verrechnungssteuer
") Zu erwähnen ist auch der in den USA besonders ausgeprägte venikale Finanzaus-

gleich.
'6) Straßenbenutzungs-, Treibstoff-, Branntwein-, Wein-, Schaumwein-, Bier-, Ta-

baksteuer, Steuer auf die Kfz-Herstellung ua.



3.1.2. Zentralistische Staaten18)

Auch für die Länder gelten verschiedene verfassungsrechtliche Vor-
gaben. Sie sind nicht berechtigt, Ex- oder Importsteuern zu erheben.
Wesentlich ist auch, daß die Steuervorschriften des Bundes vorrangig
gelten. Das Schwergewicht der Besteuerung legen die Länder auf
Erbschafts- und Schenkungssteuer, Grund- und Vermögensteuern,
Gewerbesteuer und gewerbesteuerähnliche Abgaben.

Die Gemeinden17) erheben im wesentlichen Vermögensteuern und
Grundsteuern. Dazu kommen Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer, Gewerbesteuer sowie Umsatz-, Produktions- und Aufwand-
steuern.

Die Verfassung DANEMARK519) legt fest, daß Besteuerung nur
aufgrund von Gesetzen zulässig ist. Die Gemeinden10) können daher
nur bei entsprechender Ermächtigung Abgaben erheben. Bei Geltung
einheitlicher Besteuerungsgrundsätze können die Gemeinden mit
jährlichem Beschluß die Abgabenhöhe bestimmen. Der Staat erhebt
im wesentlichen Einkommensteuer (progressiv), Körperschaftsteuer,
Vermögensteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer, Sondersteuer
auf Einkünfte aus der Gewinnung vonKohlenwasserstoffen, Umsatz-
steuer, Vermögensverkehrssteuern, Kfz-Steuer, Mineralölsteuern,
Verbrauch- und AufwandsteuernlI). Körperschaftsteuer und eine
Sondereinkommensteuer werden zwischen Staat und Gemeinden ge-
teilt.

Den Gemeinden zugewiesen ist die Besteuerung vom Einkommen
natürlicher Personen (proportional) und der Grundbesitz11).

17) Es ~ibt mehrere lokale Körperschaften: Kreise, Stadtgemeinden, Landgemeinden,
Schulbe,mke, Sonderbezirke.

IM) Entsprechend der zentralistischen Staatsorganisation von Dänemark, Frankreich
und Italien werden in den internationalen Statistiken des IMF nur 2 Staatsebenen
(Zentralstaat und lokale Ebene) unterschieden, obwohl auch diese Staaten stärkere
Differenzierungen kennen. Zur Ersichtlichmachun~ dieser Abstufungen wird in den
Länderübersichten im Anhang dieses Bandes teilweIse auch auf nationale Quellen zu-
rückgegriffen. Die vorliegende Übersicht stellt in den Tabellen - aus Gründen inter-
nationaler Vergleichbarkeit - auf die vom IMF veröffentlichen Angaben ab.

I?) FUr Grönland und Fllroer gelten besondere Regelungen.
20) Es gibt auf lokaler Ebene in Dänemark einerseits die Primärkommunen (Stlldte-,

Landgemeinden), andererseits 14 Amtskommunen.
21) ZB Brannrwein-, Wein-, Schaumwein-, Bier-, Tabak-, Zucker-, SUßwaren-, Kaf-

fee-, Tee-, Speiseeis-, Mineralwasser-, Parfum-, Kfz-Registrierungs-, ZUndwaren-,
Verpackunljs-, elektrische Energie-Steuer.

ll) InklUSIve Bauland-Wertzuwachs
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In FRANKREICH wird die verfassungs rechtliche Vorschrift, die
Abgabenerhebung gesetzlich zu regeln, durch das Allgemeine Steuer-
gesetzbuch verwirklicht. Die Ermächtigung zur Erhebung erfolgt im
jährlichen Finanzgesetz.

Dem Zentralstaat23) kommt die Abgabenhoheit und im wesentli-
chen die Verwaltungshoheit aller Abgaben zu. Der Staat erhebt ins-
besondere Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Vermögensteuer,
Erbschafts- und Schenkungssteuer, Umsatzsteuer, Sonder-Kfz-
Steuer, Mineralölsteuer, verschiedene Verbrauchsteuern24).

Auf regionaler und lokaler Ebene finden sich Gewerbesteuer,
Wohnsteuer, Grundsteuer25), allgemeine Kfz-Steuer, verschiedene
örtliche indirekte Steuern26); die Gemeinden erheben weiters die Zu-
lassungssteuer, teilweise Grunderwerbsteuer, Sonder-Erbschafts- und
Schenkungssteuer27) •

ITALIEN regelt die Abgabengesetzgebung verfassungsmäßig nur in
den Grundsätzen durch Parlamentsbeschluß. Weitere Bestimmungen
trifft die Regierung durch Rechtsverordnung. Möglich ist auch eine
Verabschiedung von Abgabengesetzen durch die Regierung, binnen
60 Tagen hat bei sonstigem Unwirksamwerden eine parlamentarische
Bestätigung zu erfolgen2R). Abgabenhoheit und häufig Verwaltungs-
hoheit liegen beim Zentralstaat.

Auf zentraler Ebene werden erhoben; Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer, MineraJölsteuer,
Verbrauchsteuern29).

Die Regionen30) partizipieren im wesentlichen an Staatssteuern31).

Auf lokaler Ebene (Provinzen, Gemeinden) findet sich eine lokale
Einkommensteuer (auch auf Körperschaften), Grundstücksgewinn-
steuer, Reklamesteuer und gebUhrenartige Abgaben3Z) sowie Ver-
brauch- und Aufwandsteuern. Es können auch Zuschläge zu Staats-
abgaben erhoben werden.

1:1) Sonderregelungen in den Überseegebiewn.
24) ZB Brannrwein-, Wein-, Schaumwein-, Bier-, Tabak-, VergnUgungs-, Zucker-,

Teesteuer
") Auf bebaute und unbebaute GrundstUcke
26) ZB Vermögensverkehrsteuern wie die Registersteuer
") Auf Wohngebäude
2R) Dringlichkeitsverfahren
29) ZB Brannrwein-, Bieh Tabaksteuer
JO) Es werden vier Ebenen unterschieden: Zentralstaat, Region, Provinz, Gemeinde.
") ZB an der Kfz-Steuer
") ZB Dienstleistungsabgabe
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H) Prozentanteile jeweils von den Nettoausgaben aller Gebietskörperschaften,

3.2. Finanzausgleich im empirischen Überblick

3.2.1. Ausgabenstrukturen von Gebietskörperschaften)))

1. Im Vergleich mit anderen Bundesstaaten weist Österreich einen
hohen Anteil des Bundes an den Bruttogesamtausgaben aller Ge-
bietskörperschaften aus (77'9%; Spanne: 50'5% in Kanada bis
64'7% in den USA), Dem entspricht ein wesentlich kleinerer Brut-
toausgabenanteil der Länder (14'8%; Spanne: 26'7% USA bis
47'6% Kanada), Die Gemeinden liegen knapp am unteren Ende
des internationalen Trends (17'8%; Spanne: 18'3% BRD, Kanada
bis 25'7% Schweiz), (Tabelle 1)

2, Die Überweisungen des Bundes in Österreich an andere Gebiets-
körperschaften (S's%) werden als Anteil an den Gesamtausgaben
nur in Kanada übertroffen (8'9%), Während in anderen Bundes-
staaten vor allem die Länder Transfers an die weiteren Gebiets-
körperschaften überweisen, liegt der entsprechende Wert des Bun-
des in Österreich (8'5%) über dem der Länder (1'0%), Sogar die
Transfers der Gemeinden sind in Österreich höher als die Llinder-
transfers (1'1 %), Ein großer Teil der Bundestransfers (3"0%) ist
für das Erziehungswesen der anderen Gebietskörperschaften ge-
widmet, Auch hier liegt ~ im Gegensatz zum internationalen
Trend sämtlicher anderer Bundesstaaten ~ ein deutlich höherer
Wert der Bundesüberweisungen als der Landeszahlungen (0'2%)
vor. Die Gemeinden leisten für diesen Zweck keine Transfers,
(Tabelle 1),

3, Auch der Nettoausgabenanteil des Bundes an den Gesamtausga-
ben der Gebietskörperschaften ist der höchste aller untersuchten
Bundesstaaten (69'5%; Spanne: 41'6% Kanada bis 59'9% BRD),
Er wird nur von den zentralistisch organisierten Ländern Frank-
reich (80'6%) und Italien (71'6%) übertroffen, Das ebenfalls zen-
tralistische Dänemark liegt infolge extrem hoher Überweisungen
(23'1%) unter dem österreichischen Vergleichswert (45'3%) (Ta-
belle 1),

4, Tabelle 2 zeigt diese Ergebnisse im Detail. Trotz der im interna-
tionalen Vergleich hohen Gesamtausgaben des Bundes übersteigen
die Transfers in Relation zu den jeweiligen Nettoausgaben der
Gebietskörperschaften nur in zwei Bundesstaaten das österreichi-
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sche Ergebnis (Österreich: 12"2%; Kanada: 21" 2%; Schweiz:
14'0%), In allen betrachteten Bundesstaaten sind jedoch die Tans-
fers der Länder an andere Gebietskörperschaften in Relation zu
ihren Nettoausgaben deutlich höher als in Österreich (7"0%;
Spanne: 18'6% Kanada bis 46'9% USA), Die Transfers der Ge-
meinden in derselben Relation (6"3%) werden nur von denen in
der Schweiz übertroffen (8"2%) (Tabelle 2).

5, Die zentralistisch organisierten Staaten zeigen ein starkes Überge-
wicht der Ausgaben des Zentralstaates, mit Ausnahme Dänemarks,
das durch sehr hohe Transfers an die Gemeinden dem lokalen
Sektor einen größeren Anteil an den Nettogesamtausgaben er-
möglicht als dem Zentralstaat (Z: 45"3%; G: 541%). Hohe Über-
weisungen leistet auch Italien (23"8%), durch die extreme Aus-
gangslage (Z:95"4%) verbleibt aber ein starkes Überwiegen der
zentralstaatlichen Ausgaben (Tabelle 1).
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3,2,2, Einnahmenstrukturen von Gebietskörperschaften

1. In Österreich stütZt sich der Bund wesentlich deutlicher als in an-
deren Bundesstaaten bei seinen Einnahmen auf Steuern und so-
ziale Abgaben (67"2% der Gesamtnettoeinnahmen). Korrespon-
dierend dazu weisen die Länder die geringsten Einnahmen aus
diesem Titel auf (7"5%). International liegen die Einnahmen aus
diesem Titel für die Länder zwischen 16"6% (USA) und 34"0%
(Kanada), Die Gemeinden liegen mit 10'5% im internationalen
Mittelfeld (Spanne: 6'6% BRD bis 13"9% Schweiz), (Tabelle 3)

2. Der Deckungsgrad der Bruttoeinnahmen des Bundes aus Steuern
und Sozialabgaben liegt unter dem internationalen Durchschnitt
(90'9%; Spanne: 89'1 % Kanada bis 94"5% BRD), Die Länder
weisen den geringsten Deckungsgrad im Vergleich auf (42'9%),
Die nächst höheren Werte fUr Länder liegen bei 54'5% (USA) bis
zu 71'9% (BRD), Die Gemeindeposition ist dagegen recht gün-
stig: mit einem Deckungsgrad aus Steuern und Sozialabgaben von
531% ihrer Einnahmen liegen sie an oberster Stelle der betrachte-
ten Länder, Den geringsten Wert weisen die Gemeinden der BRD
mit 34"7% auf, (Tabelle 4),

3, Häufig erhalten die Länder die höchsten Transfers aller Gebiets-
körperschaften, so etwa in Österreich 7"5% der Gesamtnettoein-
nahmen, Sie werden gefolgt von den Gemeinden, deren Transfer-
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einnahmen in der BRD (5'3%) und den USA (9'7%) die jeweilige
Länderposition sogar Ubersteigen (4'0% bzw 6'1%), Der Bund
bezieht jeweils nur ein vergleichsweise geringes Transfereinkom-
men (Spanne: 0% Kanada bis 1'8% Schweiz). (Tabelle 3)

4, Die sonstigen Einnahmen bieten ein uneinheitliches Bild, Während
sie in Österreich am höchsten beim Bund sind (6'2%), stellen in
der BRD und der Schweiz die Gemeinden, in Kanada und den
USA die Länder den Spitzenreiter. (Tabelle 3)
Wie wesentlich die Tranfers fUr die Länder Österreichs sind, zeigt
sich auch darin, daß diese Position 42'4% der Bruttoeinnahmen
der Länder ausmacht, International ist dies eine unublich hohe
Spitzenzahl, die Vergleichswerte liegen zwischen 15'4% (BRD)
und 25'6% (Schweiz), (Tabelle 4)

5, Bei den sonstigen Einnahmen wird der durch Tabelle 3 gewon-
nene Eindruck der Heterogenität bestätigt, (Tabelle 4)

6, Die Transfereinnahmen von anderen Gebietskörperschaften bestä-
tigen das bisherige Ergebnis : Vergleichsweise hohe Transferein-
nahmen der Länder, geringere der Gemeinden und relativ unbe-
deutende diesbezUgliche Einnahmen des Bundes, Insgesamt wie-
derholt sich dieses Bild bei keinem der untersuchten Bundesstaa-
ten, (Tabelle 3)

7, Die Nettogesamteinnahmen zeigen ein deutliches überwiegen der
Bundeseinnahmen (64'8%; Spanne: 39'1% Kanada bis 60'6%
BRD), die Länder bleiben entsprechend zurück (16'7%; Spanne:
201% BRD bis 41'2% Kanada), Die Gemeinden liegen in der un-
teren Hälfte (18'5%; Spanne: 18'2% BRD bis 25'8% USA), (Ta-
belle 3)

8, Die zentralistischen Staaten weisen erwartungsgemäß bei Steuern
und Sozialabgaben ein Überwiegen des Zentralstaates auf, das
zwar durch Transfers etwas korrigiert wird, das Gesamtbild aber
nur in Dänemark ändert, wo die Gemeinden mehr als die Hälfte
der Gesamtnettoeinnahmen für sich verbuchen können,

3.3. Zusammenfassung

1, Im internationalen Vergleich insbesondere mit Bundesstaaten lie-
gen die Gemeinden in Österreich innerhalb der Norm,

2, Das Verhältnis Bund-Länder ist gekennzeichnet durch eine unter
förderativen Staaten geringe Selbstfinanzierung der Lä.nder aus
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eigenen Steuern und hohem Abstellen auf (zweckgebundenen)
Transfers. Diese machen mehr als 40% der Gesamteinnahmen der
Länder aus. Dieser hohe Anteil ist ua darauf zurückzuführen, daß
der Bund die Ausgaben fUr Bildung und Erziehung fast zur Gänze
refundiert.

3. Eine Reform in Richtung der international vorherrschenden
Struktur in Bundesstaaten wUrde sowohl die Autonomie der Län-
der als auch ein größeres Bewußtsein der Öffentlichkeit für die
Steuern, die durch die Regierungsebenen erhoben werden, för-
dern.
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4. FINANZVERFASSUNG UND FINANZAUSGLEICH IM
ENGEREN SINN

4.1. Die fmanzverfassungsgesetzlichen Grundlagen des
Finanzausgleichs

4.1.1. Allgemeine Grundsiitze

Das Finanz- Verfassungsgesetz 1948 hat die Regelung der finan-
ziellen Beziehungen zwischen dem Bund und den "übrigen Gebiets-
körperschaften" zum Gegenstand. Sein Schwerpunkt liegt einerseits
auf der Regelung der Kostentragung, andererseits auf der Statuie-
rung von Grundsätzen fUr die Verteilung der Besteuerungsrechte und
Abgabenerträge zwischen dem Bund und den Ländern (Gemeinden),
also den Finanzausgleich im engeren Sinn.

Kritisiert wird in der Literatur34) vor allem, daß die Finanzverfas-
sung derzeit nicht ausreichend auf das in der Bundesverfassung ver-
ankerte Prinzip des Föderalismus abgestimmt ist, denn sie überträgt
die Kompetenz-Kompetenz in Abgabenangelegenheiten an den ein-
fachen Bundesgesetzgeber, ohne den anderen Finanzausgleichspart~
nern ein entsprechendes Gegengewicht in Form erhöhter Mitsprache-
rechte zu verschaffen, und die Landesgesetzgebung ist selbst dort, wo
sie autonom tätig werden kann, mit einer Reihe von Einschränkungen
und Barrieren konfrontiert. Die Gemeinden treten in der Finanzver-
fassung völlig in den Hintergrund.

Eine Neuordnung der Finanzverfassung sollte daher, ohne die
Vorteile bundeseinheitlicher Regelungen zu ignorieren, mit dem Ziel
einer Stärkung der Stellung der Länder und Gemeinden als Basis für
die Schaffung verstärkter fiskalischer Äquivalenz im Sinne der Zu-
sammenführung von Finanzierungsveranrworrung und materieller
Zuständigkeit fUr die öffentlichen Leistungen erfolgen, ausgehend
von der Parität und Autonomie aller Finanzausgleichsparrner: Die
Deckungsbedürfnisse der drei Ebenen sind als qualitativ gleichwertig
anzusehen, und fUr alle Gebietskörperschaften sollte eine möglichst
autonome Haushaltsführung gewährleistet sein.

H) Vgl z. B. Neuordnung der Kompetenzverteilung in Österreich, Grundlagen und
Ergebnisse der Arbeitsgruppe fUr Fragen der Neuordnung der bundesstaatlichen Kom-
petenzveneilun6 (Strukturreformkommission), Hg: Bundeskanzleramt- Verfassungs-
dienst, Wien, oJ.



4.1.2. Grundsätze}Ur den Finanzausgleich

Das in der Bundesverfassung verankerte Gleichheitsgebot wird in
der Finanzverfassung im § 4 zum Ausdruck gebracht: Die durch die
Bundesgesetzgebung vorzunehmende Regelung der Verteilung der
Besteuerungsrechte und Abgabenerträge und die Gewährung von Fi-
nanzzuweisungen und Zuschüssen hat in Übereinstimmung mit der
Verteilung der Lasten der öffentlichen Verwaltung zu erfolgen und
darauf Bedacht zu nehmen, daß die Grenzen der Leistungsfähigkeit
der beteiligten Gebietskörperschaften nicht überschritten werden.

Weder die Kompetenzaufteilung durch die Bundesverfassung noch
die tatsächliche Situation der Aufgabenerfüllung und Ausgabenbela-
stung stellen jedoch eine geeignete Basis dar, um den Finanzbedarf
der einzelnen Finanzausgleichspartner in objektiver Weise festzustel-
len. Es bedarf daher, wie es auch der Verfassungsgerichtshof zum
Ausdruck gebracht hat, letztlich einer politischen Entscheidung über
den Finanzausgleich.

Der Verfassungsgerichtshof folgerte weiter, daß ein sachgerechtes
System des Finanzausgleichs schon im Vorfeld der Gesetzgebung
eine Kooperation der Gebietskörperschaften voraussetzt, daß also
Beratungen zwischen den Finanzausgleichspartnern unabdingbar
sind. Führen diese Gespräche dann zumindest in den wesentlichen,
grundsätzlichen Belangen zu einem Einvernehmen, kann jedoch nach
Ansicht des Verfassungsgerichtshofes in aller Regel davon ausgegan-
gen werden, daß eine dem Gleichheitsgebot des § 4 F-VG entspre-
chende Gesamtregelung getroffen wurde.

Diesem Gedankengang sollte auch bei der Reform des Finanz- Ver-
fassungsgesetzes durch ausdrUckliehe Normierung eines Verhand-
lungsgebotes für den Bund Rechnung getragen werden. Der derzei-
tige Inhalt des § 4 F-VG könnte zwar sinngemäß beibehalten werden,
jedoch nur als generelle Richtschnur, an welcher sich die Verhand-
lungen orientieren sollten.

Für den Fall, daß ein zeitlich befristetes Finanzausgleichsgesetz
außer Kraft tritt, ohne daß rechtzeitig ein neues beschlossen wurde,
ist in der Finanzverfassung derzeit nicht vorgesorgt. Im FAG 1989
sind zwar entsprechende Regelungen vorgesehen, doch nur für die
ersten vier Monate.

Vor allem fUr die Länder und Gemeinden wäre ein solches Finanz-
ausgleichs-Interregnum mit schwerwiegenden Konsequenzen verbun-
den, da ihnen dann unmittelbar keine Ertragsanteile mehr zustehen
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und die ihnen zugestandenen Besteuerungsrechte ihre gesetzliche Ba-
sis verlieren. In der Finanzverfassung soUten daher Regelungen für
den FaU vorgesehen werden, daß bei Außerkrafttreten eines Finanz-
ausgleichsgesetzes nicht rechtzeitig ein neues beschlossen wird. Diese
Regelungen soUten jedoch so gestaltet werden, daß die Notwendig-
keit zum Abschluß eines neuen Finanzausgleichs besteht. Die den
Ländern und Gemeinden eingeräumten Besteuerungsrechte müßten
jedenfaUs unbefristet bestehen bleiben.

4.1.3. Regelung der Abgaben- und Ertragshoheit

Am Steuerverbund, durch welchen die österreichische Finanzaus-
gleichsrealität geprägt ist, soUte prinzipiell festgehalten werden. Für
ein Verbundsystem sprechen vor allem

die einheitliche Rechtsgrundlage und die einheitliche VolIzie-
hung,

die Möglichkeit einer zentralen Steuerpolitik und

die Möglichkeit, durch Wahl entsprechender Aufteilungsschlüssel
Umverteilungswirkungen herbeizuführen.

Der Nachteil eines Verbundsystems, nämlich das Auseinanderklaf-
fen der politischen Verantwortung für die Abgabengesetzgebung
einerseits und die Ertragshoheit andererseits, könnte durch verstärkte
Möglichkeiten für die Länder zur Einhebung eigener Abgaben und
durch Umgestaltung von gemeinschaftlichen Bundesabgaben zu ge-
teilten Abgaben in Form von Stammabgaben des Bundes und Zu-
schlagsabgaben der Länder gemildert werden.

Nach § 3 Abs 1 F-VG regelt die einfache Bundesgesetzgebung die
Verteilung der Besteuerungsrechte und Abgabenerträ.ge zwischen
dem Bund und den Lä.ndern (Gemeinden). Diese uneingeschränkte
Zuständigkeit des einfachen Gesetzgebers wird als dem bundesstaatli-
chen Prinzip widersprechend angesehen.

Durch die vorgeschlagene Normierung eines Verhandlungsgebotes
für den Bund beim Finanzausgleich wäre das Problem deutlich ent-
schärft. Ergänzend dazu sollte zumindest der Kernbereich der Abga-
ben- und Ertragshoheit schon in der Finanzverfassung festgelegt wer-
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den, etwa durch explizite Nennung vor allem der Einkommensteuern
und der Umsatzsteuer als geteilte Abgaben. Dabei soll die Tranpa-
renz des Steuersystems und der Grundsatz der Einheitlichkeit des
Wirtschaftsgebietes jedoch weitestgehend gewahrt werden.

Den Ländern steht nach herrschender Lehre und Rechtsprechung
ein Steuererfindungsrecht zu, doch verfUgt es uber keine - zumin~
dest explizite - verfassungsrechtliche Verankerung. Dieses Abga-
benerfindungsrecht der Länder hat im Gegensatz zur Ersten Repu-
blik, in welcher es, verfassungsrechtlich ausdrücklich gewährleistet,
zu einer starken Säule der Einnahmen der Länder wurde, in der
Zweiten Republik bisher zwar nur eine untergeordnete Rolle gespielt,
doch sollte diesem Instrument wieder verstärktes Leben eingehaucht
werden. Den Ländern, die derzeit rund 95% ihrer Steuereinnahmen
aus gemeinschaftlichen Bundesabgaben beziehen, sollte die Möglich-
keit geboten werden, ein größeres Maß an Eigenverantwortung bei
der Abgabenfestsetzung zu übernehmen, vor allem im Rahmen von
Zuschlagsabgaben, aber auch beim Einsatz der Besteuerung als ord-
nungspolitisches Instrument.

Dazu sollte das Abgabenerfindungsrecht der Länder in der Finanz-
verfassung ausdrUcklich verankert werden. Hand in Hand damit wä-
ren die vielfältigen Einschränkungen und Eingriffsrechte der Bundes-
gesetzgebung, welche die Finanzverfassung derzeit in bezug auf die
Abgabenhoheit der Länder vorsieht, auf ihre ökonomische Sinnhaf-
tigkeit zu uberprufen.

Beabsichtigt der Bund die Inangriffnahme steuerpolitischer Maß-
nahmen, die mit einem Ausfall an Steuern verbunden sein können, an
denen die Länder und Gemeinden beteiligt sind, so hat er mit diesen
Verhandlungen zu fuhren; das gleiche gilt fUr Mehtbelastungen, die
als Folge von Maßnahmen des Bundes am Zweckaufwand der Länder
und Gemeinden zu erwarten sind. Diese Vorschrift findet sich derzeit
in § 5 FAG 1989. Es bleibt aber ohne Konsequenz, wenn diese Ver-
handlungen zu keinem Ergebnis führen.

Ein etwas stärkeres Gewicht hätte es, wenn dieses Verhandlungsge-
bot schon in der Finanzverfassung fixiert wUrde, ergänzt durch eine
gleichartige Bestimmung fUr das Verhältnis zwischen Ländern und
Gemeinden.

Ein Problem besonderer Art ergibt sich im Zusammenhang mit der
Finanzierung von Gemeindeverbänden, die in der Finanzverfassung
zwar an einzelnen Stellen genannt werden, in die generellen Finanz-



ausgleichsregelungen jedoch nicht einbezogen sind. Da es sich bei ih-
nen nach überwiegender Lehrmeinung nicht um Gebietskörperschaf~
ten handelt, kann ihnen nach der geltenden Rechtslage keine Abga-
benhoheit zugestanden werden. (In erster Linie kämen Leistungsge-
bUhren in Frage.) Auch eine Ertragshoheit kann ihnen nicht zuge-
standen werden. Wohl sieht § 3 Abs 2 F-VG eine landesgesetzliche
Regelung für die Umlegung des Bedarfes von Gemeindeverbänden
vor, doch wird bezweifelt, daß es sich dabei um eine abschließende
Regelung handelt.

Vereinzelt wird daher zur Diskussion gestellt, auch Gemeindever-
bände mit Abgabenhoheit auszustatten. Auf jeden Fall wäre eine
KlarsteIlung der Zuständigkeit fUr die Regelung der Finanzierung
von Gemeindeverbänden sinnvoll. Als Finanzierungsinstrument kä-
men, soferne keine Abgaben- bzw Ertragshoheit zugestanden wird,
Umlagen oder Pflichtbeiträge in Betracht.

4.2. Ausmaß der Einnahmenautonomie der Gebietskörperschaften

4.2.1. Ökonomische Aspekte

In ökonomischer Betrachtungsweise läßt sich der Grad der Einnah-
menautonomie einer Gebietskörperschaft aus der Einnahmenstruktur
ablesen. Dabei zeigen die aggregierten Länderbudgets (inklusive
Wien) fOr 1989 folgendes Bild:

Tabelle 5

Ländereinnahmen (einschl Wien als Land) - Aufkommen und
%-Anteile am Aufkommen

Mio S %

Landesabgaben
Gemeinsch. Bundesabgaben (EA)
Finanzzuweisungen, Zuschüsse, BeiträgeO)
Schuldaufnahme
Sonstige Einnahmen')

2.970
57.213
58.562

3,402
2.759

2,4
45'8
46'9

2'7
2'2

(Korr.) Einnahmen') 124.906 100'0
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Mio S %

Gemeindesteuern (-abgaben) 30.371 17"3
Gebühren 10.871 62
Gemeinsch. Bundesa~aben (EA) 38.510 220
Finan.zzuweisun~en, uschUsse, Bedarfs-

1·1-.750 8'4-zuwelsunften, Belträ.ge
Schuld au nahme 7.619 n
Sonstige Einnahmen') 73.183 4-17

(Korr.) Einnahmen') 175.304- 100'0

Tabelle 6

Gemeindeeinahmen (einschI. Wien als Gemeinde) - Aufkommen und
%-Anteile am Aufkommen

0) ZB Wohnb ..uförden.1nKJ-Zweck.zutlchtiue~ Enar.z von ~lOldlln8lkoltrn für die Landellrhrer, Landellumll.ge
1) Entgelte, Überschusse ou, Vorjohr<n1 Verlußerungstrlo,e, RUcklogen, ,on"ige ouße'o<dentliche Einnohmen
1) Korrektur: ohne Zufuhruns:en aUI dem ordentlichen Ham~ha1t
Q... llt: Geborung,u~"ichltn 1989, OSTAT, eigene Ber<chnungen

Nahezu 93% der Ländereinnahmen stammen entweder aus ge-
meinschaftlichen Bundesabgaben (45'8%) oder aus Finanzzuwei-
sungen/Zuschüssen/Beiträgen (46 '9%). Alle übrigen Einnahmen-
komponenten, unter ihnen auch die Landesabgaben (2'4%), nehmen
sich dagegen sehr bescheiden aus. Damit kann für die Länder kon-
statiert werden, daß die Einnahmenautonomie - gemessen an der
Entscheidungs-, Gesetzgebungskompetenz - äußerst schwach aus-
geprägt ist. Einerseits dominiert zwar das Verbundsystem und -
mit noch geringerem Autonomiegrad verbunden - das Zuwei-
sungssystem. Die Landeshaushalte sind durch einen hohen Grad
von Zweckbindungen gekennzeichnet. Andererseits zogen die Län-
der die Ertragsanteile eigenen Abgaben vor, da sie um die ergiebi-
gen Steuern mit hoher Aufkommenselastizität fürchteten. Dadurch
konnte die Verantwortung für die Steuereinhebung auf den Bund
abgeschoben werden.

Untersucht man die aggregierten Gemeindeeinnahmen (inklusive
Wien), so hatten die eigenen Steuern mit 17'3% (1989) ein deutlich
höheres Gewicht als bei den Ländern. Die Autonomie der Gemeinden
bei der Abgabenausschreibung ist allerdings insoweit eingeschränkt,
als bei der Gewerbesteuer nur die Wahlmöglichkeit zwischen Nicht-
ausschreibung und Ausschreibung mit einem fixen Hebesatz besteht
und bei anderen Abgaben (Lohnsummen- und Grundsteuer) Ober-
grenzen fl.lr die HebesätZe bestehen. Die Neuregelung der Getränke-
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besteuerung durch die FAG-Novelle 1991 entzieht den Gemeinden
das formale Hebesatzrecht auch bei der Getränkesteuer, Auf die Er~
tragsanteile an gemeinschaftlichen Bundesabgaben entfielen 22'0%
der Einnahmen, diverse Finanzzuweisungen, Zuschüsse, Bedarfszu-
weisungen und Beiträge machten 8'4% aus. Auffallend hoch waren
die sonstigen Einnahmen (insbesonders öffentlich-rechtliche und pri-
vatrechtliche Entgelte) mit einem Anteil von 41"7%. 6'2% entfielen
auf die Gebührenerhebung und 4'3% auf die Schuldaufnahme.

Die Einnahmenautonomie der Gemeinden ist damit auf den ersten
Blick günstiger zu beurteilen. Eine eingehendere Analyse der zeitli-
chen Entwicklung zeigt jedoch, daß der Anteil der ausschließlichen
Gemeindeabgaben zurückging; deren Ersatz durch Ertragsanteile
oder Zuweisungen bedeutet einen Autonomieverlust, Zum anderen
zeigt sich, daß von "echten" Hebesatz- und Ausschreibungsrechten
nur dann zu sprechen wäre, wenn die Gewährung von Zuweisungen
nicht an die maximale Ausschöpfung dieser "Rechte" gebunden wäre,

4.2,2. Kriterien jUr die Zuteilung einzelner Steuern auf die
Gebietskörpers cha/tsebenen

Sollen zur Stärkung der Einnahmenautonomie den Gebietskörper-
schaften adäquate Steuerquellen zugewiesen werden, dann ist es
zweckmäßig, Kriterien zu entwickeln, die Anhaltspunkte für eine Zu-
ordnung liefern können. Wird eine effiziente Erfüllung der drei
Hauptfunktionen des öffentlichen Sektors (Allokation, Stabilisierung
und Verteilung) angestrebt, dann ergeben sich eine Reihe von Krite-
rien fUr die ebenenspezifische Steuerzuteilung35):

1. Um zu vermeiden, daß die Akzeptanz der "Effizienzperspektive"
eine Unterordnung der Besteuerungsrechte der mittleren und un-
teren Gebietskörperschaftsebenen unter die Funktionserforder-
nisse nur des Zentralstaates zur Folge hat, muß vorweg von einem
quantitativen Kriterium für die beiden unteren Gebietskörper-
schaftsebenen ausgegangen werden : Von allen Einnahmenarten
sollten die Steuereinnahmen die mit Abstand größte Bedeutung
haben, die intragovernmentalen Transfers hingegen nur eine er-
gänzende Rolle spielen,

") Vgl dazu: Schönbäck, W; Ökonomische Gesichtspunkte der Steuer- und Aufga-
benverteilung, in: Neuordnung der Kompetenzverteilung in Österreich, Grundlagen
und Ergebnisse der Arbeitsgruppe fUr Fragen der Neuordnung der bundesstaatlichen
Kompetenzverteilun/t (Strukturreformkommission), Hg: Bundeskanzleramt- Verfas-
sungsdienst, Wien, 0).



2. Aus dem allgemeinen Kriterium der Transparenz ist abzuleiten,
daß die Steuereinnahmen der mittleren und unteren Gebietskör-
perschaftsebene zu einem erheblichen Teil durch eigene Steuern
aufgebracht werden sollen, um sicherzustellen, daß die politische
Verantwortung für die Ausgabenentscheidungen und für die Be-
steuerungsentscheidung nicht getrennt voneinander wahrgenom-
men werden, da eine Trennung dieser beiden Verantwortungsbe-
reiche ineffiziente Ausgabensteigerungen bewirkt.

3. Den Ländern und Gemeinden sollten Steuerobjekte mit geringer
interregionaler bzw interkommunaler Mobilität zugeteilt werden,
weil dadurch allokationsverzerrende Ausweichreaktionen der
Steuerpflichtigen nicht zu erwarten sind. Steuern auf Grund- und
sonstiges Realvermögen und auf natürliche Ressourcen erfüllen
dieses Kriterium.

4. Personensteuern, insbesondere solche mit progressivem Steuertarif
(Einkommensteuer), sollten der Gebietskörperschaft zugeteilt
werden, die in der Lage ist, den Steuergegenstand global zu erfas-
sen. Das kann begründet werden durch die leichtere Erfassung so-
wie durch die Lukrierung von neconomies of scale" in der Steuer-
einhebung.

5. Steuern mit progressivem Steuertarif, die für die Einkommensum-
verteilung benötigt werden, sollten dem Zentralstaat zugeteilt wer-
den. Als wichtige Gründe wären die effizientere Einhebung, die
Vermeidung der sozioökonomischen Entmischung aufgrund von
Tarifniveauunterschieden und die Sicherung der vertikalen Ge-
rechtigkeit anzuführen.

6. Steuern, die für die Konjunkturstabilisierung benötigt werden,
sollten dem Zentralstaat überlassen werden, weil er (1) die größe-
ren Möglichkeiten der öffentlichen Verschuldung hat, weil (2) die
isolierte Konjunkturpolitik eines Landes geringe Erfolgsaussichten
hat und weil (3) eine erfolgreiche Konjunkturpolitik ein entspre-
chendes Agieren des Zentralstaates voraussetzt. Dem gegenüber
sollten die Steuern dezentraler Gebietskörperschaften von den
Konjunkturschwankungen möglichst unabhängig sein. Diesem Er-
fordernis entsprechen am ehesten Steuern auf Grund- und sonsti-
ges Realvermögen.

7. Steuerobjekte, deren Steuerbasis sehr ungleich zwischen den Ge-
bietskörperschaften verteilt ist, sollten dem Zentralstaat überlassen
werden. Ansonsten besteht die Gefahr, daß reich ausgestattete Ge-
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bietskörperschaften öffentliche Güter trotz unterdurchschnittli-
cher Steuersätze in überdurchschnittlichem Ausmaß anbieten.

8. Steuern, die dem aus öffentlicher Leistung gezogenen Nutzen (La-
sten) entsprechen ("Äquivalenzsteuern") sowie Benützungsgebüh-
ren sind grundsäztlich für alle, insbesondere aber für lokale Ge-
bietskörperschaften geeignet, da dort die Erfassung des Nutz-
(Last)effektes öffentlicher Leistungen tendenziell leichter durch-
zufuhren ist als auf Ebene des Zentralstaates.

Wenngleich sich aus diesen Kriterien keine umftssende Liste von
Steuern herausdestillieren läßt, aus der hervorgeht, welche Steuern
auf welcher Ebene angesiedelt werden sollen, so bieten sie dennoch
wichtige Hinweise in Richtung eines weiteren Ausbaus des Trennsy-
stems sowie für eine - auch im ArbeitsUbereinkommen der Bundes-
regierung geforderte - bessere übereinstimmung von Besteuerungs-
und Ausgabenentscheidung der Länder und Gemeinden.

4.3. Vertikaler Finanzausgleich

4.3.1. Ermittlung des Verteilungsvolumens

Die Einnahmen aus den gemeinschaftlichen Bundesabgaben wer-
den im Bundeshaushalt nicht brutto ausgewiesen, sondern bereits um
verschiedene Erstattungsbeträge gekürzt. Bei den einkommensabhän-
gigen Steuern sind dies: Bausparprämien, Mietzinsbeihilfen, Prämien
nach dem Kaptialversicherungs-Förderungsgesetz, fruher auch Hei-
ratsbeihilfen und Investitionsprämien. Im Jahre 1991 betrugen diese
Erstattungsbeiträge insgesamt rund 21 Mrd Schilling. Dieser Betrag
wird vom Aufkommen an Lohnsteuer und Einkommensteuer im Ver-
hä~tnis 3: 1 abgezogen und steht daher für die Verteilung der Steuer-
einnahmen auf die Gebietskörperschaften nicht zur VerfUgung.

Neben diesen Abzügen von den einkommensabhängigen Steuern
werden auch die VergUtungen an Mineralölsteuer fUr Treibstoffver-
billigung an die Land- und Forstwirtschaft (bis 1991) sowie die ÖBB
von insgesamt 1'0 Mrd Schilling (1991) und die UmsatzsteuerrOck-
vergütungen an die ausländischen Vertretungsbehörden im Ausmaß
von 0'3 Mrd Schilling abgezogen. Insgesamt betrugen daher 1990 die
Erstattungen rund 4 Mrd Schilling und verringerten das im Bundes-
haushalt ausgewiesene Brutto-Steueraufkommen.
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Vom Steueraufkommen, das im Bundeshaushalt ausgewiesen wird,
werden von der Verteilung auf die einzelnen Gebietskörperschaften
noch der mit 9"5 Mrd Schilling fixierte Abgeltungsbetrag an den Fa-
milienlastenausgleichsfonds (er wird ebenfalls im Verhältnis 3: 1 zwi-
sehen Lohnsteuer und Einkommensteuer geteilt) sowie die Anteile an
den Katastrophenfonds, den Familienlastenausgleichsfonds sowie den
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds abgezogen" Dazu kommt seit
1992 ein Vorwegabzug aus dem Mineralölsteueraufkommen für
Zwecke der Fruchtfolgeförderung.

Jene Beträge, die im fixen Verhältnis von 3:1 zwischen Lohnsteuer
und Einkommensteuer geteilt werden, verzerren aufgrund der unter-
schiedlichen Aufteilungsschlüssel bei Lohnsteuer und Einkommen-
steuer den vertikalen Finanzausgleich. Das fixe Verhältnis von 3:1 ist
bereits seit vielen Jahren unverändert, obwohl sich das Aufkommen
an Lohnsteuer und Einkommensteuer recht unterschiedlich entwik-
kelt hat.

Noch am Beginn der achtziger Jahre spiegelte der SchlUssel von 3: 1
ziemlich genau das Verhältnis zwischen den Einnahmen aus Lohn-
steuer und Einkommensteuer. Im Jahre 1988 entfielen hingegen be-
reits weniger als 21% des Aufkommens dieser beiden Steuern auf die
Einkommensteuer und bereits mehr als 79% auf die Lohnsteuer. Die
Steuerreform hat 1989 diesen Trend Zwar kurzfristig unterbrochen,
seither setzt er sich aber wieder fort.

Das bedeutet, ein Aufteilungsverhältnis der Abgeltungsbeträge von
4:1 zwischen Lohnsteuer und Einkommensteuer wUrde gegenwärtig
der Realität besser entsprechen, Das heißt, von der Lohnsteuer wird
jetzt zu wenig, von der Einkommensteuer hingegen zuviel abgezo-
gen, wodurch es zu Verzerrungen in der Aufteilung der Lohn~ und
Einkommensteuereinnahmen auf die einzelnen Gebietskörperschaf-
ten kommt.

Insgesamt wurden 1990 rund 12'3 Mrd Schilling nach dem 3:1-
Verhältnis aufgeteilt, wovon 3'1 Mrd Schilling auf die Einkommen-
steuer und 9"2 Mrd Schilling auf die Lohnsteuer entfielen. Bei einem
Verhältnis 4:1 würden hingegen 0'62 Mrd Schilling zwischen Lohn-
steuer und Einkommensteuer verschoben. Das wUrde geringere Ein-
nahmen fur den Bund und ZUSätzliche fUr Länder und Gemeinden
bedeuten.

Nicht nur diese fixe Aufteilungsverhältnis verzerrt die Verteilung
der einkommensabhängigen Steuern, sondern auch andere Faktoren,
Die Lohnsteuer und die (beiden) Kapitalertragsteuern sind nur be-
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sondere Einhebungsformen der Einkommensteuer. Anrechnungen
dieser Steuern bei der Veranlagung zur Einkommensteuer sind mög-
lich. Besonders zwischen den Kapitalenragsteuern und der Einkom-
mensteuer kann eS durch Anrechnungen zu Verlagerungen im Auf-
kommen kommen, die durch die abweichenden AufteilungsschlUssel
auch den venikalen Finanzausgleich beruhren. Es können sich da-
durch auch Einflusse auf das Körperschaftsteueraufkommen (als aus-
schließliche Bundesabgabe) ergeben.

Das Steueraufkommen zwischen Einkommensteuer (als gemein-
schaftlicher Bundesabgabe) und der Körperschaftsteuer (als aus-
schließlicher Bundesabgabe) wird noch dadurch beeinflußt, daß im-
mer mehr Unternehmungen die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft
wählen. Die Steuerreform 1988 hat diese Tendenz deutlich begün-
stigt. Das Aufkommen an Körperschaftsteuer steigt daher merklich
stärker als jenes aus der Einkommensteuer. Zwischen 1988 und 1992
stiegen die Einnahmen an Körperschaftsteuer um 65%, jene an Ein-
kommensteuer hingegen um 32%.

Nicht nur bei den einkommensabhängigen Steuern (ausgenommen
die Kapitalenragsteuer auf Zinsen), sondern auch von den Einnah-
men an Umsatzsteuer werden vor der Auf teilung auf die Gebietskör-
perschaften Anteile für den Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds
und den Umwelt- und Wasserwinschaftsfonds abgezogen. Die ein-
zelnen Gebietskörperschaften finanzieren daher im Verhältnis der
Aufteilungsschlüssel diese Überweisungen an die Fonds mit.

Das Aufkommen an gemeinschaftlichen Bundesabgaben, insbeson-
dere an einkommensabhängigen, wurde schließlich in der Vergan-
genheit auch dadurch beeinflußt, daß ausschließliche Bundesabgaben
eingefühn oder ihre Sätze veränden wurden und sich dadurch die
Bemessungsgrundlage für bestimmte gemeinschaftliche Bundesabga-
ben verändene, weil diese (neuen) ausschließlichen Bundesabgaben
als Betriebsausgaben abzugsfähig sind. Als Beispiele dafür können die
Sonderabgabe von Banken, die Sonderabgabe von Erdöl oder der
Straßenverkehrsbeitrag dienen.

4.3.2. Au/teilungsverhältnisse und deren Entwicklung

Im Aufteilungsverhältnis der einkommensabhängigen Steuern zwi-
schen Bund, Ländern und Gemeinden lassen sich in den achtziger
Jahren drei Perioden unterscheiden. Zwischen 1980 und 1984 hat der



4.3.3, Sonderprobleme

Bund bei den einkommensabhängigen Steuern geringfügig Anteile zu
Lasten der Länder und Gemeinden gewonnen, in den Jahren 1985/88
hat der Bund zwar ebenfalls Anteile gewonnen, ebenso die Gemein-
den, wogegen die Länder verloren. In den letzten Jahren hat der
Bund zugunsten der Länder und Gemeinden verloren.

Insgesamt entwickeln sich die Anteile der Gebietskörperschaften an
den gemeinschaftlichen Bundesabgaben recht unterschiedlich, Das
Aufkommen an gemeinschaftlichen Bundesabgaben ist von 175'5
Mrd Schilling (1980) auf 371"0 Mrd Schilling (1991) gestiegen. Das
entspricht einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 7"0%, Die
Aufkommenselastizität der gemeinschaftlichen Bundesabgaben bezo-
gen auf das Brutto-Inlandsprodukt liegt bei 1'15. Der Anteil des Bun-
des an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben hat sich in den achtzi-
ger Jahren von rund 54% auf 61% erhöht. Die Ertragsanteile der
Länder und Gemeinden stiegen hingegen schwächer als das Aufkom-
men der gemeinschaftlichen Bundesabgaben insgesamt. Der steigende
Anteil des Bundes läßt sich auf drei Faktoren zurückzuführen: Zum
einen auf die starke Dynamik der Lohnsteuer, an deren Aufkommen
der Bund im Vergleich zur veranlagten Einkommensteuer und der
Kapitalertragsteuern überdurchschnittlich beteiligt ist, zum anderen
dadurch, daß Steuererhöhungen bei solchen Steuern stattfanden, bei
denen ebenfalls der Anteil des Bundes am Aufkommen überdurch-
schnittlich hoch ist (Umsatzsteuer, Mineralölsteuer), und schließlich
auf Systemumstellungen (z, B. Wegfall des Vorwegabzuges für
Wohnbauförderung) .

Im Zusammenhang mit dem vertikalen Finanzausgleich bestehen
noch Sonderprobleme, dazu zählt die Landesumlage und der Wohn-
baujördemngs-Zweckzuschuß·

Die Landesumlage könnte einer Art "zweiter" Verteilung der Er-
tragsanteile zugerechnet werden. Sie verändert schließlich die (end-
gültige) Verteilung der Einnahmen aus den Ertragsanteilen zwischen
Ländern und Gemeinden. Durch die Landesumlage wird ein Teil der
Ertragsanteile der Gemeinden an die Länder überwiesen. Diese Um-
lage wird damit begründet, daß nach dem Zweiten Weltkrieg die
Länder eigene Besteuerungsrechte (zugunsten der Gemeinden) verlo-
ren. Der Prozentsatz der Landesumlage ist im Laufe der letzten Jahr-
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zehnte von ursprünglich 20'5% auf gegenwärtig 8'3% gesenkt wor~
den. Insgesamt brachte die Landesumlage für die Länder (ohne
Wien) Einnahmen von 2'6 Mrd Schilling (1989). Die Landesumlage
ist von den einzelnen Gemeinden (des jeweiligen Landes) nach Maß-
gabe ihrer Finanzkraft zu tragen. Dadurch ergibt sich tendenziell ein
nivellierender Effekt in der horizontalen Verteilung der Ertragsan-
teile der Gemeinden (eines Landes).

Für die Wohnbauförderung wurden vor 1988 vom Aufkommen an
Lohn-, Einkommen-, Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer als Pro-
zentsatz (10'19%) vor Verteilung der Einnahmen auf die Gebietskör-
perschaften abgezogen. Diese Mittel für die Wohnbauförderung
schmälerten daher damals die für die vertikale Verteilung verfügba-
ren Einnahmen. Insoferne haben alle Gebietskörperschaften nach
Maßgabe der Aufteilungsschlüssel zur Wohnbauförderung beigetra-
gen. Seit 1988 werden die überweisungen der Wohnbauförderungs-
mittel an die Länder im Bundeshaushalt anders dargestellt. Der Bund
erhält einen höheren Anteil am Aufkommen der entsprechenden ge-
meinschaftlichen Bundesabgaben, dafür werden die Überweisungen
an die Länder in den Ausgaben dargestellt. Es erfolgt somit eine
Brutto-Darstellung, wogegen früher eine Netto-Darstellung erfolgte.
Der Anteil aus den entsprechenden gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben, der für die Wohnbauförderung zweckgewidmet ist, wurde von
10'19% auf 9'22% gesenkt.
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4.4. Horziontaler Finanzausgleich

Der horziontale Finanzausgleich regelt die Verteilung gemein-
schaftlicher Bundesabgaben auf die Gebietskörperschaften gleicher
Ebene.

4.4.1. Au./kommens- und BedarjSprinzip

Die Vielzahl der für die länderweise Auf teilung der Länder- und
Gemeindeertragsanteile an den gemeinschaftlichen zur Anwendung
gelangenden Schlüssel entspringt keiner übergeordneten, geschlosse-
nen Konzeption. Sie ist Verhandlungsergebnis und durch ein hohes
Maß an Komplexität und Intransparenz gekennzeichnet.
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Tabelle 7

Die liinderweise Au/teilung der Liinder~ und Gemeindeertragsanteile
1990 gem §8 Abs 2 FAG 1989

U1ndor Gttmcinden
Mio S % Mio S %

Volkszahl 48,977 75"6 7.977 16'6

'/, Wien, Rest Volkszahl ohne Wien 832 1"3

abgestufter Bevölkerungsschlussel 25.674 53'4

L:lnderweises Aufkommen:
veranlagte Einkommensteuer 8561 13"2 4,274 8"9
Gewerbesteuer 282 0'4 4,898 10'2
Kapitalertragsteuer I 268 0'4 1.342 2'8
Erbschafts- u, Schenkungssteuer 317 0'5
Bodenwertabgabe 61 0'1
Grunderwerbsteuer 3.317 6'9
Kraftfahrzeugsteuer 3.400 52 92 0'2

LlInderweiser Bierverbrauch 437 07 199 0'4

Gebietsfläche 424 07 137 0'3

Straßenl:tnge 282 0"4 92 0"2

Länderweise Gemeindeertragsanteile 1.004 1"5

Summe Ertragsanteile 64.784 100'0 48,063 100"0

Die insgesamt 15 Verteilungsschlüssel können auf zwei "Grundphilo-
sophien", auf das Aufkommens- und auf das Bedarfsprinzip, zurück~
geführt werden.

Das "Aufkommensprinzip" bildet in der gegenwärtigen Ausprägung
die länderweise akkumulierten Zahlungseingänge der betreffenden
gemeinschaftlichen Bundesabgaben bei den entsprechenden Finanz~
ämtern ab. Der "Zentralstelleneffekt" bei einigen Steuern verzerrt da-
bei das länderweise Aufkommen. Die Bezeichnung "Zahlungsprin-
zip" würde deshalb den Tatbestand präziser erfassen.

Das "Bedarfsprinzip" hat zum Ziel, länderweise unterschiedliche
Ausprägungen unterschiedlicher Bedarfskomponenten bei der Vertei-
lung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben angemessen zu berück-
sichtigen, Der empirische Befund zeigt, daß derzeit im wesentlichen
- die Gebietsfläche und die Straßenlänge sind unbedeutende Aus-
nahmen - nur eine einzige Bedarfskomponente, die Volkszahl (un-
veredelt oder durch den abgestuften Bevölkerungsschlüssel veredelt),
als zentrale Bedarfskomponente Berücksichtigung findet.
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Tabelle 8

Der Umverteiungse./ftkt des horizontalen Finanzausgleichs
im Jahre 199()l)

(1) (2) ()) (4) (5) (6)')
Aufkommen Aufkommen (1) - 100 EA 1990 (I) - 100 (4)-(2)

1990 1990 bereinigt (2) in % von (I) (4) in % von (1)

B 1.153 2.157 (187) 3.327 (289) + 1.170
K 5.052 6.373 (126) 7.556 (156) +1.183
N 9.600 17.408 (181) 20.045 (209) +2.637
0 16.644 18.480 (111) 18.229 (91) - 251
S 11.078 8.088 (73) 7.301 (66) - 787
St 9.548 13.509 (141) 16.176 (146) +2.667
T 7.033 9.448 (134) 9.051 (129) - 397
V 5.000 5.442 (109) 4.959 (99) - 483
W 47.739 31.942 (67) 26.203 (55) -5.739

112.847 112.847 112.847 0

1~ Erl~u .. run~ ,iehe Te."
1 Abfluß (- • Zu fluß (+)

In der Finanzausgleichspraxis dominiert das Bedarfsprinzip eindeu-
tig: Entscheidendes Kriterium bei der Verteilung der Länderertrags-
anteile im Jahr 1990 war mit 76'9% die Bedarfskomponente "einfa-
che Volkszahl". Das Aufkommensprinzip steuerte dagegen nur
19'8% der Verteilung, Bei der länderweisen Verteilung der Gemein-
deertragsanteile wurden 1990 70'3% nach der Volkszahl (davon
53"4% nach der veredelten Volkszahl) und 29'1 % nach dem Auf-
kommensprinzip zugewiesen,

Tabelle 8 zeigt, welche länderweisen Umverteilungswirkungen da-
durch entstehen, daß einige gemeinschaftliche Bundesabgaben nicht
nach dem länderweisen Aufkommen, sondern nach anderen Schlus-
sein (insbesonders nach der veredelten bzw unveredelten Volkszahl)
verteilt werden, Dabei werden zwei Vergleiche angestellt:

Den länderweisen Summen an Ertragsanteilen von Ländern und
Gemeinden wird zum einen das um den Bundesanteil reduzierte
länderweise Aufkommen an gemeinschaftlichen Bundesabgaben
gegenUbergestellt.
Um der Kritik zu begegnen, daß der "ZentralstelIeneffekt" bei
einigen Steuern das länderweise Aufkommen verzerrt, werden
zum anderen die länderweisen Summen an Ertragsanteilen von
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Ländern und Gemeinden bereinigt. Dabei werden z. B. die Um-
satzsteuer nach dem Bruttoregionalprodukt und die Lohnsteuer
nach dem Lohnsummensteueraufkommen zugeordnet.

Die durchaus beachtlichen Umverteilungseffekte werden noch
durch den Kopfquotenausgleich und die Finanzzuweisung an die Ge-
meinden zur Finanzkraftverstärkung ergänzt.

Das "richtige" Mischungsverhältnis zwischen Aufkommens- und
Bedarfsprinzip wird immer eine politische Entscheidung bleiben. Das
Bedarfsprinzip dominiert derzeit das Aufkommensprinzip bei den
Länderertragsanteilen mit 4: 1, bei den Gemeindeertragsanteilen von
ca 2'5:1. Da die aufkommensdynamischen Steuern (Lohn-, Umsatz-
steuer) fast ausschließlich nach dem Bedarfsprinzip verteilt werden,
nimmt dieses an Gewicht tendenziell zu.

Es ist darauf hinzuweisen, daß das örtliche bzw länderweise Steuer-
aufkommen nicht nur die (Un-) Gunst der geographischen Lage wi-
derspiegelt, sondern auch Ausdruck einer aktiven Wirtschaftspolitik,
verbunden mit entsprechenden Lasten in Form von Ansiedlungs-, Er-
schließung-, Infrastruktur-, Ballungs- und Umweltkosten, ist. Des-
halb ist sicherzustellen, daß Anreize für wirtschaftliche Aktivitäten
(z. B. die Bereitschaft zur Betriebsansiedelung) erhalten bleiben. Das
Ausmaß der erreichten Umverteilung nach dem Bedarfsprinzip
scheint den angegebenen Zielsetzungen zu widersprechen. Dies gilt
sowohl für den Finanzausgleich zwischen den Ländern als auch län-
derweise für die Gemeinden.

4.4.2. Zur Finanzkrafi und Finanzbedarj von Gemeinden

Der Finanzkraftbegriff gemäß § 10 Abs 4 FAG spiegelt die tatsäch-
liche Einnahmensituation der Gemeinden nur unzureichend wider.
Wie mittels statistischer Analyse36) gezeigt werden kann, führt die Be-
rücksichtigung von nur zwei (nämlich der Grund- und der Gewerbe-
steuer) der vier bedeutsamen ausschließlichen Gemeindeabgaben zu
einer systematischen, sachlich nicht gerechtfertigten Begünstigung
von einnahmenstärkeren Gemeinden (etwa Fremdenverkehrsgemein-
den mit hohem Lohnsummen- und Getränkesteueraufkommen). Da
die Abgrenzung der Finanzkraft gemäß § 10 Abs 4 FAG zT gar nicht
oder nur geringfOgig modifiziert auch bei weiteren Verteilungsvor-

36) Vgl dazu: Schönbäck, W.; Simulationsmodell des österreichischen finanzaus-
gleichs. Zur Analyse der regionalen Verteilungseffekte des Finanzausgleichs, Studie im
Auftrag der Österreichischen Raumordnungskonferenz, Wien 1991.
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gängen (z. B. Landes-, Krankenhaus- und $ozialhilfeumlage) heran-
gezogen wird, entstehen kumulative Verzerrungen zwischen unter-
schiedlichen nach sozio-ökonomischen Merkmalen gebildeten Ge-
meindetypen. Ein gultiger Finanzkraftbegriff sollte deshalb wenig-
stens die vier bedeutsamen ausschießlichen Gemeindeabgaben (Ge-
werbe-, Lohnsummen, Grund- und Getränkesteuer) umfassen.

Auch der Finanzbedarfbegriff gemäß § 10 Abs 3 FAG ist verkür-
zend definiert. Als "Finanzbedarfselemente" gelten die Landesdurch-
schnittskopfquote des Vorjahres der oben diskutierten Rumpf-"Fi-
nanzkraft" des betreffenden Bundeslandes sowie - als einziges ge-
nuines Bedarfsmerkmal - die veredelte Volkszahl. Dieses hat durch
die Verwendung der Finanzkraftkomponente Landesdurchschnitts-
kopfquote zur Ermittlung des Finanzbedarfs jedenfalls folgende Ver-
zerrungen zur Folge:

Gemeinden gleicher "Finanzkraft" erscheinen unterschiedlich fi-
nanzbedürftig, je nachdem, in welchem Bundesland sie liegen.
Der Größe nach vergleichbare Gemeinden in verschiedenen Bun-
desländern werden, je nach länderweise abgestufter Volkszahl
und dem Umfang des Finanzkraft-Finanzbedarf-Ausgleichs ge-
mäß § 10 Abs 2 FAG (Streuung der "Finanzkraft" innerhalb eines
Landes) länderweise unterschiedlich behandelt.
Die ausschießliche Verwendung der veredelten Volkszahl als Be-
darfskriterium fUhrt dazu, daß innerhalb eines Bundeslandes ein-
wohnerreichere Gemeinden "automatisch" finanzbedtirftiger er-
scheinen als einwohnerärmere.

Um diese unbefriedigende Operationalisierung des Bedarfsprinzips
durch die Volkszahl (veredelt oder unveredelt) zu beseitigen, könnte
eine von der heutigen Praxis abweichende Vorgangsweise eingeschla-
gen werden. Für diesen Verteilungsvorgang werden fünf Verteilungs-
schritte vorgeschlagen:

1. Mit Hilfe der einfachen Volkszahl wäre eine östereichweit gleiche
Basisausstattung pro Einwohner je Gemeinde sicherzustellen.

2. Die Gemeindegröße sollte auch weiterhin ein deutlich differenzie-
rendes Merkmal darstellen.

3. Die Aufwendungen und die räumliche Nutzenstreuung von zen-
tralörtlichen Einrichtungen von Gemeinden (Landes- und Bezirks-
hauptstadt, Universitäts-, Gerichts- und Krankenhausstandort mit
Abstufungen) sollten gesondert von der Gemeindegröße abgegol-
ten werden.



4.4.3. Abgestufter Bevölkerungsschlüssel

4. FUr die Übernahme von überregional wirksamen "public bads"
(Mülldeponien, Flughäfen, Truppenübungsplätze) sollten Gemein-
den ebenfalls entschädigt werden.

5. Ein Teil der gemeinschaftlichen Bundesabgaben sollte nach der
gemeindeweisen Finanzkraft rückverteilt werden: Als Abgeltung
für die mit dem Aufkommen an gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben üblicherweise verbundenen Kosten (Betriebsansiedelung, In-
frastruktur, Umweltlasten usw) und um die Anreize für weitere
Betriebsansiedlungen zu erhalten.

Die Gewichte der einzelnen Verteilungsschritte wären politisch
festzulegen.

In der Verteilung der Gemeindeertragsanteile ist die veredelte
Volkszahl (abgestufter Bevölkerungsschlüssel) das vorherrschende
Kriterium. Der abgestufte Bevölkerungsschlüssel weist in der derzei-
tigen Form eine Reihe von Ausgestaltungsmängeln auf. Vor allem
treten an den - aus ökonomischer Sicht - willkürlich gesetzten Stu-
fengrenzen erhebliche Progressionssprünge auf. Gemeinden, die
knapp über oder unter einer Stufengrenze liegen, werden bevorzugt
bzw benachteiligt (z. B. die Vorarlberger Gemeinden Hard und
Rankweil nach der Volkszählung 1981). Gemeinden innerhalb einer
Stufe werden undifferenziert behandelt, es entsteht eine "innere" Re-
gressIOn.

4.4.4. Volksziihlungsergebnisse

Da die Volkszahl (veredelt, unveredelt) auf der jeweils letzten amt-
lichen Volkszählung aufbaut, kommt es zwischen den Volkszählun-
gen zu einer Benachteiligung bevölkerungsdynamischer Bundeslän-
der. ZB entstanden aufgrund der Heranziehung der Volkszählungs-
ergebnisse 1981 dem Land Tirol und seinen Gemeinden im Jahr 1990
Mindereinnahmen von rd 315 Mio Schilling im Vergleich zur Bevöl-
kerungsfortschreibung des Österreichischen Statistischen Zentralam-
tes. Diese Bevölkerungsfortschreibungen eignen sich jedoch aus einer
Reihe von Gründen nicht als unumstrittene Verteilungs basis. Deshalb
sollte die Volkszahl - wie oben ausgefUhrt - durch weitere Be-
darfsindikatoren ergänzt werden.
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Tabelle 9

Vergleich Volksza"hlung 1981 und Bevölkerungsfortschreibung
(ÖSTA 1) 1990: Fiktive Auswirkungen auf die Verteilung der Er-

tragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben
(1) (2) ())

Burgenland -0'02 -3"34 - 56'5
Kärnten +1"69 -039 - 15'2
Niederösterreich +1'26 ~n9 -131'3
Oberösterreich +475 +3"64 +336'2
Salzburg +7"57 +T18 +263'0
Steiermark +0'06 -2"95 -2UO
Tirol +T18 +6'93 +310
Vorarlberg +7"41 +6'93 +1724
Wien -1"52 -4"88 -642'4

Erlu.uterungrn:
(I) J.änd"rwci .. Abweichung der BevölkerunK,fomchreibung deo ÖSTAT per 1990 im Vergleicb zur Volks-

z~b'uni 1981 in Prozent,
(2 UindtirweiJe Differenz der Enn ~a.nteile der Ulnder und G~m(l:inden fUr das ..hl" 1990; UnteT'.lIchied zwi-

,ehen endung noch Volk,,~hlung 198~ und noch Bevölkerung.foruchreibung deo 6STAT für 1990 in Proz"nt,
(3) wie (2), Utnderwei,e Differonz in Mio Srhilling,

4.5 Die Abgaben der Gemeinden

Das Aufkommen an Gemeindeabgaben (ohne Interessentenbei-
träge und Gebühren) betrug t 989 insgesamt 20 Mrd Schilling (ohne
Wien), das waren 44% der gesamten Steuereinnahmen der Gemein-
den (einschließlich der Anteile an den gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben), Zu den gesamten ordentlichen Einnahmen der Gemeinden
ohne Wien trugen sie 23% bei,

Die vier aufkommensstärksten Gemeindesteuern sind

die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag,
die Lohnsummensteuer,
die Getränkesteuer und
die Grundsteuer,

Diese vier Abgaben repräsentieren zusammen 91'5% des gesamten
Aufkommens an Gemeindeabgaben (ohne Wien). Ihrer Dominanz
zufolge stehen sie auch im Zentrum der Diskussion über eine Reform
des Gemeindesteuersystems,



4.5.1. Die Gewerbesteuer (Gewerbeertrag~ und Lohnsummensteuer)

Die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag wird im Veranla-
gungsverfahren von den Organen der Bundesfinanzverwaltung erho-
ben. Als Abgabe von demselben Besteuerungsgegenstand wird das
örtliche Aufkommen zwischen dem Bund und der betreffenden Ge-
meinde geteilt. Vom einheitlichen Steuermeßbetrag entfallen 128%
auf den Bund, 172% auf die Gemeinden. Die Gemeinden haben nicht
die Möglichkeit, den Hebesatz zu variieren, sie besitzen lediglich ein
freies Beschlußrecht hinsichtlich der Ausschreibung.

Das gesamtösterreichische Aufkommen an Gemeindegewerbesteuer
betrug 1989 7.674 Mio Schilling (mit Wien). Im Zeitablauf unterlag
das Aufkommen bedeutenden Schwankungen (siehe Tabelle 10 und
Grafik 1). Gleichzeitig hat die fiskalische Ergiebigkeit der Gewerbe-
steuer in der Vergangenheit stark abgenommen. Bezogen auf das BIP
betrug die Aufkommenselastizität von 1973 bis 1989 nur O' 5.

Obwohl die Gewerbesteuer längerfristig beträchtlich an Bedeutung
eingebüßt hat, ist ihr Stellenwert im Rahmen der Gemeindefinanzen
nach wie vor gegeben. Die Gewerbesteuereinnahmen der Gemeinden
ohne Wien machten 198927"3% (1973 noch 38%) der Gemeindeab~
gaben bzw 6'5% der gesamten ordentlichen Einnahmen aus.

Tabelle 10

GemeindftgewttrblMuulH J ..ohnsummensteuer Getrjnketlteuer Grunrnteuer
]ohr Mio. S Index Mio,S Index Mio, S Index Mio,S Index

1973-100 1973 - 100 1973 - 100 1973 - 100

1973 3.774 100"0 2.676 100"0 1.195 100"0 1.113 100"0
1974 4.274 113'3 3,020 112'9 1.830 153'1 1.321 118'7
1975 4,541 120'3 3.342 124'9 2.118 177'2 1.871 168'1
1976 4.377 116'0 3.674 137'3 2.292 191'8 2.069 185'9
1977 4.635 122'8 4.129 154'3 2.443 204'4 2.062 185'3
1978 4.788 126'9 4.427 165'4 2.568 214'9 2.281 204'9
1979 4,877 129'2 4.752 177'6 2.766 231'5 2.314 207'9
1980 5.109 135'4 5.156 192"7 2.975 2490 2.519 226'3
1981 5.416 143"5 5.509 205'9 3,214 269'0 2.759 247'9
1982 5.426 143"8 5.744 214"7 3,470 290'4 2.863 257'2
1983 5.453 144'5 5,926 221'5 3.644 304'9 3.226 289'9
1984 5.670 150'2 6.170 230'6 3.716 311'0 3.402 305"7
1985 6.261 165'9 6.551 244'8 3,851 322'3 3.431 3083
1986 6,295 166'8 6.942 259'4 4.114 344'3 3.514 315'7
1987 6.450 170'9 7,225 270'0 4.261 356'6 3.630 326'2
1988 6.774 179'5 7,568 282'8 4.466 373'5 3.689 331'5
1989 7.674 203"3 8.334 311"4 4.717 394'5 3.802 341'6
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4.5.2. Die Getriinkesteuer

Die Lohnsummensteuer (Gewerbesteuer nach der Lohnsumme) ist
seit Anfang der achtziger Jahre die aufkommensstärkste Gemeinde-
abgabe und übertrifft seither die Gewerbesteuer nach dem Gewer-
beertrag an Bedeutung: Aufkommen 1989 (mit Wien) 8.334 Mio
Schilling (siehe Tabelle 10 und Grafik 2). Der Grund dafUr liegt in
der weitaus dynamischeren Entwicklung. 1973-1989 hat das Aufkom-
men an Lohnsummensteuer annähernd im gleichen Tempo zugenom-
men wie das ElP, und die konjunkturellen Schwankungen sind bei ihr
wesentlich geringer als bei der Gewerbesteuer.

1989 entfielen auf die Lohnsummensteuer 6'9% der ordentlichen
Gemeindeeinnahmen (ohne Wien), der Anteil am Gesamtaufkommen
an Gemeindeabgaben stieg von 26% im Jahre 1973 auf 29'2% im
Jahre 1989.

Als ausschließliche Gemeindeabgabe fließt der Ertrag der Geträn~
kesteuer zur Gänze den Gemeinden zu. Die Einhebung erfolgt auf
Grund des freien Beschlußrechtes durch die Gemeindeabgabenbehör-
den.

Das Gesamtaufkommen an Getränkesteuer betrug 1989 (mit Wien)
4.717 Mio Schilling (siehe Tabelle 10 und Grafik 3). Sie ist damit die
drittwichtigste Gemeindeabgabe. Der Anteil der Getränkesteuer an
den gesamten ordentlich Einnahmen der Gemeinden ohne Wien liegt
bei 4'6%. Zum Gesamtaufkommen an Gemeindeabgaben trägt die
Getränkesteuer 19'4% bei.

Bis Jahresende 1991 war die Getränkesteuer als Verbrauchsteuer
konzipiert, beim Verkauf von Getränken, die zum Verbrauch außer-
halb des jeweiligen Gemeindegebietes bestimmt waren, bestand keine
Steuerpflicht. Diese Steuerlticke ist durch die Neuregelung der Ge-
tränkesteuer - Umwandlung in eine Verkehrsteuer, wirksam ab
l.Jänner 1992 - geschlossen worden. Der Ab-Hof-Verkauf von
Wein bleibt allerdings weiter von der Steuerpflicht ausgenommen.

4.5.3. Die Grundsteuer

Die Grundsteuer ist eine ausschließliche Gemeindeabgabe und wird
von den Gemeinden selbst eingehoben, Die Gesetzgebungshoheit
liegt allerdings, ebenso wie bei der Gewerbesteuer, beim Bund.
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1989 betrug das Aufkommen an Grundsteuer (mit Wien) 3.802 Mio
Schilling (siehe Tabelle 10 und Grafik 4), wovon über 90% aus der
Grundsteuer B (Grundsteuer von den Grundstücken) stammten. Vom
gesamten Aufkommen an Gemeindeabgaben entfielen 1989 auf die
Grundsteuer 15·5%, zu den ordentlichen Einnahmen der Gemeinden
ohne Wien trug sie 3'7% bei.

Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer ist der Einheitswert,
dessen bescheidmäßige Festsetzung die Finanzämter vornehmen.
Laut Bewertungsgesetz soll die Hauptfeststellung der Einheitswerte
alle neun Jahre erfolgen. Beim land- und forstwirtschaftlichen Ver-
mögen wurde die letzte Hauptfeststellung im Jahr 1991 durchgeführt.

Die für die Grundsteuer von den Grundstücken relevanten Ein-
heitswerte sind jedoch zuletzt 1973 festgesetzt und bisher in drei
Etappen (zuletzt per 1. Jänner 1983) linear um insgesamt 35% ange-
hoben worden. Die für 1991 vorgesehene Hauptfeststellung wurde
auf unbestimmte Zeit verschoben.

Neben dem Problem, das sich aus neunjährigen Intervallen bei der
Feststellung der Bemessungsgrundlagen in einer Zeit zum Teil
sprunghafter Enwicklungen generell ergibt, ist derzeit daher kenn-
zeichnend, daß die Einheitswerte des Grundvermögens bei weitem
nicht mehr den realen Gegebenheiten entsprechen. Als besonders ne-
gativ ist anzusehen, daß es wegen der regional unterschiedlichen Ent~
wicklungen zu einer starken Verzerrung der Bemessungsgrundlagen
fUr die Grundsteuer gekommen ist.

Infolge der regional unterschiedlichen Gegebenheiten und Erfor~
dernisse wurde bei der Gestaltung der Grundsteuer die Möglichkeit
diskutiert, die Bemessungsgrundlagen nicht bundeseinheitlich, son-
dern auf der Basis von Landesbewertungsgesetzen zu regeln. Dage-
gen spricht aber, daß dadurch einerseits auf Gemeindeebene ein gro-
ßer politischer Druck entstehen könnte und andererseits auf Landes-
ebene mit hohen administrativen Kosten zu rechnen ist. Um aber den
Gemeinden dennoch eine größere Gestaltungsmöglichkeit bei der
Grundsteuer von Grundstücken zu ermöglichen, sollte auf eine fle-
xiblere Handhabung bei den Hebesätzen (MindestsätZe mit einer ge-
wissen Bandbreite nach oben) übergegangen werden.
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5. AUSWIRKUNGEN EINES EG-BEITRITIS ÖSTERREICHS
AUF DEN FINANZAUSGLEICH

Durch den geplanten Beitritt Österreichs zur Europäischen Ge-
meinschaft werden sich vielfältige Auswirkungen auf die Haushalte
der österreichischen Gebietskörperschaften ergeben. Die Arbeits-
gruppe hat nicht versucht, alle Auswirkungen (z. B. nicht Sozialtrans-
fers) aufzuzeigen und zu evaluieren. Mit Konzentration auf das We-
sentliche wurden 4 Gruppen von Auswirkungen unterschieden und
behandelt:

Notwendige Zahlungen an die EG und Mittelrückflüsse aus der
EG
Steuerharmonisierung und Subventionswesen
Liberalisierung des Beschaffungswesens und der Finanzdienstlei-
stungen
Indirekte Auswirkungen eines EG-Beitritts Österreichs auf die öf-
fentlichen Haushalte

5.1. Notwendige Zahlungen an die EG und Mittelrllckflüsse aus der
EG

Österreich hätte als EG-Mitglied einen jährlichen "Mitgliedsbei-
trag" an das Gemeinschaftsbudget zu leisten. Dies hätte unmittelbare
und mittelbare Effekte auf die heimischen öffentlichen Haushalte.
Das BMfF geht in seinen jüngsten Berechnungen davon aus, daß der
Beitrag Österreichs an den EG-Haushalt rund 27"4 Mrd Schilling
jährlich (brutto, Basis 1992) betragen würde, Dieser Gesamtbetrag
setzt sich zusammen aus:

a) einem prozentuellen Anteil am heimischen Mehrwertsteuerauf-
kommen (1'4% der einheitlichen Bemessungsbasis; umgelegt auf
Österreich beträgt diese MWSt-Bemessungsgrundlage rund 51% des
BSP), Der daraus resultierende Finanzierungsbeitrag beläuft sich auf
14'5 Mrd Schilling,

b) 90% der eingehobenen Zölle auf Importe aus den künftigen
Drittländern; 10% würden als Ersatz der Erhebungs- und Admini-
strationskosten in Österreich verbleiben,



Bund:
Länder:
Gemeinden:

-10'09 Mrd S
-271 Mrd S
-170 Mrd S

c) 90% der österreichischerseits im Agrarhandel mit Drittstaaten
eingehobenen Agrarabschöpfungen und Ausgleichsbeiträge ; auch
hiebei verbleiben 10% als Kostenersatz für Erhebungs- und Verwal-
tungsaufwand in Österreich.

Die heimischen Beiträge an die EG aus den Positionen b) und c)
(Zölle und Agrarabschöpfungen) werden vom BMfF auf zusammen
rund 7'9 Mrd Schilling geschätZt.

d) sowie einem Finanzierungsbeitrag auf Basis des heimischen BSP
(maximal 1'2% des BlP - gültig bis einschließlich 1992 - abzüglich
der Beiträge für die anderen drei Finanzierungsquellen). Der BSP-
Beitrag ist also eine Saldogröße und ergibt sich als Differenz der Aus-
gaben der EG und den Einnahmen aus den anderen 3 Einnahmenar-
ten, Für diese sogenannte ,,4. Einnahmequelle" des EG-Budgets
schätZt das BMfF für 1992 einen BSP-Beitrag Österreichs von rund
4 '9 Mrd Schilling,

Wie würden sich diese Finanzabflüsse nun innerösterreichisch ver-
teilen?

ad a) Mehrwertsteueranteile :
Die MWSt-Eigenmittel ergeben sich aus der Anwendung von Sät-

zen auf die EG-einheitliche MWSt-Bemessungsgrundlage (unter Be-
rücksichtigung des britischen Beitragsrabattes). Für Österreich ergäbe
sich eine MWSt-Bemessungsgrundlage von rund 51% des BSP, Der
daraus resultierende Finanzierungsbeitrag stellt in finanzausgleichs-
technischer Sicht keinen Vorwegabzug der Umsatzsteuer dar. Legt
man für die Auf teilung auf Bund, Länder und Gemeinden fiktiv die-
selben VerteilungsschlUssel wie bei der Umsatzsteuer zugrunde
(Bund: 69'564%, Länder: 187%, Gemeinden: 11736%), dann
würde sich der österreichische Beitrag zum EG-Budget aus der hei-
mischen Mehrwertsteuer von rund 14' 5 Mrd Schilling p, a. als finan-
zielle Belastung wie folgt auf die Gebietskörperschaftsebenen vertei-
len:

Unter fiktiver Anwendung des derzeitigen Verteilungsschlüssels des
vertikalen Finanzausgleiches wUrde also der Bund mehr als zwei
Drittel der Finanzierungslast für diese EG-Beitragsart zu tragen ha-
ben.
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ad b) Zölle:
Da die heimischen Zolleinnahmen ausschließliche Bundesabgaben

sind, wäre von dieser überweisung an den EG-Haushalt nur das
Bundesbudget betroffen. Zu beachten ist dabei, daß das EG-Mitglied
Österreich die gemeinschaftlichen Außen zölle nach dem "gemeinsa-
men Zolltarif" der EG zu übernehmen haben wird. Grundsätzlich
bleibt zu berücksichtigen, daß 90% dieser Mittel nach einem EG-
Beitritt dem heimischen Bundeshaushalt nicht mehr zur Verfiigung
stehen werden, sondern in den allgemeinen EG-Topf fließen.

ad c) Agrarabgaben:
Ähnliches gilt für die Agrarabschöpfungen als ausschließliche Bun-

des abgabe, für welche Österreich die EG-Tarife für die Erhebung an
den Außengrenzen der Gemeinschaft übernehmen würde, wobei die
heimischen Abschöpfungen dadurch geringer werden dürften, da
deren Anwendung bei Importen aus dem EG-Raum entfallen würde.
Somit würden die Beiträge aus Zöllen und Agrarabschöpfungen, die
Österreichs Bundesbudget an den Gemeinschaftshaushalt zu entrich-
ten hätte, zusammen knapp 8 Mrd Schilling (brutto) ausmachen.

ad d) ,,4. Einnahmequelle" der EG:
Für den ergänzenden Finanzierungsbeitrag auf Basis des BSP von

knapp 5 Mrd Schilling würde derzeit der Bund aufkommen müssen.
Unter den getroffenen Annahmen würde der Bund einen EG-Bei-

trag von etwa 23 Mrd Schilling zu leisten haben, die Länder etwa 2 '7
Mrd Schilling und die Gemeinden etwa 1'7 Mrd Schilling.

Diesem EG-Beitrag stehen aber auch Rilckflüsse aus der EG gegen-
über. Im "AVIS", der Stellungnahme der EG-Kommission zum Bei-
trittsantrag Österreichs vom August 1991, setzte die Kommission
Rückflüsse aus dem EG-Haushalt an Österreich in Höhe von rund 14
Mrd Schilling an. Eine genaue Quantifizierung, insbesondere der Zu-
schUsse aus den EG-Strukturfonds, ist deshalb schwierig, weil sie zum
Teil Verhandlungsergebnis sind und auch vom Umfang der österrei-
chischerseits vorgeschlagenen, förderungswürdigen Projektvorhaben
abhängen werden. Durch die Anwendung des Prinzips der "Co-Fi-
nanzierung" durch EG und Mitgliedstaat (die Förderung durch den
einzelnen Mitgliedstaat selbst schafft erst die Bedingung dafUr, daß
das konkrete Projekt zum Förderungswerber für EG~Fondsgelder
wird) wären Zuschüsse aus den EG-Strukturfonds nur dann ident mit
heimischen Budgetentlastungen, wenn die bestehenden Projektni-
veaus weitergefUhrt werden.

65



Argrarpolitik:
- EAGFL~Garantie
- EAGFL-Ausrichtung
Sozialpolitik
Regionalpolitik
Industriepolitik
Forschung und Entwicklung
Verwaltungs- und Personalwesen
Gesamt

S 9'570
S 870
S 1'189
S 1'102
S 435
S 812
S 305
S 14'283

Zu den Mitteln aus den Strukturfonds kämen noch Rückflüsse an
Österreich aus verschiedenen kleinen »EG-Programmen" (For-
schung, Energie, Umwelt, Verkehr, Innovation),

Anhaltspunkte für die quantitative AbschätZung jener Finanz-
ströme, die aus dem EG-Haushalt an die Gebietskörperschaften
Österreichs fließen würden, bieten die aktualisierten Berechnungen
der EG-Kommission zu den Ausgaben des EG-Haushaltes für Rück-
flüsse an Österreich, Die Heranziehung eines Umrechnungskurses
von 1 ECU - 14'5 Schilling ergibt dabei folgende Schätzwerte:

in Mio Schilling

Die rückfließenden Mittel werden - sofern sie öffentlichen Haus-
halten zufließen - ganz überwiegend dem Bund zugute kommen.
Bestenfalls auf dem Gebiet der Agrarpolitik, der Regionalpolitik, der
Industriepolitik und der Sozialpolitik ist ein Mittelrückfluß direkt zu
den Ländern denkbar. Eine genaue Evaluierung ist unmöglich, da
diese auch von der Art der künftigen Projektbeteiligung der Länder
abhängt. Wir können deshalb sagen, daß Österreich eine »Nettozah-
lerposition" von zumindest 13 Mrd Schilling (1992) haben wird.
Selbst wenn man alle Mittelrückflüsse dem Bund zuordnet, dann
hätte bei gegebenem Finanzausgleichsregime davon allein der Bund
(1992) rund 9 Mrd Schilling zu tragen, Rein formal erhielte der Bund
durch die Mittelrückflüsse aus dem Titel der Landwirtschaftsförde-
rung eine Budgetentlastung wegen des Wegfalls des Mittelaufwands
für marktordnungspolitische Maßnahmen. Eine weitgehende Kom-
pensation der EG-Kosten ist allerdings insoweit nicht zu erwarten, als
die Aufrechterhaltung einer mittelständischen landwirtschaftlichen
Betriebsstruktur EG-konforme direkte Einkommensstützungen fUr
die Landwirte erfordert.
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Hingewiesen sei noch darauf, daß geplant ist, den EG-Haushalt
wesentlich aufzustocken, was für Österreich nach Berechnung des
BMfF eine Erhöhung des ausgewiesenen Beitrages um 3"7 Mrd Schil-
ling bedeuten würde (Delors II).
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5.2. Steuerharmonisierung und Subventionswesen

a) Harmonisierung der indirekten Steuern
Die Schaffung eines grenzenlosen Binnenmarkts hat eine weitge-

hende Harmonisierung der indirekten Steuern zur Voraussetzung.
N ach anfänglich sehr ehrgeizigen Zielen einer weitgehenden Harmo-
nisierung der indirekten Steuern durch die EG-Kommission wurden
immer mehr Kompromisse geschlossen. Was die Steuersätze betrifft,
so sind derzeit fast ausschließlich nur Mindestsätze vorgesehen. Für
das Umsatzsteuersystem wurde die Systemumstellung vom Bestim-
mungslandprinzip zum Ursprungslandprinzip bis nach 1996 verscho-
ben, die Harmonisierung der Bemessungsgrundlagen wird zum Teil
durch Übergangsbestimmungen entschärft. So betrachtet ist der der-
zeit faßbare Harmonisierungsbedarf nicht sehr groß.

Das in Tabelle 11 angeführte Mehraufkommen an indirekten Steu-
ern im Ausmaß 5'9 Mrd Schilling muß jedoch relativiert werden. Zu~
mindest das Mehraufkommen aus dem Gesundheitsbereich von 2'2
Mrd Schilling durch die Harmonisierung der Umsatzsteuerbemes-
sungsgrundlagen muß diesem Sektor auf anderem Wege zurückgege-
ben werden.

Nicht aus rechtlichen Gründen, wohl aber aus wirtschaftlicher Not-
wendigkeit kann es sein, daß sich Österreich gezwungen sieht, die
Umsatzsteuersätze zu senken. Pro Prozentpunkt würde diese Steuer-
senkung zu einem Steuerausfall von 10'2 Mrd Schilling führen.

b) Harmonisierung der direkten Steuern
Die Harmonisierungsdebatte der direkten Steuern ist in der EG

noch nicht besonders fortgeschritten. An greifbaren Ergebnissen)7)
selen genannt:

die Mutter- Tochter-Richtlinie (durch diese sollen im internatio-
nalen Konnex Gewinnausschilttungen der Tochtergesellschaften
an ihre Muttergesellschaften von Quellensteuer befreit sein)

") Die Ergebnisse des "Ruding-Reports" zur Harmonisierung direkter Steuern
konnten aus zeitlichen GrUnden in der Arbeitsgruppe nicht mehr diskutiert werden.



Anplluungs8chritt vor du Steuerrdonn 92 nach der Steuerrefonn 92
(Botrtge in Mrd S)

Mehrwertsteuer -2'6 3"4
Satzstruktur 0'0 0'0
Satzllnderungen 6'0 0'0
Steuerbeifreiungen 3'4 n
davon: Gesundheitswesen 1'9 1'9

Gesetz!. SV~T rllger 03 0'3
Fernmeldewesen 1'2 1'2
Rundfunk u, Fernsehen -0'3 -0'3

Verbrauchsteuern 4'0 3'0
Mineralölprodukte 4'l l'1

SatzlInderungen 4'7 1"8
davon: Benzin 3'1 0'3

Diesel 1'4 1'4
Heizöl 0'2 0'0

Sonst. Maßnahmen -0'6 -0"6
Alkoholische Getränke ~ 0'6 1'4

Satzänderungen 2'5 1'4
davon: Bier 0'4 0'0

Branntwein 1'9 13
Schaumwein 0'0 0"0
Wein 0'0 0'0

Sonst, Maßnahmen -3'0 0'0
Tabakwaren 0'4 0'4

Kapitalverkehrsteuern -05 -05

Insgesamt 09 -5'9

Auswirkungen auf die Gebietskör-
perschaften

Bund 2'5 4'7
Länder 0'7 0'7
Gemeinden 0'9 0'4

nachrichtlich')
MehrwertSteuer -10'2 -1Q'2

ermäßigter Satz 4'0 4'0
Normalsatz - 6'2 -6'2

J) Nllhere EdllUlerungen liehe im Artikel von E. M05er im Anhang diifl'iflrStudie
2) Steuif!rIlusf.U pro Pn.yt..entpunk( Stellef1lenkllna
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Tabelle I J

Budgetiire Auswirkungen eines EG-Beitritts durch Anderungen bei den
Steuern; Basis 19921)



die Richtlinie betreffend Fusionen, Spaltungen und Betriebsein-
bringungen über die Grenze (dieser wurde durch das Umgrün-
dungssteuergesetz bereits weitgehend entsprochen)
die Richtlinie betreffend Berücksichtigung von Verlusten auslän-
discher Betriebsstätten und Tochtergesellschaften
die Richtlinie betreffend die Zahlung von Zinsen und Lizenzen
zwischen Mutter- und Tochtergesellschaften

Durch all diese Richtlinien sind nur geringfügige fiskalische Aus-
wirkungen auf Österreich zu erwarten. Anders wäre es, wenn es zu
einer EG-weiten Regelung über die Besteuerung der Kapitalerträge
käme. Derzeit ist aber weder klar erkennbar, welches Schicksal der
Anonymität der Konten beschieden sein wird, noch ob es zu einer
EG-weiten Regelung einer Kapitalertragsteuer kommt.

c) Auswirkungen auf das Subventionswesen
Verschiedene Subventionsinstrumente der Gebietskörperschaften

werden sich als nicht EG-konform erweisen. Die tatsä.chliche Budget-
entlastung hä.ngt natürlich davon ab, wie das gesamte Förderungswe-
sen umgestaltet wird, da sich ja auch geniigend EG-konforme An-
satzpunkte fUr Förderungen finden lassen. Auf die Problematik der
landwirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen wurde bereits hingewie-
sen. Die Arbeitsgruppe erwartet sich aus dem Grund des EG-Beitritts
allein keine drastische Reduktion des Gesamtförderungsvolumens
durch Subventionen.

5.3. Liberalisierung des Beschaffungswesens und der
Finanzdienstleistungen

a) Auswirkungen durch die Liberalisierung des öffentlichen Be-
schaffungswesens

Analysen für die EG-Staaten im Rahmen der Cecchini-Studie
schätzen die Einsparungspotentiale kurzfristig auf 1 bis 2% und läng-
erfristig auf 2 bis 4% der gesamten öffentlichen Auftragssumme.
Vom BMfF in Auftrag gegebene Fallstudien und allgemeine Überle-
gungen weisen darauf hin, daß die genannten Werte fUr Österreich
zu hoch liegen. Setzt man deshalb den jeweils niedrigsten für die EG-
Staaten geschätzten Wert als Obergrenze an, ergibt sich für den öf-
fentlichen Sektor insgesamt ein Einsparungspotential von kurzfristig
bis zu 2 Mrd Schilling und langfristig bis zu 4 Mrd Schilling.
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b) Auswirkungen durch die Liberalisierung der Finanzdienstleistun-
gen auf den Finanzschuldendienst

Nach dem Cecchini-Bericht werden im EG-Binnenmarkt durch die
verstärkte Konkurrenz der Banken die Preise der Bankdienstleistun-
gen um 10% sinken und das Zinsniveau von 0'5% (kurzfristig) bis
2% (langfristig). Der Beirat hält dieses Ergebnis fUr überzeichnet,
hält jedoch Einsparungen bei der Finanzierung der Staatsschuld für
den Bund von kurzfristig rund l' 5 Mrd Schilling und langfristig von
bis zu 4 Mrd Schilling fUr möglich. Auch bei den Finanzschulden der
Länder und Gemeinden werden sich deshalb Entlastungen ergeben,

5.4. Indirekte Auswirkungen eines EG-Beitritts

Das Österreichische Institut fUr Wirtschaftsforschung rechnet in
einem makroökonomischen Simulationsmodell (1989) auf Grundlage
des Cecchini-Berichts im Falle einer Teilnahme Österreichs am Euro-
päischen Binnenmarkt mittelfristig (auf 6 Jahre) mit einem zusätzli-
chen realen Wachstum des BIP von 3'5% (kumuliert) unter der An-
nahme, daß die Nettokosten des Beitritts nicht durch fiskalische
Maßnahmen finanziert werden. Wird eine fiskalische Kompensation
vorgenommen, dann würde das zusätzliche Wachstum 2'5% (kumu~
Iiert) betragen. Im letzteren Fall würde sich nur ein durchschnittliches
jährliches reales BIP-Wachstum von 0'4% ergeben, Bei einer 40%
igen Abgabenquote und bei gegebenem BIP würde das EG-induzierte
Abgabenmehreinnahmen von rund 3 Mrd Schilling jährlich bedeuten.
Dadurch ergibt sich noch keine Kompensation der österreichischen
Nettozahlerposition, aber doch eine budgetäre Entlastung,

70



6. UMWELT UND FINANZAUSGLEICH

Der wachsende Stellenwert der Umweltpolitik im allgemeinen und
die steigende Bedeutung von fiskalischen Instrumenten in der um-
weltpolitischen Diskussion veranlaßten den Beirat, sich erstmals um-
fassend mit den Zusammenhängen zwischen Umweltpolitik und Fi~
nanzausgleich zu beschäftigen. In diesem Zusammenhang können
grundsätzlich zwei Wirkungsmechanismen unterschieden werden:

Umweltpolitische Maßnahmen, die mit Finanztransaktionen ver-
bunden sind und Gebietskörperschaften betreffen, finden zwangs-
läufig im Finanzausgleich (i. w. S.) ihren Niederschlag, und die
Effizienz solcher Maßnahmen ist nicht zuletzt von der geeigneten
Positionierung des jeweiligen Instruments im Finanzausgleich ab-
hängig.
Neben den Auswirkungen umweltpolitischer Instrumente auf den
Finanzausgleich lassen sich auch Wirkungen in die Gegenrich-
tung feststellen. Bereits vorhandene Abgabeninstrumente führen
- wenn auch unter einem anderen Titel - zu einer Bepreisung
von umweltbelastendem Verhalten. Gleichzeitig werden im Rah-
men des Finanzausgleiches Kosten, die durch Umweltbelastungen
entstehen, abgegolten, also umweltbelastendes Verhalten de facta
subventioniert.

Bereits an dieser Stelle soll festgehalten werden, daß es bei den fol-
genden Ausführungen nicht um eine Bewertung von ökonomischen
Instrumenten in der Umweltpolitik geht. Es geht vielmehr darum, wie
aus Sicht des Finanzausgleichs solche Instrumente - wenn sie einge-
setzt werden - zu behandeln wären, bzw welche ökologischen Ef-
fekte der Finanzausgleich i. w. S. bewirkt.

6.1. Transmissionsmechanismen zwischen Umweltpolitik und
Finanzausgleich

6.1.1. Positionierung fiskalischer Instrumente der Umweltpolitik im
Finanzausgleich

Die folgenden überlegungen gehen vom Verursacher- bzw Ge-
schädigtenprinzip aus. Diese Prinzipien der Umweltpolitik sollen im
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6.1.1.1. Ökonomische Aspekte

Finanzausgleichssystem so mitberticksichtigt werden, daß der direkte
Zusammenhang von ökologischen Problemen (Ressourcenverbrauch,
Umweltverschmutzung, etc) und "Bepreisung" der externen Effekte
gewährleistet ist.

Im wesentlichen geht es also bei der Positionierung umweltpoliti-
scher Maßnahmen im Finanzausgleich darum, daß bei Umweltabga-
ben die Verursacher von externen Kosten diese abgelten und die dar-
aus resultierenden Einnahmen jenen zukommen, die durch das "be-
steuerte" Verhalten belastet werden. Umgekehrt sollte die Finanzie-
rung (Subventionierung) umweltschonender Investitionen durch die
Gebietskörperschaften in Abhängigkeit vom Nutzenradius der betref-
fenden Einrichtung erfolgen.

Zur Berurteilung einzelner Umweltabgaben im Zusammenhang mit
dem Finanzausgleich wird hier der Versuch unternommen, einen Ra-
ster zu entwickeln, der die ökonomische und rechtliche Ausgestal-
tung solcher umweltpolitischer Maßnahmen im Hinblick auf den Fi-
nanzausgleich ermöglicht. Der Zielsetzung der fiskalpolitischen Um~
weltrnaßnahmen ist dabei Priorität zuzuordnen.

Bei der Eingliederung von Umweltabgaben in das Finanzaus-
gleichssystem sind unter Berücksichtigung des Verursacherprinzips,
dh, wer verursacht die externen Kosten, bzw wer ist der Nutznießer
von positiven externen Effekten und des Geschädigtenprinzips, dh,
wer trägt die Kosten von Subventionen, folgende Aspekte zu berück~
sichtigen:

• Umweltabgaben
Die Belastung ist mit ausreichender Treffsicherheit auf die Verur-
sacher des zu besteuernden Verhaltens abzustellen .

• Umweltsubventionen
Auch wenn grundsätzlich am Verursacherprinzip festgehalten wird,

gibt es Ausnahmebereiche, wo aus ökonomischen oder rechtlichen
Gründen dieses nicht angewendet werden kann:

Sanierung von Altanlagen
rechtsgültige Betriebsanlagenehmigungen
grenztiberschreitende Umweltverschmutzungen (z. B. Luftemis+
sionen)
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Sanierung von belastetem Grundwasser
Förderungen nach dem Vorsorgeprinzip (z. B. ÖKO-Fonds)
Kommt es aus diesen Gründen zur Gewährung von Subventionen
für umweltschonende oder -sanierende Maßnahmen, sind die Ko-
sten von jenen Gebietskörperschaften (Subsidiaritätsprinzip) zu
tragen, deren Bevölkerung Nutznießer der subventionierten Inve-
stlon 1st.
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Neben diesen strukturellen Aspekten sind unter ökonomischen/fi-
skalischen Gesichtspunkten noch folgende Kriterien für die Beurtei-
lung von Bedeutung:

• Zielsetzung des Instruments (ökologische Lenkungsfunktion ver-
sus fiskalische Aufkommensfunktion)

• Allokationswirkung einzelner Umweltabgaben und deren Auswir-
kungen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit und damit indi-
rekt auch auf den Finanzausgleich

• Verteilungswirkungen

6.1.1.2. Rechtliche Aspekte

Grundlagen der Abgabenkompetenz

Umweltabgaben können auf Grundlage der Abgabenerfindungs-
rechte sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene beschlossen
werden, solange Lenkungsabgaben nicht so stark in eine fremde Ma-
terie einwirken, daß auch eine Grundlage für die Kompetenz zur Re-
gelung der fremden Materie im Rahmen der allgemeinen Kompe-
tenzverteilung erforderlich wird. Gemeinden haben im Bereich der
Gebührenpolitik zT einen gewissen Spielraum.

Gleichartigkeitsverbot für Abgaben

Grundsätzlich ist dem Bundesgesetzgeber die gleichzeitige Heran-
ziehung eines Steuergegenstandes für eine ausschließliche Bundesab-
gabe und eine gemeinschaftliche Bundesabgabe nicht gestattet. Seit
1988 (BGBI Nr 686/1988) ist jedoch - bis Ende 1992 - die gleich-
zeitige Erhebung von zwei oder mehreren (auch gleichartigen) Abga-
ben von demselben Besteuerungsgegenstand nebeneinander zulässig.



6.1.2. Finanzausgleich als Instrument der Umweltpolitik

Der Landesgesetzgeber darf analog dazu die vom Bundesgesetzgeber
beanspruchten Steuergegenstände ohne bundesgesetzliche Ermächti-
gung nicht berUhren.

Einheitlichkeit des Wirtschaftsgebietes

Bei ökonomischen Instrumenten der Umweltpolitik auf regionaler
Ebene - jedoch nicht bei bundeseinheitlichen - entsteht ein Span-
nungsfeld zwischen dem Ziel der Sicherung eines einheitlichen Wirt-
schaftsgebietes und der möglichst unmittelbaren Umsetzung des Ver-
ursacher- und Geschädigtenprinzips, da regionale Umweltabgaben
ein Abgehen von einheitlichen Produktionsbedingungen im gesamten
Wirtschaftsgebiet bewirken können. Nach § 8 Abs 4 FVG dürfen Ab-
gaben, die die Einheit des WirtSchafts-, Währungs- und Zollgebietes
verletzen oder in ihrer Wirkung Zwischenzöllen oder sonstigen Ver-
kehrsbeschränkungen gleichkommen, nicht erhoben werden.

In diesem Zusammenhang geht es im wesentlichen um zwei Fragen:

In welchem Umfang und in welcher Richtung beeinflussen Fi-
nanzausgleichsregelungen umweltrelevante Verhaltensweisen ?
Besteht eine Möglichkeit bzw soll der Finanzausgleich als um-
weltpolitisches Instrument eingesetzt werden?

Generell läßt sich festhalten, daß es eine ganze Reihe von Regelun-
gen im Finanzausgleich gibt, die zwar nicht aus umweltpolitischen
überlegungen getroffen wurden, aber den Charakter umweltpoliti-
scher Instrumente aufweisen. Da sie aufgrund anderer Zielsetzungen
gestaltet wurden, erfüllen sie nur zum Teil die oben aufgelisteten An-
forderungen an umweltpolitische Instrumente im Finanzausgleich. Es
wird daher im Einzelfall zu überprUfen sein, ob eine Möglichkeit be-
steht, die tatsächliche Ausgestaltung solcher Regelungen an umwelt-
politische Anforderungen heranzuführen.

Umweltabgaben im Verkehrsbereich

Die in diesem Bereich existierenden gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben (Kfz-Steuer, Mineralölsteuer) und ausschließlichen Bundesab-
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gaben (Straßenverkehrsbeitrag, Sonderabgabe auf Erdöl) weisen in
ihrer derzeitigen Ausgestaltung zum Teil nur eine geringe ökologi-
sche Lenkungswirkung auf, obwohl sich ihre Besteuerungsobjekte
grundsätzlich für umweltpolitische Zielsetzungen eignen würden. Mit
der Normverbrauchsabgabe wurde erstmals eine Abgabe mit explizit
ökologischer Zielsetzung eingeftihrt, Elemente des Tarifs dieser
Steuer lassen jedoch eine geringe ökologische Wirkung erwarten.

Deponieabgaben

Bei der Deponieabgabe (Altlastenbeitrag laut Altlastensanierungs-
gesetz) handelt es sich um eine zweckgebundene ausschließliche Bun-
desabgabe zur Subventionierung der Altlastensanierung.

Bodenschutz

Die "Bodenschutzabgabe" wird auf Düngemittel eingehoben und
fließt zweckgebunden dem Getreidewirtschaftsfonds (zur Finanzie~
rung von Marktordnungsmaßnahmen) zu, der die Abgabe auch ein-
hebt (Basis Marktordnungsgesetz). Die Erfahrung zeigt, daß sie sich
als wirkungsvolles Lenkungsinstrument zur Reduzierung der Nut-
zung von Handelsdüngern erwiesen hat.

Neben diesen unter "Umweltabgaben" subsumierbaren Instrumen-
ten gibt es im derzeitigen Finanzausgleich im weiteren Sinn, noch
eine Reihe von Regelungen mit umweltpolitischer Relevanz, die im
folgenden exemplarisch dargestellt werden:

Betrachtet man die Bereitschaft von Gemeinden, Betriebsansied-
lungen zu genehmigen, so zeigt sich, daß solche Ansiedelungen
umso eher unterstützt und auch gefördert (Steuerstundungen,
Subventionen) werden, je höher deren Nutzen im Vergleich zu
deren externen Kosten (Umweltbelastung, Infrastrukturkosten)
ist. Insgesamt besteht jedoch ein Zusammenhang zwischen der
Bereitschaft, Betriebsansiedlungen zu ermöglichen, und den damit
verbundenen Steuereinnahmen auf kommunaler Ebene.
Die undifferenzierte Förderung von Infrastruktur-Einrichtungen
(Verkehrswege, Ver- und Entsorgung) erhöht sich mit den Ko-
sten fUr solche Einrichtungen. Dies unterstützt den Trend zu
einer Subventionierung von Zweitwohnsitzen und Zersiedlungen.
Umgekehrt sollten jedoch umweltrelevante interkommunale In-
frastrukturmaßnahmen nach Maßgabe ihrer externen Effekte Ge-
genstand besonderer Förderung sein (z. B. Mülldeponien, Son-
dermüllverbrennungsanlagen) .



6.2.1. Grundsiitze und Praxis der kommunalen Gebührenpolitik

Aufgrund der Tatsache, daß Finanzausgleichsregelungen uber
weite Strecken umweltrelevante Auswirkungen aufweisen, sollte bei
der Diskussion über die Neugestaltung des Finanzausgleichs auf sol-
che Auswirkungen geachtet werden.

Da umweltpolitische GrundsätZe (Verursach er- und Geschädigten-
prinzip) in Widerspruch zu finanzausgleichspolitischen Zielsetzungen
geraten können, ist eine Antwort auf zwei Fragen zu suchen: Es ist zu
klären, ob umweltpolitische Fragen innerhalb oder außerhalb des Fi~
nanzausgelichs zu lösen sind, und es ist ferner zu entscheiden, ob
diese Lösungen entweder bundeseinheitlich zu regeln oder auf Lan-
des- bzw Gemeindeebene (Förderungen, GebUhren, Beiträge, Len-
kungssteuern) gelöst werden sollten.

6.2. Kommunale Gebühren und Umweltpolitik

Gemeinden können für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen
und -anlagen, die für Zwecke der öffentlichen Verwaltung betrieben
werden, Gebühren einheben. Die Gebührenhöhe ist gemäß dem
Äquivalenzprinzip so zu bemessen, daß der Ertrag die Kosten der
Gemeinde fOr Errichtung, Betrieb und Erhaltung nicht überschreitet.
Bei zahlreichen Gebühren ist ein unmittelbarer Bezug zu ökologi-
schen Fragestellungen gegeben, insbesondere bei

MüllgebUhren,
Wassergebühren und Wasseranschlußbeiträgenl gebOhren,
Abwassergebühren und Kanalanschlußbeiträgen/gebUhren und
Parkgebühren

Der Gebtihrenschuldner bezahlt durch die Entrichtung der Gebühr
einen an den betriebswirtschaftlichen Kosten orientierten Preis für
den Verbrauch von naturlichen Ressourcen bzw die Entsorgungs~
dienstleistung. Das Äquivalenzprinzip führt jedoch dazu, daß die
Verwendung knapper Ressourcen bzw die mit der Entsorgung ein-
hergehende Umweltbeeinträchtigung nicht entsprechend berücksich-
tigt wird.

Derzeit zeigt die Praxis der GebOhrenpolitik tendentiell folgendes
Bild:

Die Kostendeckungsgrade liegen häufig weit unter 100%.
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Die Gebühr wird häufig nicht nach verbrauchsabhängigen Krite-
rien ermittelt.
Qualitative Kriterien (z. B. Verschmutzungsgrad) fließen nicht in
die Gebilhrenbemessung ein.
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6.2.2. Refimnansiitze./Ur die kommunale Gebühren- bzw
Abgabenpolitik

Im Hinblick auf das Verursacherprinzip erscheint es zweckmäßig,
die kommunale Gebühren-/ Abgabenpolitik stärker in den Dienst
einer umweltpolitischen Gesamtstrategie zu stellen. Ziel einer ökolo~
gieorientierten kommunalen Gebühren-/ Abgabenpolitik wäre neben
der Finanzierung der entsprechenden Infrastruktur (Errichtung, Er-
haltung und Betreiben) vor allem die Beeinflussung des Verbraucher-
verhaltens in Richtung eines sparsamen Umganges mit natürlichen
Ressourcen.

Konkret lassen sich aus diesen allgemeinen Zielsetzungen folgende
Reformansätze ableiten:

Die Gemeinden sollten die Gebühren grundsätzlich so kalkulie-
ren, daß eine Unterdeckung der Kosten - zumindest in einem
mittelfristigen Zeitraum - ausgeschlossen wird. Aus ökologi-
schen Gesichtspunkten muß eine Praxis, über nicht kostendek-
kende Gebühren Betriebe oder private Haushalte (Stichwort:
Zweitwohnsitzproblematik) zur Ansiedlung zu bewegen, als kon-
traproduktiv bezeichnet werden.

Die Anlastung kommunaler Gebühren sollte sowohl nach den
Kosten der Bereithaltung von Kapazität als auch nach ver-
brauchsabhängigen Kriterien erfolgen. Im Falle der Wassergebüh-
ren (eventuell auch bei Abwassergebühren) sollte der Bezug von
Frischwasser und nicht etwa die Wohnungs- oder Betriebsgröße
herangezogen werden. Analog dazu sollte sich die Müllgebühr
grundsätzlich nach der Menge des Müllaufkommens unter Be-
rticksichtigung der Kapazitätskosten richten (Gefäßgröße x Zahl
der Entleerungen).

Neben quantitativen Kriterien sollten aber auch qualitative Krite-
rien zur Anwendung gelangen (z. B. höhere Einheitssätze für be-
sonders kontaminierte Abwässer).



6.3.1. Grundsätze

In jenen Fällen, in denen ein Wunsch nach Steuerung besteht -
wie bei Vorliegen externer Effekte - sollten Abgabenlösungen
angestrebt werden.

Die ersten drei Optionen (Kostendeckung, verbrauchs- und kapazi-
tätsorientierte und qualitative Kriterien bei der Gebührenermittlung)
stehen den Gemeinden derzeit weitgehend offen, da die entsprechen-
den Landesgesetze den Gemeinden bei der konkreten Methode der
Gebührenkalkulation vielfach einen erheblichen Gestaltungsspiel-
raum einräumen. Um den genannten Richtlinien in der Praxis der
Gebührenkalkulation zum Durchbruch zu verhelfen, wären die be-
treffenden Landesgesetze entsprechend zu konkretisieren.

6.3. Zukünftige Entwicklungen

Als übergeordneter Grundsatz sollte gelten, daß Umweltmaßnah-
men (damit auch Abgaben) generell auf jener Gebietskörperschafts-
ebene ansetzen sollen, auf der das Umweltproblem auftritt. Dafür
gibt es ökologische und politische Gründe.

Dieser Grundsatz führt dazu, Inputabgaben (z. B.: Abgaben auf an-
dere Roh- und Einsatzstoffe etwa nach dem Modell des US Super-
fund) generell bundesweit und bundeseinheitlich zu gestalten, weil
hier kein Lokalkonnex zwischen Emission und Immission gegeben ist.

Bei Emissionsabgaben wäre zu trennen:

Abgaben auf Emissionen, die eher lokal eingegrenzte Effekte ha-
ben (Abfall, Sonderabfall, teilweise Wasser), wären lokal/regional
zu gestalten.
Abgaben auf Emissionen, die weitgestreute Immissionen verursa-
chen - aber natürlich lokal verursacht werden - (z. B. Abgaben
auf Luftemissionen aus stationären Anlagen), wären eher bundes-
weit zu gestalten.

Zu unterscheiden ist in dieser Diskussion zwischen dem Geltungs-
bereich einer Abgabe und einer mögichen lokalen Differenzierung
der AbgabensätZe. Eine Abgabe kann bundesweit eingeführt werden,
doch kann eine lokale Festlegung der Abgabensätze (ausschließlich
oder als Zuschlag zu bundeseinheitlichen Sätzen) möglicherweise
sinnvoll sein. Ebenso ist bei dieser Diskussion ein mögliches Span-
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nungsverhältnis zwischen Einfachheit der Erhebung (Vollzug) und
ökologischer Effizienz zu beachten.

Nach diesen GrundSätZen wären unter Berücksichtigung von Nut-
zen- und Kostenradien bei bestehenden und in Diskussion befindli-
chen Umweltabgaben folgende Geltungsbereiche anzustreben:

bundeseinheitlich :
Mineralölsteuer, Altlastenbeitrag, Abgaben auf Produktionsmittel
(z. B. Düngemittel); Energieabgabe, COrAbgabe, Abwasserab-
gabe

lokal! regional:
Gebühren für kommunale Infrastruktur (Wasser, Abwasser, Abfall,
Parkraum), Abgabenzuschläge auf Luftemissionen aus stationären
Anlagen, Bodenverbrauchsabgaben, Normverbrauchsabgabe, Kfz-
Steuer.

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß Regulierungen und Abga-
ben zT substitutive Instrumente sind.

6.3.2. Spezifische Umweltabgaben

Energieabgaben
Die internationale Diskussion ist am weitesten auf dem Gebiet der

Energieabgaben fortgeschritten. Diese Abgaben werden vor allem
aufgrund der weltweit wirksamen Klimaveränderungen diskutiert.
Die EG-Kommission hat die Einführung einer kombinierten Energie-
und COrAbgabe vorgeschlagen. Im Zuge eines EG-Beitritts wird
dieses Modell auch in Österreich zur Diskussion stehen. Dänemark
und Schweden sowie Holland haben bereits Energieabgaben bzw
COrAbgaben eingeführt, in der Schweiz, Deutschland, Frankreich
und anderen Ländern steht die Einführung zur Diskussion.

Da es sich bei den Klimaeffekten um weltweite Phänomene han-
delt, die zwar von der Verursachung, nicht jedoch von der Auswir-
kung her zu lokalisieren sind, empfiehlt sich besonders bei Energieab-
gaben ein rasches internationales Vorgehen. Die Klimakonferenz in
Brasilien im Jahre 1992 soll hier Fortschritte bringen, obwohl der
weltgrößte Energieverbraucher, die USA, bisher die Einführung von
Energieabgaben ablehnt.

Da Energieabgaben ihre Umweltwirkung nur bei spürbaren Steuer-
sätzen entfalten und der Energieverbrauch eine sehr breite Bemes-



sungsgrundlage darstellt, wird im Zusammenhang mit der Einführung
oft eine mögliche Entlastung bei anderen Steuern oder Abgaben dis-
kutiert, um die generelle Steuerquote nicht ansteigen zu lassen. Wer-
den solche Kompensationsvorschläge als politisch notwendig erach-
tet, sind die Auswirkungen auf den Finanzausgleich zu beachten.

Abwasserabgabe

Am weitesten fortgeschritten ist in Österreich die inhaltliche und
politische Vorarbeit im Bereich der Abwasserabgabe, die nach dem
deutschen Modell gestaltet werden könnte. Erhoben werden soll die
Abgabe auf eine Einheit Schmutzfracht, deren Inhaltsstoffe noch fest-
zulegen und zu gewichten sind. Besondere Aufmerksamkeit erfordert
die Frage der Behandlung der Indirekt-Einleiter, also von Industrie-
und Gewerbebetrieben sowie anderen Einleitem in öffentliche Ab-
wasserkanäle.

Wenn auch die Einleitung von Abwasser in Vorfluter ein lokal be-
grenzbares Phänomen ist, ist eine bundes einheitliche Lösung anzu-
streben, doch könnten den Gemeinden (Abwasserverbände) zusätzli-
che Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt werden (Hebung der
Sätze, Zuschläge, etc).

Kfz- Besteuerung

Derzeit werden in Österreich ein Umbau der auf dem Hubraum ba-
sierenden Kfz-Steuer in eine emissions- und umweltrelevante Kfz-
Steuer und verschiedene Mautsysteme diskutiert.
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7. DIAGONALER UND GRAUER FINANZAUSGLEICH

81

Die finanziellen Beziehungen zwischen den Gebietskörperschaf-
ten werden nicht ausschließlich im Finanzausgleich geregelt, son-
dern auch in anderen Gesetzen. Dazu kommt, daß zwischen den
Gebietskörperschaften einerseits und anderen Trägern öffentlichen
Rechts (Sozialversicherungsträger, Fonds, Kammern) vielfältige fi-
nanzielle Beziehungen bestehen, die den Finanzausgleich berühren
und beeinflussen können. Es entstehen dadurch Effekte, die in der
Literatur als "diagonaler" oder "grauer" Finanzausgleich beschrie-
ben werden.

Als "diagonaler Finanzausgleich" werden finanzielle Beziehungen
zwischen Gebietskörperschaften einerseits und Selbstverwaltungsträ-
gern (Fonds, $ozialversicherungsträgern) andererseits bezeichnet.
Dabei geht es um zwei Aspekte. Zum einen kann durch Änderungen
von BeitragssätZen (in der Sozialversicherung) oder durch Steueran-
teile fUr die Fonds das Aufkommen an gemeinschaftlichen Bundesab-
gaben beeinfIußt werden. Es entstehen dadurch indirekte Mitfinan-
zierungen von Aufgaben anderer Gebietskörperschaften. Eine Ge-
bietskörperschaft kann zu Lasten anderer ihren Haushalt entlasten.
Zum anderen besteht eine Art von finanziellem "Verschiebebahnhof"
(Smekal, Fink, 1990), der häufig die AufgabendurchfOhrung von der
Finanzierung trennt.

Als "grauer Finanzausgleich" werden jene Bestimmungen bezeich-
net, in denen außerhalb des Finanzausgleichs Regelungen uber Ko-
stentragungen und Mitfinanzierungen getroffen werden. Es entsteht
dadurch ein ganzes Geflecht von finanziellen Beziehungen zwischen
den einzelnen Trägern des öffentlichen Rechts, die als Ergänzung
fUr eine Beurteilung des gesamten Finanzausgleichs notwendig sind,
weil sie den gesamten Effekt nicht unerheblich modifizieren kön-
nen.

Die Literatur kennt schließlich auch noch einen sogenannten "stil-
len" Finanzausgleich. Er entsteht dadurch, daß durch steuerpolitische
Maßnahmen während einer Finanzausgleichsperiode sich das Steuer-
aufkommen zwischen den Gebietskörperschaften verschieben kann,
etwa wenn eine ausschließliche Bundesabgabe eingeführt wird, die
die Bemessungsgrundlage gemeinschaftlicher Bundesabgaben schmä-
lert. Dieser stille Finanzausgleich wird in einem anderen Abschnitt
dieser Untersuchung analysiert.



7.1. Einfluß der Bundesfands auf den Finanzausgleich

In diesem Abschnitt werden die finanziellen Verflechtungen zwi~
sehen Gebietskörperschaften, Sozialversicherungsträgern und Fonds
und ihr Zusammenhang mit dem Finanzausgleich untersucht. Neben
einem globalen überblick werden vier große Fonds (KRAZAF; Was-
serwirtschafts- und Umweltfonds, Katastrophenfonds und der Fami-
lienlastenausgleichsfonds), die in einem besonders engen Zusammen-
hang mit dem Finanzausgleich stehen, näher dargestellt.

Gegenwärtig sind in den Statistiken des öffentlichen Sektors 19
Fonds des Bundes erfaßt. Allerdings ist die Abgrenzung (Erfassung)
willkurlich, weil z, B. der Filmförderungsfonds nicht enthalten ist. Be-
sonders problematisch ist, daß lediglich die Bundesfonds, nicht aber
auch die Landesfonds berücksichtigt werden können, weil fOr sie die
entsprechenden Daten nicht vorhanden sind. Es wird dennoch ver-
sucht, einen sehr groben Überblick über die vielen Landesfonds zu
geben.

Die Bundesfonds erzielten 1990 insgesamt Einnahmen von 40'0
Mrd Schilling (1989 417 Mrd Schilling). Ihre Gesamtausgaben be-
trugen 1990 insgesamt 40'S Mrd SchiIling (1989 34'2 Mrd Schilling).
Der Großteil der Einnahmen der Fonds (mehr als die Hälfte) stammt
aus Überweisungen von anderen Trägern öffentlichen Rechts, ande-
rerseits fließen mehr als 40% der Ausgaben der Fonds wieder an an-
dere Träger öffentlichen Rechts (zurück). Das zeigt die enge Ver-
flechtung zwischen Fonds und den anderen öffentlichen Haushalten,

Insgesamt erhielten die Fonds von anderen Trägern öffentlichen
Rechts 1989 Transferzahlungen in Höhe von 22'3 Mrd Schilling, da-
von entfielen rund 6' 5 Mrd Schilling auf Steueranteile, Ausserdem er-
hielt der Familienlastenausgleichsfonds, der im Bundeshaushalt voll
integriert ist und nicht zu den Bundesfonds zählt 1989 12'4 Mrd
Schilling aus Steueranteilen, Die gemeinschaftlichen Bundesabgaben
waren daher insgesamt durch die Fonds mit 18'9 Mrd Schilling be-
troffen. Neben den Steueranteilen fließen Transfers an die Fonds in
Höhe von 22'6 Mrd Schilling (1989), wovon der Großteil vom Bund
stammt (14'6 Mrd Schilling). Die Länder überwiesen 1989 3'5 Mrd
Schilling, die Gemeinden 0'3 Mrd Schilling und die Sozialversiche-
rungsträger 4'1 Mrd Schilling. Allerdings ist zuberücksichtigen, daß
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Tabelle 12

Zahlungen zwischen Bundeslonds und und anderen Tragem
öffentlichen Rechtes

Mill. Schilling
Z~hlungt'n d~r Trögtlr öffentlichen Rechtfl5 iU1 ßundesfond5

Bund Ulnder Gemeinden SV-T'"K<t Kammern Summe

1980 3.388 2271 214 0 0 5.873
1981 3.539 2.349 226 0 0 6.114
1982 3.779 2.512 222 0 0 6.513
1983 6.074 2.528 242 0 0 8.844
1984 7.449 2.841 278 0 0 10.568
1985 7.970 2.766 293 0 0 11.029
1986 8.303 2.846 301 2.293 0 13.743
1987 7.475 3.068 310 2.508 0 13.361
1988 12.146 3.427 298 3.414 0 19.285
1989 14.641 3.515 313 4.090 16 22.575

Tabelle 13

Zahlungen der Bundes/onds an andere Trager öffentlichen Rechtes
Bund Uindrr Gemeinden SV-TrllK<t Kammern Summe

1980 1.280 1.287 1.508 41 0 4.116
1981 3.804 1.385 1.644 44 0 6.877
1982 6.095 1.417 1.730 74 0 9.316
1983 4.959 1.682 2.014 85 0 8.740
1984 565 1.891 2.183 109 0 4.748
1985 3.011 2.201 2.599 142 0 7.953
1986 509 2.314 2.868 115 0 5.806
1987 1.998 2.446 3.088 115 0 7.647
1988 2.811 7.700 3.254 118 0 13.883
1989 261 4.225 3.803 136 0 8.425

Q""lJr:WIFO

die Anteile der Gemeinden an der Finanzierung des KRAZAF und
des UWWF in Form von Steuervorweganteilen geleistet werden,

Die Fonds zahlten 1989 an die anderen Träger öffentlichen Rechts
insgesamt 8'4 Mrd Schilling, wovon 0'3 Mrd Schilling an den Bund,
4'2 Mrd Schilling an die Länder und 3'8 Mrd Schilling an die Ge-
meinden gezahlt wurden, Aus dieser GegenUberstellung der Ausga-
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ben und Einnahmen der Fonds zeigt sich, daß der Bund mehr an die
Fonds zahlt als er wieder zurückbekommt, die Gemeinden hingegen
erzielen einen überschuß, die Einnahmen/ AusgabenRelation der
Länder ist weitgehend ausgeglichen. Insgesamt ergibt sich aus den
Salden, daß der Bund über die Fonds nicht unerheblich zur Finanzie-
rung der Gemeindehaushalte beiträgt.

Nach diesem globalen Überblick erfolgt eine detaillierte Darstel-
lung der vier großen Fonds (KRAZAF, Wasserwirtschaftsfonds, Ka-
tastrophenfonds und Familienlastenausgleichsfonds ).

7.1.1. Der Krankenanstalten-Zusammenarbeits/onds

Der Krankenanstaltenzusammenarbeitsfonds (KRAZAF) wies 1990
ein Volumen von gut 8'6 Mrd Schilling auf (19898'1 Mrd Schilling).
Die Finanzierung dieses Fonds hat sich in den achtziger Jahren deut-
lich von den Gebietskörperschaften zu den Sozialversicherungsträ-
gern verschoben, Sie erbringen jetzt rund die Hlilfte der gesamten
Fondseinnahmen, Anfang der achtziger Jahre waren es etwas mehr
als 30%. Der Bund finanziert gegenwlirtig rund 29% des KRAZAF
(Anfang der achtziger Jahre waren es rund 38%). Auch der Anteil
der Länder/Gemeinden an der Finanzierung sank spürbar.

Die Beiträge der Gebietskörperschaften stammen großteils aus Um-
satzsteueranteilen, wobei jedoch lediglich der Gemeindeanteil vor
Verteilung des Umsatzsteueraufkommens auf die Gebietskörper-
schaften abgezogen wird. Der Bund und die Länder zahlen ihre An-
teile direkt. Insgesamt haben die Länder und Gemeinden 1989 1'65
Mill Schilling an den KRAZAF überwiesen, der Bund 2'38 Mill Schil-
ling. Ab 1991 erfolgte eine Neuregelung. Sie sieht eine wesentliche
Aufstockung der KRAZAF-Mittel vor.

Eine Aufgliederung der Ausgaben des KRAZAF nach den einzel-
nen Bundesländern zeigt, daß zwischen ihnen und den Beiträgen der
einzelnen Länder und ihrer Gemeinden nicht unerhebliche Abwei-
chungen bestehen. Im Durchschnitt decken die Zahlungen der Län-
der und Gemeinden rund 20% der Ausgaben des KRAZAF. Für ein-
zelne Bundesländer (Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark)
ist dieser "Selbstfinanzierungsanteil" überdurchschnittlich hoch (rund
24%), für andere Länder liegt er hingegen merklich unter dem
Durchschnitt. Das läßt auf eine gewisse Verschiebung zwischen Mit-
telaufkommen und -verwendung im Bereich der Länder/Gemeinden
schließen. Dafür sind bedartsorientierte Kriterien die Ursache,
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7.1.2. Der Umwelt- und Wasserwirtscha/ts/onds

Der Wasserwirtschaftsfonds wurde 1987 mit dem Umweltfonds zu-
sammengelegt (seither Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds). Aus-
serdem hat dieser Fonds Aufgaben im Zuge der Altlastensanierung
sowie Förderungen von Umweltschutzmaßnahmen im Ausland (Ost-
fonds) übertragen erhalten. Die Darstellung in dieser Studie be-
schrä.nkt sich auf den (ursprünglichen) Wasserwirtschaftsfonds, weil
ihm die größte Bedeutung im Zusammenhang mit dem Finanzaus-
gleich zukommt. Es bleiben daher im folgenden auch etwa die Über-
weisungen des Bundes aus den Einnahmen des Altlastenbeitrags
(90% des Aufkommens, 1990 128 Mill Schilling) außer Betracht.

Im Zusammenhang mit dem Finanzausgleich ist von Bedeutung,
daß sich der Wasserwirtschaftsfonds großteils aus Steueranteilen fi-
nanziert. Sie bringen mehr als die Hä.lfte der Einnahmen des Fonds,
wobei der Anteil der Steuern langfristig rUckläufig ist (Anfang der
achtziger Jahre brachten die Steueranteile noch mehr als 60% der
Fondseinnahmen, 1989 hingegen nur mehr 52%). Insgesamt flossen
1990 rund 3'8 Mrd Schilling aus Steueranteilen an den Fonds (1989
3' 5 Mrd Schilling). Diese Einnahmen bestehen aus Anteilen an der
Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer sowie am Wohnbauför-
derungsbeitrag und der Umsatzsteuer.

Der Wasserwirtschaftsfonds finanziert Anlagen zur Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung. Neben öffentlichen Investoren wer-
den auch betriebliche Abwasserreinigungsanlagen gefördert. Die För-
derung besteht in niedrig verzinsten Darlehen und/oder nicht rück-
zahlbaren Beiträgen. Die Mittel fließen innerhalb des öffentlichen
Sektors ausschließlich den Gemeinden zu. Der Wasserwirtschafts-
fonds erleichtert damit die Gemeindefinanzierung. Bund und Länder
trugen durch den Verzicht auf Steueranteile zur Finanzierung der
Gemeindeaufgaben im Bereich der Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung bei. Ab 1992 fällt der RUckzug des Bundes aus der Finan-
zierung des Wasserwirtschaftsfonds zusammen mit einer Novene des
Wasserrechtsgesetzes, die sehr erhebliche finanzielle Anforderungen
an die Gemeinden stellt.

Für die Gemeindehaushalte besteht der Vorteil in den Zins erspar-
nissen. Fast die Hälfte der Schulden der Gemeinden entfällt auf
(niedrig) verzinste Darlehen des Wasserwirtschaftsfonds. Nimmt man
als Ersparnis die Differenz zwischen dem durchschnittlichen Zinssatz
der Bundesschuld und dem Zinssatz der Darlehen des Wasserwirt-
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schaftsfonds, dann durfte die Zinsersparnis der Gemeinden jährlich
insgesamt zwischen 2' 5 Mrd Schilling und 3 Mrd Schilling betragen,
Die Gemeinden der einzelnen Länder werden in unterschiedlichem
Ausmaß vom Wasserwirtschafts fonds finanziert, Die Gemeinden in
flächengroßen Bundesländern erhalten, gemessen am Bevölkerungs-
anteil, einen Uberproportionalen Anteil an den Förderungen des Was-
serwirtschaftsfonds zu Lasten der Gemeinden in flächenkleinen Län-
dern (einschließlich Wien). Es scheint, daß der Wasserwirtschafts~
fonds damit eine Ausgleichsfunktion innerhalb der Länder ausubt.

7.1.3. Der Katastrophen/onds

89

Der Katastrophenfonds wird durch Anteile am Bruttoaufkommen
von Lohn-, Einkommen-, Körperschaft- und Kapitalertragsteuer I fi-
nanziert, Es werden 2'29% des Aufkommens dieser Steuern (nach
Abzug des Abgeltungsbetrages an den FLAF) an den Katastrophen-
fonds uberwiesen. 1990 betrugen diese Überweisungen 3'3 Mrd
Schilling. Dadurch finanzieren Bund, Länder und Gemeinden im
Ausmaß ihrer prozentuellen Anteile aus diesen Steuern den Katastro-
phenfonds. Der Bund bringt rund 58% auf, die Länder 23% und die
Gemeinden rund 19%,

Der Großteil der Mittel des Katastrophenfonds verbleibt im Bun-
deshaushalt und dient vorwiegend der Finanzierung von Maßnahmen
im Rahmen der Wildbachverbauung und fUr Lawinenschutzbauten.
1990 wurden dafUr im Bundeshaushalt (Titel 608) 1'36 Mrd Schilling
verwendet. Ferner werden auch im Bereich "Straßen'" Mittel aus dem
Katastrophenfonds ausgegeben, auch die Bundesbahn erhält Mittel
aus dem Katastrophenfonds. Die Länder bekommen nach dem Kata-
strophenfondsgesetz 9% der vom Katastrophenfonds bereitgestellten
Mittel zur Abgeltung von Katastrophenschäden und fUr die Beschaf-
fung von Einsatzgeräten fUr die Feuerwehr, die Gemeinden 7% fUr
Katastrophenschäden.

In der Vergangenheit waren die Einnahmen des Fonds meist größer
als seine Ausgaben. Die Reservemittel des Katastrophenfonds wurde
daher mehrfach zur (Mit)Finanzierung des Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds herangezogen. Insgesamt hat der Katastrophenfonds an
den Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds - ausschließlich fUr den
Umweltteil - zwischen 1984 und 1989 1'6 Mrd Schilling



7.1.4. Der Familienlastenausgleichs/onds

uberwiesen. Diese Transfers zwischen den Fonds zeigen aber auch,
wie verzweigt das Geflecht der überweisungen zwischen den einzel-
nen Trägern öffentlichen Rechts bereits ist.

Am Beispiel des Familienlastenausgleichfonds lassen sich die Wir-
kungen des diagonalen Finanzausgleichs deutlich beschreiben.

Die Zusammenhänge zwischen dem Familienlastenausgleichsfonds
und dem Finanzausgleich sind sowohl durch den Abgeltungsbetrag
als auch den Anteil am Aufkommen an Lohn-, Einkommen-, Körper-
schaft- und Kapitalertragsteuer I gegeben. Dieser Steueranteil von
2'29% des Aufkommens kommt zu rund 63% vom Bund, zu knapp
20% von den Ländern und zu 17% von den Gemeinden. 1991 wurde
dieser Anteil zur Entlastung des Bundeshaushaltes und zur Finanzie-
rung des KRAZAF vorübergehend ausgesetzt.

Viel größeren finanziellen Einfluß hat der Abgeltungsbetrag von
9'5 Mrd Schilling, Er wird im Verhältnis 3:1 vom Aufkommen an
Lohnsteuer- und Einkommensteuer abgezogen. Dieser Auf teilungs-
schlüssel entspricht heute nicht mehr dem Verhältnis des Aufkom-
mens an Lohnsteuer und Einkommensteuer. Das Verhältnis von 4:1
wUrde der gegenwärtigen Entwicklung besser entsprechen. Das
wUrde aber bedeuten, daß von den Lohnsteuereinnahmen nicht wie
jetzt, 7'125 Mrd Schilling abgezogen werden müßten, sondern 7'6
Mrd Schilling und vom Einkommensteueraufkommen nicht wie jetzt
2'375 Mrd Schilling sondern 1'9 Mrd Schilling, Da Länder und Ge-
meinden an der Einkommensteuer prozentuell stärker beteiligt sind
als an der Lohnsteuer, finanzieren sie nach dem jetzigen Auf teilungs-
verhältnis Uberdurchschnittlich den Abgeltungsbetrag und damit den
Familienlastenausgle ichsfo nds.

Als Anfang der achtziger Jahre die Reserven des FLAF zunehmend
geringer wurden, kam es zu einer Erhöhung des Abgeltungsbetrages
von damals 7'2 Mrd Schilling auf 10'5 Mrd Schilling, Länder und
Gemeinden haben durch diese Erhöhung zusätzlich zur Finanzierung
des FLAF beigetragen, Diese Erhöhung war notwendig geworden,
weil der Bund vorher (in zwei Etappen) den Dienstgeberbeitrag zum
Familienlastenausgleichsfonds von ursprünglich 6% auf 4'5% senkte,
Diese 1'5 Prozentpunkte wurden zur Finanzierung der Pensionsversi-
cherung verwendet, wodurch der Bund bei den Bundesbeiträgen zur
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Pensionsversicherung Einsparungen erzielte und den Bundeshaushalt
entlastete. Indirekt haben daher Länder und Gemeinden durch diese
Umschichtung zur Finanzierung der Pensionen und damit auch zu
einer Verringerung des Budgetdefizits des Bundes Mitte der achtzi~
ger Jahre beigetragen. Länder und Gemeinden finanzieren indirekt
somit die Familienförderung, aber auch die Pensionsversicherung mit.

Bei den Ausgaben sind Zusammenhänge zwischen den Haushalten
der Länder und Gemeinden einerseits und dem Familienlastenaus~
gleichsfonds geringer. Allenfalls könnten Fahrpreisersätze an sonstige
öffentlich rechtliche Körperschaften im Rahmen der Schtilerfreifahr~
ten eine gewisse Entlastung einzelner Landes- oder Gemeindehaus-
halte bringen.

7.2. Landesfonds

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Landesfonds bisher
unzureichend erfaßt sind. Das ÖST AT hat für 1989 erstmals den
Versuch unternommen, Daten tiber diese Fonds von den Ländern zu
erhalten. Es wurden insgesamt für 198961 Fonds (ohne Wien) vom
Zentralamt ermittelt: Aus verschiedenen Unterlagen läßt sich jedoch
vermuten, daß die Landesfonds nicht vollStändig erfaßt werden konn-
ten"

Für das Jahr 1989 weisen diese Landesfonds ein Ausgabenvolumen
von 3"8 Mrd Schilling aus. Die Einnahmen beliefen sich insgesamt auf
4"4 Mrd Schilling. Die Tätigkeitsbereiche dieser Fonds sind weit ge-
streut. Sie reichen von der Wohnbauförderung über die Finanzierung
von Infrastruktureinrichtungen (Schulbauten, Krankenhäuser, Ab-
wasserbeseitigungsanlagen etc.) bis zur Wirtschaftsförderung sowie
den Ausgleich von Pensionszahlungen an Gemeindehaushalte.

Die Landesfonds erhalten Zuschusse aus den Landeshaushalten
(1989 1"15 Mrd Schilling) und auch die Gemeinden haben fUr ein-
zelne Fonds Beiträge zu leisten" Schließlich werden in einzelnen Fäl~
len auch Bedarfszuweisungsmittel über die Landesfonds an die Ge-
meinden weitergeleitet (etwa im niederösterreichischen Wasserwirt-
schaftsfonds). Gerade diese Regelungen zeigen aber, daß die Landes-
fonds auch eng mit dem Finanzausgleich verknüpft sind und vielfach
eine Art "finanzieller Drehscheibe" bilden"

Viele Landesfonds gewähren Darlehen zu begünstigten Zinssätzen,
insbesondere für den Wohnbau aber auch den Schulbau und Abwas~
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seranlagen. Einige Fonds haben die Aufgabe Abgangsdeckungen vor-
zunehmen oder einen Ausgleich in den Pensions zahlungen der Ge-
meinden fUr ihre Bediensteten. In vielen Fällen stellen die Landes-
fonds daher ein Bindeglied in den finanziellen Beziehungen zwischen
Ländern und Gemeinden dar.

7.3. Sozialversicherungsbeiträge und Finanzausgleich

Die finanziellen Beziehungen zwischen den Gebietskörperschaften
und den Sozialversicherungstrligern betreffen den Finanzausgleich
sowohl in der Verteilung der Steuereinnahmen als auch den Ausga-
ben. Bei den Einnahmen besteht ein enger Zusammenhang zwischen
den (Veränderungen der) Sozialversicherungsbeiträgen und den
Steuern. Die Sozialversicherungsbeiträge verringern als Betriebsaus-
gaben bzw. Werbungskosten die Bemessungsgrundlage der einkom-
mensabhängigen Steuern und damit das Aufkommen von gemein-
schaftlichen Bundesabgaben. Durch Veränderungen der BeitragssätZe
und der (jährlichen) Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlagen erge-
ben sich Effekte eines "diagonalen" Finanzausgleichs. Sie bestehen
darin, daß sich der Bund durch höhere Beitragseinnahmen der Pen-
sionsversicherungsträger bei den Bundesbeitrligen entlastet, wogegen
Länder und Gemeinden indirekt zur Finanzierung der Pensionen bei-
tragen mUssen.

Ein ähnlicher "diagonaler" Effekt ergibt sich in der Arbeitslosen-
versicherung. Bei einer Erhöhung der Arbeitslosenversicherungsbei-
träge haben die Länder und Gemeinden im Verhältnis ihrer Ertrags-
anteile die daraus entstehenden Einnahmenausfälle an einkommens-
abhängigen Steuern mitzutragen, wodurch sich ebenfalls eine indi-
rekte Mitfinanzierung der Ausgaben im Rahmen der Arbeitslosenver-
sicherung ergibt. Der Bund wird dadurch allerdings nicht entlastet.

Neben den Beiträgen besteht ein umfangreiches Geflecht von
Transfers zwischen dem Bund und den Sozialversicherungsträgern.
Das reicht von der (teilweisen) Finanzierung der Untersuchungen im
Rahmen des Mutter-Kind-Passes bis zu Zahlungen aus den Einnah-
men aus Arbeitslosenversicherungsbeiträgen an die Pensionsversiche-
rung. Auffallend ist, daß teilweise zwischen verschiedenen zweckge-
bundenen Gebarungen Transferzahlungen abgewickelt werden (etwa
zwischen Familienlastenausgleichsfonds und Arbeitslosenversiche-
rung).
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7.4. Zusammenfassender Überblick über die Transfers zwischen den
einzelnen Trägem öffentlichen Rechts

Zwischen den einzelnen Trägern öffentlichen Rechts bestehen weit
gespannte, finanzielle Verflechtungen, die nicht selten zu Doppelzäh-
lungen führen. Insgesamt beliefen sich die Transfers zwischen den
einzelnen Trägern öffentlichen Rechts im Jahre 1989 auf rund 183
Mrd Schilling (in diesem Betrag sind die Ertragsanteile nicht enthal-
ten, wohl aber die Überweisungen an Wohnbauförderungsmitteln).
Diese Zahlungen entsprechen rund 15% der Gesamtausgaben des öf-

Tabelle 18

Transferausgaben der Tra"ger öffintlichen Rechtes
(Laufende Transfers + Kapitaltransfers) in Mio Schilling

1.980
Tr'n8ft:r:r,.hlungil.~n vtln;

Tnmllftrs an; Bund Llndcm GCID(lindcn SV-Trlgor Kammern Fond, Summtl

Bund 0 525 715 226 11 1.280 2.757
Länder 23.342 34 4.588 1 0 1.287 29.252
Gemeinden 1.571 3.026 2.000 0 0 1.508 8.105
SV-Träger 24.815 39 1 0 39 41 24.935
Kammern 523 835 5 4 0 0 1.367
Fonds 3.388 2.271 214 0 0 0 5.873

Summe 53.639 6.730 7.523 231 50 4.116 72.289

1989
Tr.nsfenlhlung8n von;

Tronde ... on, Bund Undern Gemeinden SV-Trllger Kammern Pond, Summe

Bund 0 1.331 295 380 23 261 2.290
Länder 53.165 56 7.785 0 0 4.225 65.231
Gemeinden 3.239 5.284 2.984 0 0 3.803 15.274
SV-Träger 60.667 54 2 13.551 63 136 74.473
Kammern 858 1.277 8 8 0 0 2.151
Fonds 14.641 3.515 313 4.090 16 810 23.385

Summe 132.570 11.517 11.351 18.029 102 9.235 182.804

Qu.II.:WIPO

94



95

fentlichen Sektors. 1980 betrugen diese Transfers 72 Mrd Schilling,
ds 11 % der Gesamtausgaben. Die finanziellen Verflechtungen inner~
halb des öffentlichen Sektors haben daher in den achtziger Jahren
merklich zugenommen, wobei nochmals darauf hingewiesen werden
muß, daß nur ein Teil dieser finanziellen Ströme im Finanzausgleich
geregelt ist.

Mehr als zwei Drittel der Transfers trägt der Bund. Er finanziert
damit zu einem erheblichen Teil die anderen Träger öffentlichen
Rechts. Stark abhängig von Transferzahlungen sind die Länder. Sie
finanzieren mehr als 40% ihrer Ausgaben durch Transfers, wobei ein
erheblicher Teil zweckgebunden ist, sodaß der finanzielle Gestal-
tungsspielraum der Länder langfristig stark abnimmt.

Neben den Ländern sind die Sozialversicherungsträger die wichtig-
sten Empfänger von Transfers. Sie decken fast ein Viertel ihrer Aus-
gaben, Anfang der achtziger Jahre waren es erst 19%. Die Gemein-
den sind weniger von den Transferzahlungen anderer Rechtsträger
abhängig. Sie finanzieren nur rund 8% ihrer Ausgaben, wobei dieser
Anteil in den achtziger Jahren weitgehend unverändert geblieben ist.
Insgesamt zeigt sich, daß die Abhängigkeit einzelner Rechtsträger
von den Transfers merklich zunimmt. Das bedeutet, Aufgabenerful-
lung und Finanzierung klaffen zunehmend auseinander.
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Im Anhang werden ausgewählte "Langfassungen" wiedergege-
ben, für die nicht der Beirat, sondern einzelne Mitglieder der Arbeits-
gruppe "Budgetpolitik" oder Gruppen von Autoren individuell ver-
antwortlich zeichnen. Diese Beiträge sind eine Auswahl jener Mate-
rialien, die der Arbeitsgruppe 7ur Abfassung des gemeinsam erarbei-
teten ersten Teiles vorlagen. Im Rahmen der Platzrestriktion wurden
vor allem Arbeiten ausgewählt, die aufgrund des empirischen Materi-
als und/oder der vorgetragenen Aspekte der interessierten Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden sollen.
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1. FINANZAUSGLEICH IM INTERNATIONALEN
VERGLEICH
Eduard Fleischmann - Gabi Herbeck - Erhard Moser

Dieser Beitrag verfolgt das Ziel, die wesentlichen finan7iellen Be-
7iehungen zwischen Bund, Landem und Gemeinden in 7 ausgewähl-
ten OECD-Staaten (BRD, Frankreich, Italien, Schweiz, Dänemark,
USA, Kanada) in knapper und vergleichbarer Form zu prasentieren.
Es kann hier nicht Aufgabe sein, für diese Länder detaillierte EinzeI-
analysen vorzulegen) vielmehr wird versucht, die charakteristischen
Merkmale der nationalen Finannusgleichs-Systeme herauszuarbei-
ten. Zugleich gibt die Darstellung Gelegenheit, das österreich ische Fi-
nanzausgleichs-System nicht nur besser und bewu{her zu verstehen,
sie dient auch der Entdeckung von Neuigkeiten.

Die folgenden Ausführungen sind vorwiegend deskriptiver Natur
und bauen zT auf den nationalen administrativen Budgets, z1' auf der
internationalen Statistik des Internationalen Wahrungsfonds (GFS)
auf. Es werden die relevanten finanzverfassungsrechtlichen Regelun-
gen, die Ausgabenverteilung zwischen den Regierungsebenen, die
Verteilung der Einnahmen und erganzende Methoden der horizonta-
len Verteilung darj:';estellt1).

1.1. BUlldesrepublik Deutschland

1.1.1. Grundzüge der Finanzveljassung

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein aus 11 Ländern (1989) und
etwa 8500 Gemeinden bestehender Bundesstaat.

Bund und Lander sind in ihrer Haushaltswirtschaft formell selb-
ständig und voneinander unabhangig. Sowohl der Bund als auch die
Länder sollen gemäß Grundgesetz ihre Aufgaben soweit wie möglich
aus eigenen Mitteln erfüllen. Im Grundgesetz ist allerdings auch die
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse und der Finanzpolitik veran-
kert. Dadurch wird der Grundsatz der strikten Haushaltstrennung
7wischen Bund und Landern durchbrachen. Der Bund ist verpflichtet,

') Ein audührlicher Tal>ellenteil findet sich in Teil 3 der Kur7:fa.ssung.



7.7.2. Ausgaben der Gebietskörperschaften

die Hälfte der Kosten der Länder für den Hochschulbau und die
Wirtschaftsverhesserung sowie mindestens die Hälfte für die Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes beizutragen (Ge-
meinschaftsaufgaben). Darüherhinaus hat der Bund den Ländern
auch Finanzhilfen zu gewähren, um eine Störung des wirtschaftlichen
Gleichgewichtes abzuwehren und Unterschiede in der regionalen
Wirtschaftskraft zu verringern.

Die Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern ist im Grundge-
set? nicht abschließend geregelt. Sie ist daher flexibel. Zu den aus-
schließlichen Aufgaben des Bundes gehören die auswärtigen Angele-
genheiten, die Verteidigung sowie das Post- und Fernmeldewesen.
Ansonsten gilt grundsätzlich das Subsidiaritätsprinzip. Die unterge-
ordneten Ebenen sind zu Aufgaben befugt, solange und soweit sie
nicht höheren Ebenen zugewiesen hzw. von ihnen wahrgenommen
werden.

Im Steuersystem ist zwischen Steuergesetzgehung, Vereinnahmung
des Steueraufkommens und Steuerverwaltung zu unterscheiden. Alle
drei Kompetenzen sind auf Bund, Länder und Gemeinden verteilt. Es
herrscht der Grundsatz der Einheitlichkeit (Uniformität) der Steuern.
N ur wenige quantitativ unbedeutende Steuern können vom Bund und
von den Ländern allein geregelt werden. Drei Viertel des Steuerauf-
kommens wird von den Gebietskörperschaften gemeinsam geregelt
und verteilt. Die Gemeinden haben kein eigenes Recht zur Steuerge-
set?gebung. Neben dem vertikalen ist auch ein horizontaler finanz-
ausgleich institutionalisiert. Die unterschiedliche Pinanzkraft der
Länder soll "angemessen" ausgeglichen werden. Finanzstarke Länder
leisten Ausgleichsbeiträge und der Bund erbringt Ergänzungszuwei-
sungen an finanzschwache Länder.

Die Gesamtausgahen (bereinigt) aller öffentlichen Haushalte (Ge-
bietskörperschaften, Sozialversicherung und sonstige öffentliche
Haushalte) betrugen im Jahr 1980 rund 48'3% des BIP. Bis 1988 gin-
gen sie auf 46'6% des BIP zurück. Eine ähnliche Entwicklung weisen
auch die Ausgahen der Gebietskörperschaften auf: 1980 belief sich
die Ausgabenquote der drei Ehenen auf 33'2%, 1988 auf 30'1 %,

Das Gewicht der einzelnen Gebietskörperschaften ist allerdings
sehr verschieden: 45% der Ausgaben entfallen auf den Bund, etwa
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35% auf die Länder und nur rund 20% auf die Gemeinden. Dieses
Verteilungsmusrcr blieb über die Jahre konstant.

Bei der Verteilung der Ausgaben nach Aufgabenbereiehen treten
typische Schwerpunkte der einzelnen Verwaltungsebenen nur verein-
zelt auf. Verteidigungsausgaben und Ausgaben für auswärtige Ange-
legenheiten konzentrieren sich gänzlich auf Bundesebene. Von den
Sozial ausgaben entfallen etwa zwei Drittel auf den Bund. Weiters ist
der Bund auch wichtigster Träger der Subventionen an Wirtschafts-
unternehmen. Das Bildungswesen stellt hingegen die Domäne der
Länder dar. Die Ausgaben für den IIochschulbereich werden fast
ausschließlich von ihnen getragen. Die Ausgaben für Schulen werden
auf Länder und Gemeinden im Verhältnis 2:1 geteilt. Die Ausgaben
für Gesundheit, Sport und Erholung fallen zu 70% bei den Gemein-
den an, während die Ausgaben für Straßen zu gleichen Teilen auf die
drei Ebenen verteilt sind.

1.1.3. Einnahmen der Gebietskörperschajten

Parallel zu den Ausgaben gingen auch die Einnahmen in Relation
zum BIP zurück. 19HO betrug die Steuerquote 24'6%, 19HH 23'7%.

Hinsichtlich der (bereinigten) Einnahmenstfukrur der Gebietskör-
perschaften entfallen etwa HO% auf Steuern, 10% auf Gebühren und
Fngelte und 10% auf sonstige Einnahmen. Von den Steuereinnah-
men entfallen wiederum etwa 11 % auf ausschließliche Bundessteu-
ern, 5% auf Länder- und S% auf Gemeindesteuern (inklusive Gewer-
besteuer). Der allergrößte Teil, nämlich rund 75%, entfällt auf Ge-
meinschaftssteuern. Sie erbringen bei den Ländern fast 90% der ge-
samten Steuereinnahmen, beim Bund fast 80%, bei den Gemeinden
hingegen nur 40%.

In der Struktur der Einnahmen gibt es bei den einzelnen Ebenen
erhebliche Unterschiede. Für den Bund bilden die Steuern die bei
weitem wichtigste Einnahmenquelle. Nahezu 95% der Einnahmen
entfallen auf Steuern. Die restlichen Einnahmen stammen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit, Zinsen, Vermögensveräußerungen und sonsti-
gen Einnahmen.

Im Vergleich zum Bund sind bei den Ländern die Steuereinnahmen
weniger bedeutend. Wichtig sind die 7uweisungen und Zuschüsse
von anderen Gebietskörperschaften. Diese machen mehr als 15% von
den Gesamteinnahmen aus. Alle Länder erhalten vom Bund laufende



1.1.4. Kompetenzverteilung bei der Besteuerung

Geldleistungen für den Ausbau und Neubau von Hochschulen und
Hochschulkliniken, für die Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur sowie für die Verbesserung der Agrarstruktur. Außerdem be-
7.iehen die finanzschwachen Länder Ergänzungszuweisungen, deren
Volumen insgesamt mit 2% des Umsatzsteueraufkommens festgelegt
ist (1988). Dem Land Berlin wird zusätzlich Bundeshilfe gewährt.
Auch Bremen erhält einen (bis 1991 befristeten) Zusatzbetrag.
Schließlich gewährt der Bund an eine Reihe von Ländern auch Fi-
nanzhilfen zum Ausgleich der unterschiedlichen Wirtschaftskraft so-
wie für besonders bedeutsame Investitionen. Insgesamt liegen die Zu-
weisungen und Zuschüsse sehr viel höher, da mittels des horizontalen
Finanzausgleichs unter den Ländern eine Nivellierung der Steuer-
kraftunterschiede angestrebt wird.

Bei den Gemeinden liegt der Anteil der Steuereinnahmen mit rund
einem Drittel weit niedriger als bei Bund und Ländern. Neben den
Steuern sind die Zuschüsse und Zuweisungen von anderen Gebiets-
körperschaften die wichtigsten Einnahmen (fast 30%). Das dritte
Standbein sind Gebühren und Entgelte, die mehr als ein Viertel der
Gesamteinnahmen ausmachen. Die Zuweisungen und Zuschüsse von
Bund und Ländern sind mr Hälfte zweckgebunden und zur Hälfte
frei verfügbar. Die Masse der speziellen zweckgebundenen Finanzzu-
weisungen entfällt auf 6 V erwaltungsbereiche (öffentliche Sicherheit
und Ordnung, Schulen, Soziale Angelegenheiten, Gesundheit, Stra-
fen, Öffentliche Einrichtungen).

Hier ist zu unterscheiden zwischen Gesetzgebungs-, Ertrags- und
Verwaltungskompetenz.

a) Steuergesetzgebung:
Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über Zölle und Fi-

nanzmonopole. Er übt die konkurrierende Gesetzgebung über die
übrigen Steuern aus, wenn ihm das Aufkommen dieser Steuern ganz
oder zum Teil zusteht oder ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher
Regelung besteht. Die Länder haben die ausschließliche Gesetzge-
bung über die örtlichen Verbrauch~ und Aufwandsteuern. Die Ge-
meinden haben hingegen kein Recht zur Steuergesetzgebung. Aller-
dings dürfen sie die Steuersätze für die Realsteuern (Grundsteuer und
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Gewerbesteuer) festsetzen. Bundesgesetze über die Gemeinschafts-
steuern bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

b) Steuerertragshoheit :
Dem Bund stehen die Erträge der Finanzmonopole und das Auf-

kommen der Zölle, der Verbrauchsteuern mit Ausnahme der Bier-
steuer, der Kapitalverkehrsteuern, der Versicherungs steuer, der
Wechselsteuer und der Ahgahen im Rahmen der EG zu.

Die Länder erhalten die Erträge der Yermögensteuern, der Erb-
schaftsteuer, der Kraftfahrzeugsteuer und der Biersteuer sowie der
meisten Verkehrsteuern.

Den Gemeinden steht schließlich das Aufkommen von Gewerbe-
und Grundsteuer sowie der örtlichen Yerbrauch- und Aufwandsteu-
ern zu.

Einkommen- und Körperschaftsteuer sowie die Umsatzsteuer sind
Gemeinschaftssteuern. Am Aufkon1ll1en der Körperschafrsteuer sind
der Bund und die Länder je zur Hälfte beteiligt. Die Einkommen-
steuer (ink!. Lohnsteuer) wird I,U je 42' 5% auf Bund und Länder ver-
teilt. Die Gemeinden erhalten 15% vom Aufkommen der Einkom-
mensteuer.

Die Aufreilung von Einkommen- und Körperschafrsteuern ist ver-
fassungsmäßig verankert. Die Anteile von Bund und Ländern an der
Umsatzsteuer werden jeweils durch Bundesgesetz geregelt. Derzeit
betragen sie 65% für den Bund und 35% für die Länder. Diese Rege-
lung harmonisiert nur schlecht mit dem föderativen Verfassungsprin-
zip, aber sie gewährleistet, daß alle Gebietskörperschaften aus den
Steigerungen des Steueraufkommens gleichmäßig partizipieren.
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c) Steuerverwaltung:
Zölle, Finanzmonopole, bundesgesetzlich geregelte Verbrauch-

steuern (einschließlich Einfuhrumsatzsteuer) und Abgaben im Rah-
men der EG werden durch Bundesfinanzhehörden verwaltet. Die
restlichen Steuern, die dem Bund zur Gänze oder zum Teil zufließen,
werden hingegen von den Länderfinanzbehörden verwaltet (z. B.
Einkommensteuer, Lohnsteuer, Umsatzsteuer, Verkehrsteuern). Die
Ländersteuern (ohne die von Bundesfinanzbehörden erhobene Bier-
steuer) und die Gemeindesteuern werden ohne Landesfinanzbehör-
den verwaltet. Die Verwaltung von Steuern, die den Gemeinden I'U-

fließen, kann von den Ländern ganz oder teilweise den Gemeinden
ühertragen werden.



1.1.5. Regionale Verteilung der Gemeinschaftsteuern und der
Finanzzuweisungen

Die regionale Verteilung erfolgt bei der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer nach dem örtlichen Steueraufkommen entsprechend
Wohnsitz des Steuerpflichtigen und Lage des Betriebes. Die Umsatz-
steuer wird hingegen zu 75% des Länderanteiles nach der Einwoh-
nerzahl verteilt und 25% des Länderanteils an der Umsatzsteuer wird
zum horizontalen Pi nanzausgleich verwendet.

Beim horizontalen Finanzausgleich werden die Steuereinnahmen
der finanzschwachen Länder auf 95% des Länderdurchschnittes, die
sogenannte Ausgleichsmeßzahl der Länder angehoben.

Die allgemeinen Finanzzuweisungen an die Gemeinden werden
zum Großteil über eine komplizierte Schlüsseltechnik verteilt. Dabei
soll die Differenz zwischen finanzbedarf und eigener finanzkraft der
Gemeinde ausgeglichen werden. Zur Ermittlung des Finanzbedarfes
wird zunächst von einem abgestuften EinwohnerschlUssel ausgegan-
gen. Dabei wird unterstellt, daß die Ausgaben der Gemeinden mit
steigender Einwohnerzahl Uberproportional zunehmen werden. Diese
Zahl wird modifiziert durch Faktoren wie (Uberdurchschnittliche)
Schülerzahl, Bevölkerungszuwachs, Straßennetz, Agrargemeinden,
Bädergemeinden etc. Die Steuerkraft wird berechnet als Summe der
Steuererträge der Gemeinde, wobei nicht die tatsächlichen Steuerer-
träge, sondern die mit einem landeseinheitlichen Hebesatz bewerte-
ten Bemessungsgrundlagen zugrundegelegt werden.

1.2. Schweiz

1.2.1. Grundzüge der Finanzverfissung

Beim öffentlichen Sektor in der Schweiz lassen sich drei Bereiche
unterscheiden: die öffentlichen Verwaltungen von Bund, Kantonen
und Gemeinden, die Anstalten und Betriebe, wobei diejenigen des
Bundes (insbesondere Bahn und Post) dominieren, und die Sozialver-
sicherungen.

Derzeit gibt es 26 Kantone und 3021 Gemeinden. Daneben gibt es,
allerdings mit geringer Bedeutung, in manchen Kantonen selbstän-
dige Körperschaften wie Schulgemeinden mit eigenem Budget und
eigener Steuerkompetenz.
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Bei der Aufgabenverteilung besteht im Verhältnis zwischen Bund
und Kantonen eine Kompetenzvermutung zugunsten der Kantone.
Sie sind zuständig für alle Aufgaben, die nicht ausdrücklich durch die
Verfassung dem Bund übertragen worden sind. Die Kompetenzver-
teilung zwischen Kantonen und Gemeinden ist unterschiedlich und
eher systemlos. Bei der Aufgahenverteilung finden sich daher
einerseits üherwiegende Zuständigkeiten einzelner Ehenen, anderseits
sind gerade bei finanziell besonders ins Gewicht fallenden Aufgaben
alle drei Verwaltungsebenen maßgebend beteiligt.

Bei der Verteilung der Einnahmen ging die Schweiz ursprünglich
von der klassischen Vorstellung der Kompetenzverteilung im Bundes-
staat aus: Dem Bund sollten die Zölle und Verbrauchsabgahen zuste-
hen, die Kantone und Gemeinden sollten ihr finanzielles Rückgrat in
den Steuern von Einkommen und Vermögen haben. Diese Kompe-
tenz ist zwar in wesentlichen Teilen modifiziert worden und dies stets
nur mit dem Vorbehalt des Provisorischen, eine Trennung ist aller-
dings dennoch deutlich sichtbar.

Im internationalen Vergleich ist besonders bemerkenswert, daß die
Gemeinden das Recht haben, die wichtigsten direkten Steuern in
ihrer Höhe seIhst zu bestimmen.

Der Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen einerseits und
Kantonen und Gemeinden anderseits erfolgt völlig getrennt. Die Ge-
meinden erhalten keine Anteile oder Beiträge vom Bund. Es über-
wiegt der vertikale Ausgleich von oben nach unten, wohei der üher-
wiegende Teil auf eine Vielzahl von zweckgebundenen Beiträgen
entfallt. Schließlich enthalten die meisten Einnahmenanteile auch ho-
rizontale Ausgleichselemente, indem sie nach der Einwohnerzahl
oder nach der Finanzkraft des Empfängers ausgerichtet werden.

J. 2. 2, Ausgaben der Gebielskörperschajien

Die Ausgahen des gesamten öffentlichen Sektors (Verwaltungen,
Betriebe, Sozialversicherungen) liegen seit Mitte der Siebziger Jahre
hei 40% des BIP, Der Anteil der Verwaltungen an den gesamten öf-
fentlichen Ausgaben macht davon etwa 2/3 aus,

1988 betrugen die Ausgaben der drei Ebenen etwa 87'5 Mrd sfr,
das sind 27'3% des BIP. Davon entfallen je 30% auf den Bund und
die Gemeinden, 40% auf die Kantone. Auch bei mehrjähriger Be-
trachtung zeigt sich eine ähnliche Verteilung. Der Bund finanziert



J.2.3. Einnahmen der Gebietskörperschaften und KompelenLverleilung
bei der Besteuerung

fast ausschließlich die Militärausgaben und überwiegend auch die
Landwirtschaft sowie den öffentlichen Verkehr. Die Kantone domi-
nieren im Bereich Gesundheitswesen und Innere Sicherheit (Polizei
und Rechtspflege). Die Gemeinden finanzieren vor allem die Berei-
che Umweltschutz und Kultur sowie Erholung und Sport. Die Ausga-
ben für Erziehung und Bildung werden schwerpunktmaßig von den
Kantonen und Gemeinden getragen. Dabei finanzieren die Kantone
schwerpunktmäßig das Mittelschulwesen und das berufliche Bil-
dungswesen, die Gemeinden hingegen das Volksschulwesen. Der
Bund ist lediglich im Hochschulbereich und Berufsbildungswesen en-
gagiert. Auch der Straßenbau wird hauptsächlich durch die Kantone
und Gemeinden durchgeführt. Der Sozialbereich wird von allen drei
Ebenen getragen.

Die (bereinigten) Gesamteinnahmen von Bund, Kantonen und Ge-
meinden betrugen 1988 etwa 74'4 Mrd sfr oder rund 28% des BIP.
Davon entfielen über drei Viertel auf Steuern. Die übrigen Einnah-
men stammten insbesondere aus Erträgen (4' 8%) und Entgelten
(16'6%), Von den gesamten Steuereinnahmen flossen I9HS gut zwei
Fünftel (44'8%) dem Bund, ein Drittel (32"7%) den Kantonen und
knapp ein Viertel (22"4%) den Gemeinden zu.

Nach dem geltenden Stand fallen die Erträge der wichtigsten indi-
rekten Steuern ausschließlich dem Bund zu. Der Bund hebt die Wa-
renumsatzsteuer, die Importabgaben, die Tabaksreuer, die Biersteuer
sowie die eidgenössischen Stempelabgaben ein. Ausschließlich an die
Kantone fallen dagegen nur die Motorfahrzeugsteuern.

Bei den wichtigsten direkten Steuern herrscht ~ von der aus-
schließlich vom Bund erhobenen Kapitalertragsteuer auf Zinsen
(Verrechnungssteuer) abgesehen ~ Konkurrenz zwischen den ein-
zelnen Gebietskörperschaften, Steuern vom Einkommen werden so-
wohl vom Bund, als auch von den Kantonen und Gemeinden erho-
ben, Steuern vom Vermögen hingegen nur von den Kantonen und
Gemeinden. Für die Steuern auf Erbschaften und Schenkungen sowie
auf den Grundstucksverkehr bzw. Grundstucksbesitz sind teils Kan-
tone, teils Gemeinden einhebungsberechtigt.
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Die Höchstsätze der Bundessteuern sind in der Verfassung veran-
kert.

Dreißig Prozent des Ertrages der direkten Bundessteuern gehen an
die Kantone. Die Kantone sind ferner in geringem Ausmaß (derzeit
6%) am Ertrag der Verrechnungssteuer beteiligt.

Bedeutender als die Anteile sind die zweckgebundenen Beiträge,
die der Bund an die Kantone entrichtet. Solche Beitrage gibt es für
nahezu alle wichtigen Aufgabenbereiche. Von Bedeutung sind die
Beiträge für den Straßenbau, die soziale Wohlfahrt, die Landwirt-
schaft sowie fUr das Bildungs- und Erziehungswesen.

Auch bei den Gemeinden sind die Beitrage wesentlich bedeutender
als die Anteile an Kantonseinnahmen oder die direkten Finanzaus-
gleichsbeträge der Kantone an ihre Gemeinden.

Bei den Kantonen machen die Anteilseinnahmen etwa 6% von den
gesamten Einnahmen aus, während auf die zweckgebundenen Bei-
träge etwa 14% entfallen. Insgesamt machen ihre Einnahmen vom
Bund etwa 20% aus. Ähnliches -gilt auch für die Gemeinden. Die Ge- '
meinden beziehen rund 20% der Einnahmen von den Kantonen.
Auch hier ist das Volumen der zweckgebundenen Beiträge viermal
größer als jenes der 7.weckfreien Beiträge.

Von den Anteilseinnahmen der Kantone an den Bundeseinnahmen
wird mehr als die Hälfte nach dem kantonalen Aufkommen verteilt.
Ein Drittel richtet sich nach der Bevölkerungszahl. Lediglich 13%
des Ertrages der direkten Bundessteuern oder rund 12% der Anteils-
masse sind nach der Finanzkraft ausgerichtet. Für die Berechnung
sind dabei vor allem das Volkseinkommen, die Steuerkraft, die Steu-
erbelastung und der Anteil an Berggebict maßgeblich.

Insgesamt dominiert in der Schweiz der vertikale Finanzausgleich.
Der horizontale Ausgleich ist auf wenige hundert Millionen Franken
beschränkt. Ähnliches gilt auch filr die Beiträge.

Zusammenfassend ergibt sich, daß das schweiurische Steuersystem
die Kantone und Gemeinden begünstigt, da diese ihre Einnahmen
hauptsächlich aus Einkommen- und Vermögensteuern beziehen.
Diese entwickeln sich bei gleichbleibenden Steuersätun als folge der
Progression längerfristig rascher als das BIP. (Die kalte Progression
wird erst dann ausgeglichen, wenn die Inflation gegenUber der letzten
Anpassung 10% gestiegen ist.) Die Steuereinnahmen des Bundes
stammen hingegen schwergewichtig aus der Belastung des Ver-
brauchs. Verbrauchsteuern reagieren naturgemäß rascher und stärker
auf konjunkturelle Schwankungen. Da sie großteils Mengensteuern
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1.3.1. Grundzüge der Finanzverfassung

sind und die stark expandierenden Dienstleistungen nicht der Waren-
umsatzsteuer unterliegen, entwickeln sie sich unterproportional zum
BIP. Schließlich werden auch die Zölle zunehmend abgebaut.

1.3. USA

Die USA weisen eine stark föderalistische Finanzverfassung auf.
Das Steuersystem ist relativ zersplittert und unübersichtlich. Die
Steuereinhebung erfolgt durch den Bund (federal state), die Bundes-
staaten (states) und die kommunalen Gebietskörperschaften (coun-
ties, municipalities), wobei die rechtlichen Grundlagen in der Verfas-
sung sowie in den Gesetzen der Einzelstaaten festgelegt sind. Pür die
Erhebung der Bundessteuern ist das Internal Revenue Service zustän-
dig, eine aus dem Treasury ausgegliederte Behörde. Der Bereich der
gesetzlichen Sozialversicherung wird 7.U einem Großteil über Fonds
abgewickelt, die im Budesbudget eingegliedert sind.

Was die Struktur der öffentlichen Einnahmen betrifft, so sind auf
Bundesebene die Steuern auf das Einkommen sowie die Beiträge zur
gesetzlichen Sozialversicherung die mit Abstand wichtigsten Finan-
zierungsquellen. Auf Ebene der Bundesstaaten überwiegen Steuern
auf den Konsum, im Bereich der lokalen Gebietskörperschaften liegt
der Schwerpunkt bei vennögensabhangigen Steuern.

Neben den Eigeneinnahmen verfügen die nachgeordneten Gebiets-
körperschaften auch über beträchtliche Mittel, die ihnen im Rahmen
des Finanzausgleichs zugewiesen werden. Schwerpunktmaßig sind
dabei vor allem der Bereich des Bildungswesens, die soziale Wohl-
fah rt sowie der Bereich des Gesundheitswesens betroffen. Die Ge-
meinden erhalten Transfers sowohl vom Bundeshaushalt als auch von
den Bundesstaaten, die Bundesstaaten ihrerseits vom Bundeshaushalt.
Als Verteilungsschlüssel dienen im wesentlichen die Bevölkerungs-
zahl, die regionale Wirtschaftskraft und das örtliche Steueraufkom-
men. Daneben sieht das US-amerikanische Pinanzausgleichssystem
auch Zuweisungen für die Durchführung von spezifischen Einzelpro-
jekten vor. Die Höhe dieser Zuweisungen richtet sich vor allem nach
der Pinanzkraft der lokalen Gebietskörperschaft.

Ebenso wie bei den Einnahmen besteht in den USA auch bei der
Aufgaben- bzw. Ausgabenteilung eine relativ klare Abgrenzung zwi-
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sehen den Gebietskörperschaften. Auf Bundesebene stehen Ausgaben
im Rahmen der allgemeinen Verwaltung, der Staats- und Rechtssi-
cherheit, sowie Ausgaben zur AIt,ersversorgung im Vordergrund. Die
Ausgabenschwerpunkte der Bundesstaaten sowie der lokalen Ebenen
liegen im Bildungs- und Gesundheitswesen.

Der föderalistische Charakter der US-amerikanischen Finanzver-
fassung führt dazu, daß zwischen den Einzelstaaten und zum Teil
auch auf lokaler Ebene beträchtliche Unterschiede hinsichtlich der
Steuers ätze und der steuerlichen Bemessungsgrundlagen bestehen. So
wird beispielsweise für die Berechnung der Einkommensteuer nur von
etwa der Hälfte aller Bundesstaaten eine Bemessungsgruncllage zu-
grundegelegt, wie sie auch auf Bundesebene verwendet wird. Einige
Bundesstaaten (Florida, Nevada, South Dakota, Texas, Washington)
verzichten überhaupt auf die Erhebung einer Einkommensteuer, an-
dere wiederum unterwerfen nur bestimmte Einkünfte, wie z. B. Divi-
denden, der Besteuerung. Soweit auch auf lokaler Ebene eine Ein-
kommensteuer erhoben wird, ist diese im allgemeinen nur auf Städte
beschränkt. Ein ähnlich uneinheitliches Bild ergibt sich auch für die
Körperschaftsteuer sowie fUr die gewerbesteuerähnlichen franchise
taxes. Im Bereich der Konsumsteuern bestehen ebenfalls in aller Re-
gel mehrere Steuern nebeneinander, mit unterschiedlichen Bemes-
sungsgrundlagen und Steuersätzen. In einigen Staaten (wie etwa in
Alaska, Montana, Oregon, Delaware und New IIampshire) wird
keine allgemeine Umsatzsteuer erhoben.

J .3. 2. Finnahmen der Gehietskörperschaiten

Die Einnahmen von Bund, Bundesstaten und lokalen Einrichtun-
gen betrugen im Jahr 19RR rund 1.630 Mrd US-$ oder 34% des BIP.
Davon entfielen etwa 21 Prozentpunkte auf Steuern ieS und rund 7
Prozentpunkte auf Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung. Die
übrigen Einnahmen, etwa 6 Prozentpunkte, ergaben sich im wesentli-
chen aus unternehmerischen Tätigkeiten. Auf den Bund (inkl Sozial-
versicherung) entfielen im Jahr 19RR rund 53% der öffentlichen Ge-
samteinnahmen (nach Überweisungen), der Anteil der Bundesstaaten
lag bei etwa 21 %, jener der Kommunen bei etwa 25%.

Der Bundeshaushalt umfaßt in den USA im wesentlichen zwei
große Einnahmenblöcke : Ei nerseits allgemeine Einnahmen, deren
Verwendung keinen besonderen Regelungen unterliegt. Darunter fal-
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len insbesondere die Einkommen- und Körperschaftsreuer sowie die
meisten Verbrauchsteuern (general funds). Anderseits umfaßt das
Bundesbudget auch mehrere zweckgebundene Einnahmen, deren
wichtigste Einzelkomponente die Beiträge zur gesetzlichen Sozialver-
sicherung sind (truSt funds). Die Budgetpolitik der letzten Jahre hat
allerdings gezeigt, daß dieses Konzept in der Praxis relativ wenig Be-
deutung hat. So wurden allein im Jahr 19HH von den Einnahmen der
gesetzlichen S07.ialversicherung über 40 Mrd US-$ zur Finanzierung
allgemeiner Budgetausgaben verwendet. Bis zum Jahr 1994 soll dieser
Betrag sogar auf über 100 Mrd US-$ steigen.

Wie bereits eingangs erwähnt, stellen auf Bundesebene die Steuern
auf das Einkommen (persönliche Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer) die mit Abstand wichtigste Einnahmenquelle dar. Auf sie ent-
fiel im Jahr 19HH ein Anteil von rund der Hälfte der Gesamteinnah-
men (vor ·Überweisungen). Ein weiteres Drittel entfiel auf die Bei-
träge zur gesetzlichen Sozialversicherung. Die Einnahmen aus unter-
nehmerischen Tätigkeiten lagen bei rund 8%, wobei der Hauptanteil,
nämlich faSt die Hälfte, auf Serviceleistungen der POSt entfiel. Von
relativ geringer Bedeutung sind für den US-Bundeshaushalt dagegen
Einnahmen aus der Konsum- und Vermögensbesteuerung. Was die
Konsumsteuern betrifft, so umfassen diese auf Bundesebene praktisch
nur spezielle Verbrauchsteuern und mehrere Sonderumsatzsteuern
sowie imponabhängige Abgaben. Die Erhebung allgemeiner Kon-
sumsteuern ist hingegen ausschließlich den nachgeordneten Gebiets-
körperschaften, vor allem den Bundesstaaten, vorbehalten. Auch im
Bereich der Vermögenshesteuerung beschränkt sich der Wirkungsbe-
reich des Bundes auf "Bagatellsteuern" (z. B. Erhschafts- und Schen-
kungssteuer), während die aufkommensstärkeren Abgahen (z. B. auf
Betriebsvermögen und Grundbesitz) ausschließlich den Gemeinden
7Ufließen.

Die Bundesstaaten bezogen ihre Einnahmen im Jahr 1988 7.U rund
vier rünfteln aus "eigenen Quellen" und zu rund einem Fünftel aus
Üherweisungen im Rah men -des Finanzausgleichs. Von den Eigen-
einnahmen entfielen rund 38% auf Konsumsteuern, rund 25 1/2%
auf Einkommensteuern und rund 32% auf Unternehmenseinkünfte.
Die lokalen Einrichtungen erhielten ihre Einnahmen im Jahr 198H zu
fast einem Drittel aus Überweisungen. Von den eigenen Einnahmen
entfiel fast die Hälfte auf vermögensahhängige Steuern und Abgahen
und etwas mehr als ein Drittel auf Einkünfte aus unternehmerischen
Tätigkeiten.



1.3.3. Ausgaben der Gebietskörperschaften

Die öffentlichen Ausgaben betrugen im Jahr 19t18 zusammen rund
1.730 Mrd US-$ oder rund 36% des BIP. Davon entfielen knapp
59% auf den Bund, rund 1H% auf die Bundesstaaten und rund 23%
auf die lokalen Gebietskörperschaften. Von den Ausgaben des Bun-
des entfielen etwas mehr als 40% auf den Sozial- und Gesundheitsbe-
reich und rund 35% auf Aufwendungen im Bereich der Staats- und
Rechtssicherheit sowie der allgemeinen V crwaltung (davon Militär-
ausgaben: 27%). Bei den Ausgaben der Bundesstaaten überwiegen
die Bereiche Gesundheitswesen, Bildung und soziale Wohlfahrt, auf
die zusammen mehr als 60% des Ausgabenvolumens entfallen. Noch
stärker ist die Dominanz dieser Bereiche auf kommunaler Ebene, wo
sogar fast zwei Drittel der Gesamtausgaben für soziale Zwecke iwS
verwendet werden.

Sowohl Bundesstaaten als auch Kommunen wiesen im Jahr 1988
insgesamt Budgetüberschüsse auf. Gleichwitig hat sich auf Ebene
dieser Gebietskörperschaften in der Vergangen heit allerdi ngs auch
ein beträchtlicher Schuldensrock angesammelt (per Jahresende 19HH:
rund 12% des BIP). Dies legt den Schluß nahe, daß einzelne Bundes-
staaten (Gemeinden) letztlich eine viel ungllnstigere Budgetsiruation
aufweisen müssen, als dies aufgrund der aggregierten BudgetsaIden
nahegelegt wird.

1.3.4. Trends in der ldnge':fristigen ßudgetentwicklung

Trotz der programmatischen Erklärung Anfang der 80er Jahre,
den "Staat" zurückzudrängen, ist sein Anteil an der Gesamtwirtschaft
auch seither etwas gestiegen. So hat die Relation zwischen öffentli-
chen Gesamteinnahmen und BIP zwischen 19H0 und 19HH um rund 1
Prozentpunkt, jene zwischen öffentlichen Gesamtausgaben und BTP
sogar um rund 1 1/2 Prozentpunkte zugenommen.

Bezogen auf die einzelnen Gebietskörperschaften verlief die Ent-
wicklung allerdings sehr unterschiedlich. Während auf Bundesebene
die großzügigen Steuersenkungen tatsächlich dazu geführt haben,
daß die Einnahmenquote (vor Überweisungen) zwischen 19H0 und
1988 um rund 0'7 Prozentpunkte gesunken ist, haben die Einnahmen
der Bundesstaaten und lokalen Gebietskörperschaften deutlich stär-
ker zugenommen als die Gesamtwirtschaft.
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1.4.1. Grundstruktur der Finanzverjassung

Allerdings hat der Bund innerhalb dieses Zeitraumes auch seine
Überweisungen im Rahmen des Finanzausgleichs tendenziell einge-
schränkt, sodaß die Relation zwischen Nettoeinnahmen und BIP
praktisch unverändert geblieben ist. Für die "unteren" Ebenen ergibt
sich daraus, daß deren gestiegene Einnahmenquoten ausschließlich
auf höhere Eigeneinnahmen zu riickzuführen sind.

Was die Entwicklung der Einnahmenstruktur betrifft, so ist auf
Bundesebene der Anteil der Einkommensteuern und der (fUr das Auf-
kommen allerdings weniger bedeutenden) Konsumsteuern deutlich
gesunken, jener der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung hin-
gegen gestiegen. Bundesstaaten und Gemeinden haben ihre Einnah-
men vor allem im Wege höherer Gebühren gesteigert, während die
Bedeutung von Steuern ieS etwas abgenommen hat.

Bei den Ausgaben sind vor allem jene für militärische Zwecke so-
wie für innerstaatliche Sicherheit deutlich stärker gestiegen als die
Gesamtwirtschaft. überdurchschnittlich war der Zuwachs auch bei
den Gesundheitsausgaben. Abgenommen hat hingegen der Anteil der
Sozialausgaben, wobei der Rückgang vor allem auf eine gewisse Ein-
schränkung bei vom Bund übernommenen Aufgaben zurückzuführen
lSt.

1.4 Kanada

Ebenso wie die USA ist auch Kanada ein Land mit einer relativ fö-
deralistischen Finanzverfassung. Die nachgeordneten Gebietskörper-
schaften (Provinzen und Territorien, Gemeinden) haben umfangrei-
che Kompetenzen im Gesundheitswesen, im Bereich der sozialen
Wohlfahrt sowie im Schul- und Bildungswesen. In mehreren Berei-
chen, wie etwa in der Land- und Forstwirtschaft, in der Energie- und
Umweltpolitik sowie im Kommunikations- und Transportwesen sind
die Aufgaben zwischen den Gebietskörperschaften geteilt.

Auch in Kanada bezieht der Bund seine Einnahmen zum überwie-
genden Teil aus einkommens abhängigen Steuern und Abgaben (per-
sönliche Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung). Auf Ebene der Provinzen tragen Einkom-
men- und Konsumsteuern etwa in gleicher Höhe zu den Gesamtein-
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nahmen bei. Von den Eigeneinnahmen der Gemeinden entfällt der
mit Abstand größte Anteil auf vermögensabhängige Steuern.

Zusätzlich zu den Eigeneinnahmen verfügen die nachgeordneten
Gebietskörperschaften auch in Kanada über beträchtliche Mittel, die
ihnen im Rahmen des f-inan7ausgleichs zugewiesen werden. Im Ver-
gleich mit dem US-amerikanischen System fallt dabei allerdings auf,
daß in Kanada lediglich der Bund "N ettozahler" ist, während auf
Provinzebene die vom Bund erhaltenen Transfers höher sind als jene,
die an die Gemeinden geleistet werden. Neben laufenden Transfers
gewahrt der Bund in Kanada (seit 1977) auch sogenannte Besteue-
rungsrechte, dh er verzichtet bei der Einkommensbesteuerung auf die
volle Ausnützung der bundeseinheitlich festgesetnen Steuersatze, um
den Besteuerungsspielraum der Provinzen zu erhöhen. In Zusam-
menhang mit den laufenden Transfers entfallt, wie in den USA, der
mit Abstand gröfhe Anteil auf den Bereich des Bildungs- und Ge-
sundheitswesens sowie auf den Bereich der sozialen Wohlfahrt. Dar-
über hinaus werden auch beträchtliche Mittel 7ugunsten wirtschaft~
lich schwächerer Regionen zur Verfügung gestellt.

Obwohl auch das kanadische Steuersystem relativ dezentral orga-
nisiert ist, läßt es - im Unterschied zum US-amerikanischen - zu-
mindest bei der Einkommensbesteuerung eine klare Systematik er-
kennen. So wird für die Steuerberechnung sowohl auf Bundesebene
als auch auf Provinz.ebene im allgemeinen von einer einheitlich defi-
nierten Bemessungsgrundlage ausgegangen. Der Handlungsspielraum
der Provinzen besteht somit im wesentlichen nur darin, daß sie die
Zuschläge 7ur Bundessteuer unterschiedlich gestalten können. Auch
die Verwaltung der Einkommensteuern erfolgt im allgemeinen durch
Bundesorgane, die gleichzeitig mit der Bundessteuer die Steuer der
Provinzen festsetzen und einheben. Ausnahmen sind die Provinzen
Quebec, das seine Einkommensteuern selbst verwaltet, sowie Alberta
und Ontario, die für die Körperschaftsteuer eigene Verwaltungen ha-
ben.

Ein unübersichtlicheres Bild ergibt sich hingegen für den Bereich
der Konsumbesteuerung, wo auf Bundesebene durch die Einführung
der Mehrwertsteuer erst jüngst eine umfangreiche Reform in Kraft
getreten ist. In diesem Zusammenhang wurde die Bemessungsgrund-
lage gegenüber dem früheren System der "retail sales taxes" erheblich
verbreiten und der Steuersat7 entsprechend gesenkt. Gleich7eitig hal-
ten die Provinzen an ihrer bisherigen Besteuerungspraxis vorerst al-
lerdings fest, sodaß derzeit im Bereich der Konsumbesteuerung zwei
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1.4.2. Einnahmen der Gebietskörperschaften

unterschiedliche Steuersysteme (Mehrwertsteuer auf Bundesebene;
Einphasenumsatzsteuer auf Provinzebene), mit unterschiedlichen Be-
messungsgrundlagen und SteuersätZen, ~ur Anwendung kommen.

Im Jahr 1987 betrugen die Einnahmen von Bund, Provinzen und
Gemeinden insgesamt rund 228 Mrd kan $ oder knapr 41 % des RTP.
Davon entfielen rund 85% auf Steuern und Abgaben und rund 15%
auf Einnahmen aus unternehmerischen Tätigkeiten. Auf den Bund
und die Provinzen entfielen im Jahr 1987 jeweils knapp 40% der öf-
fentlichen Gesamteinnahmen (nach Überweisungen), auf die Ge-
meinden rund 20%. Somit ist auch in Kanada das Budgetvolumen
der nachgeordneten Gebietskörperschaften deutlich höher als jenes
des Zentralstaates.

Wichtigste Einnahmenkomponenten im Bundesbudget sind auch in
Kanada die Steuern auf das Einkommen, die im Jahr 1987 mit rund
53% zu den Gesamteinnahmen (vor Finanzausgleich) beigetragen
haben. Anders als in den USA stellen in Kanada darüber hinaus auch
die Steuern auf den Konsum eine bedeutende Einnahmenquelle für
den Bundeshaushalt dar.

Die Provinzen bezogen ihre Budgetmittel im Jahr 1987 zu rund
vier Fünf tein aus eigenen Einnahmen und zu rund einem Fünftel aus
fTbenveisungen im Rahmen des Finanzausgleichs. Bei den Eigenein-
nahmen überwiegen Steuern auf das Einkommen und den Konsum,
die zusammen mehr als die Hälfte der Cesamteinnahmen betragen.
Die Gemeinden erhielten ihre Einnahmen im Jahr 1987 fast zur
lIälfte aus Überweisungen. Knapp ei n Drittel stam mte aus vermö-
gensabhängigeil Steuern und Abgaben, etwa ein Sechstel aus unter-
nehmerischen Tätigkeiten.

1.4.3. Ausgaben der Gebietskörperschaften

Die öffentlichen Ausgaben betrugen im Jahr 1987 insgesamt rund
255 Mrd kan $ oder rund 45% des BIP. Auf den Bund und die Pro-
vinzen entfielen dabei jeweils etwas mehr als 40%, auf die Gemein-
den knapp 20% (nach Finanzausgleich). Von den Bundesausgaben
entfielen wiederum etwa 40% auf Ausgaben im Bereich der sozialen
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Wohlfahrt, etwa 16% auf Au~gaben zur Wirt~chaftsförderung und
jeweils rund 10% auf allgemeine Verwaltung~abgaben und Militär-
ausgaben. Prakti~ch keine Bedeutung haben im Bundeshaushalt Aus-
gaben im Bereich des Gesundheits- und Bildungswesens. Allerdings
beteiligt ~ich der Bund im Rahmen de~ Pinanzausgleichs an der Fi-
nanzierung dieser Aufgabenbereiche.

Bei den Ausgaben der Provinzen dominiert das Gesundheitswesen,
auf das im Jahr 1987 rund 30% des Gesamtbudgets entfiel. Weitere
Schwerpunkte auf Provinzebene sind das Sozial- und Bildungswesen
(Budgetanteile 1987: rund 19% bzw 11%) sowie die Wirtschaftsför-
derung (Budgetanteil 1987: rund 11 %). Auf Gemeindeebene entfällt
der weitaus größte Teil der Ausgaben - im Jahr 1987 fast die Hälfte
- auf den Bereich des Erziehungswesens.

Der Budgetabgang des gesamten öffentlichen Sektors betrug im
Jahr 1987 rund 4% des BIP_ Davon entfielen knapp zwei Drittel auf
den Bund und etwas mehr als ein Drittel auf Provinzen und Gemein-
den. Die Ge~amtverschuldung lag per Jahre~ende 1987 bei knapp
80% des BTP, wobei mehr al~ die Hälfte auf den Bundeshau~halt ent-
fiel. Die relativ ungünstige Entwicklung des Bundesbudgets spiegelt
sich auch in den Zinszahlungen wieder, die im Jahr 1987 bei einem
Fünftel der Ge~amtausgaben (exkl Überweisungen) lagen. Bis zum
Jahr 1989 ist dieser Anteil bereits auf ein Viertel gestiegen.
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1.4.4. Trends in der Liingn/ristigen ßudgetentwickLung

Seit Anfang der 80er Jahre hat der gesamtwirtschaftliche Anteil des
öffentlichen Sektors relativ deutlich zugenommen: So betrug der Zu-
wachs der Einnahmenquote zwi~chen 1980 und 1987 rund 2 Prozent-
punkte, jener der Ausgabenquote sogar etwas mehr als 3 Prozent-
punkte.

Im Bereich der Einnahmen ergab sich der Anstieg ausschließlich
durch die Ausweitung des Bundeshaushaltes, wobei die stärk~ten Zu-
wächse bei den Einkommensteuern sowie den Beiträgen zur gesetzli-
chen Sozjalver~icherung zu verzeichnen waren. Die Einnahmen der
nachgeordneten Gebietskörperschaften (Provinzen, Gemeinden) ent-
wickelten sich hingegen weitgehend in Gleichklang mit der Gesamt-
wirtschaft. Allerdings fällt auf, daß sich dabei das Gewicht etwas zu-
gunsten der Provinzen verlagert hat, während die Gemeinden, vor al-
lem aufgrund der schwachen Entwicklung der vermögensabhangigen



7.5.1. Grundzüge der Finanzverjassung

Steuern und Abgaben, eine geringere Dynamik bei ihren Einnahmen
hinnehmen mugten. Gleichzeitig haben auf Gemeindeebene die Ein-
nahmen aus Transferleistungen durch andere Gebietskörperschaften
etwas an Bedeutung verloren.

Der Anstieg der Ausgabenquote ergah sich vor allem durch die
Provinzen, deren Budgetausgaben (exkl Überweisungen) zwischen
19RO und 19H7 um fast 2 112 Prountpunkte gestiegen sind. Die Re-
lation zwischen Bundesausgaben und EIl' ist im gleichen Zeitraum
dagegen nur um etwas mehr als 1 Prozentpunkt gestiegen. Auf Ge-
meindeebene ist hingegen, ebenso wie bei den Einnahmen, auch bei
den Ausgaben eine deutliche Einschränkung feststellbar.

Zusammenfassend ergibt sich für Kanada in einer längerfristigen
Betrachtung somit folgendes Bild: Während Bund und Provinzen ihre
Anteile an der Gesamtwirtschaft gesteigert haben, ist die Bedeutung
der Gemeinden etwas gesunken.

1.5. Dänemark

In Dänemark umfafh der öffentliche Sektor im wesentlichen die
folgenden Bereiche: Zentral staat, Amtskommunen, Gemeinden, So-
zialversicherung, öffentliche Unternehmungen. Zusammen mit
Schweden, Norwegen und den Niederlanden weist Dänemark mit
rund 61 % bei den Einnahmen und mehr als 57% bei den Ausgaben
(1987) den höchsten Staatsanteil innerhalb der OEen auf.

Der 7entralstaat ist in Dänemark vor allem fUr die innerc und äu-
ßere Sicherheit sowie für hestimmte Transferprogramme im Rahmen
der sozialen Wohlfahrt zuständig, wobei allerdings letztere im allge-
meinen von den Gemeinden verwaltet werden. Die AmtskoIl1munen
und Gemeinden sind fUr den überwiegenden Teil des Schulwesens so-
wie fUr das Gesundheitswesen zuständig. Die Sozialversicherung
spielt als eigcnständigeEinrichtung nur eine untergeordnete Rolle
und umfagt im wesentlichen nur die Arbeitslosenversorgung. Der
weitaus größte Teil der Kranken- und PensiollSversicherling liegt im
Zuständigkeitsbereich des Zentral staates bzw. der lokalen Gebiets-
körperschaften und ist Bestandteil in deren Budgets. Der Bereich der
öffentlichen Unternehmungen umfaßt vor allem die Post sowie die
Bahn.
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Die Verteilung der Besteuerungskompetenzen ist durch einfachge-
setzliche Regelungen festgelegt, dh nicht Gegenstand des Grundge-
setzes. Nach derzeitiger Rechtslage bestehen die wichtigsten Steuer-
objekte der Amtskommunen und Gemeinden vor allem im Einkom-
men der natürlichen Personen sowie im Grundbesitz (einschließlich
dem Wertzuwachs bei Bauland). Bei der Einkommensteuer wird da-
bei von derselben Bemessungsgrundlage ausgegangen, wie sie auch
auf nationaler Ebene Anwendung findet. Allerdings haben die nach-
geordneten Gebietskörperschaften die Möglichkeit, je nach Finanz-
bedarf ihre Sätze zu variieren. Steuern auf den Konsum werden in
Dänemark praktisch nur auf Ebene des Zentralstaates erhoben.

Die Verwaltung der Einkommensteuern (staatliche Einkommen-
steuer, Zuschläge auf lokaler Ebene) erfolgt ausschließlich durch Or-
gane des Zentralstaates. Die den Amtskommunen und Gemeinden
zufließenden vermögensabhängigen Steuern werden dagegen durch
deren eigene Einrichtungen erhoben.

Obwohl auf die lokalen Gebietskörperschaften mehr als 50% der
öffentlichen Gesamtausgaben entfallen, beträgt ihr Anteil an den Ein-
nahmen (vor Finanzausgleich) nur rund 30%. Neben den eigenen
Steuereinnahmen erhalten die Amtskommunen und Gemeinden da-
her auch Anteile am Steueraufkommen des Zentralstaates. Dabei
handelt es sich einerseits um spezifische Zuweisungen im Rahmen der
sozialen Wohlfahrt, wo die "unteren" Ebenen rund die Hälfte ihrer
Ausgaben refundiert bekommen. Anderseits umfaßt der dänische Fi-
nanzausgleich auch allgemeine Zuweisungen ("block grants"), durch
die den Amtskommunen und Gemeinden die Möglichkeit gegeben
werden soll, eigenständig Prioritäten bei der kommunalen Ausgaben-
gestaltung festzulegen.

Den nachgeordneten Gebietskörperschaften ist es grundSätzlich
nicht erlaubt, Budgetabgänge durch Kreditaufnahmcn oder Anleihen
zu finanzieren. Davon ausgenommen sind lediglich die Bereiche
"Energie" und "Stadterneuerung". Diese Einschränkung führt dazu,
daß die Amtskommunen und Gemeinden eine vergleichsweise ge-
ringe Verschuldung aufweisen.

1.5.2. Einnahmen der Cebietsl?örperscha/ten

Tm Jahr 1987 betrugen die Einnahmen des Zentral staates (inkl So-
zialversicherung, Bahn und Post), Amtskommunen und Gemeinden



J.5.3. Ausgaben der Gebietskörperschaften

rund 420 Mrd dän Kronen oder rund 61 % des BIP. Davon entfielen
mehr als vier FUnftel auf Steuern und Sozialabgaben und knapp ein
Hinftel auf andere Einnahmen, insbesondere aus Besitz und Unter-
nehmung.

Die mit Abstand wichtigste Finanzierungsquelle sind in Dänemark
die Steuern auf das Einkommen (persönliche Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer), die im Jahr 1987 bei fast der Hälfte der Gesamtein-
nahmen lagen, gefolgt von den Steuern auf den Konsum mit einem
Anteil von knapp 30%. Zu berücksichtigen ist dabei allerdings, daß
- wie bereits oben erwähnt - in Dänemark die Sozialausgaben
praktisch ausschließlich aus allgemeinen Steuermitteln (und nicht im
Wege von SV-Beiträgen) finanziert werden und daher die Struktur
der Steuereinnahmen mit jener in anderen Industriestaaten nur be-
schränkt vergleichbar ist. Die Einnahmen aus unternehmerischen Tä-
tigkeiten trugen im Jahr 1987 mit rund 13% zu den Gesamteinnah-
men bei. Von gewisser Bedeutung sind in Dänemark schließlich auch
die Rückflüsse aus dem EG-Haushalt, die im Jahr 1987 per Saldo, dh
nach Abzug der entrichteten Beiträge an die Gemeinschaft, mit rund
1% zum Gesamtaufkommen beigetragen haben.

Bei den Einnahmen des Zentralstaates fällt auf, daß die Steuern auf
den Konsum von größerer Bedeutung sind, als jene auf das Einkom-
men. So trugen erstere im Jahr 1987 mit rund 41 %, letztere hingegen
nur mit rund 37% zu den Gesamteinnahmen (vor Überweisungen)
bei. Auf die sonstigen Einnahmen (vor allem Postgebühren und Ein-
nahmen der staatlichen Eisenbahn) entfiel ein Anteil von rund 13%.

Die lokalen Gebietskörperschaften bezogen ihre Einnahmen im
Jahr 1987 zu knapp 60% aus eigenen Einnahmen und zu etwas mehr
als 40% aus Überweisungen im Rahmen des Finanzausgleichs. Etwa
drei Viertel der Eigeneinnahmen entfielen auf die Einkommensbe-
steuerung, knapp ein Sechstel auf Einnahmen aus unternehmerischen
Tätigkeiten.

Die öffentlichen Ausgaben betrugen im Jahr 1987 rund 400 Mrd
dän Kronen oder rund 57% des BIP. Wichtigste Einzelkomponente
waren dabei die Ausgaben im Rahmen der sozialen Wohlfahrt, deren
Anteil im Bewgsjahr bei rund 40% der Gesamtausgaben lag. Andere
wichtige Ausgabenbereiche waren das Erziehungs- und Gesundheits-
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wesen (Anteile an den Gesamtausgaben: 15% bzw 9%), sowie die
Bereiche Infrastruktur und Wirtschaftsförderung.

Die Ausgaben des Zentralstaates betrugen im Jahr 1987 inkl der
Rückflüsse vom EG-Haushalt rund 180 Mrd dän Kronen oder etwas
mehr als 25% des ElP. Dazukamen rund 92 Mrd dän Kronen oder
rund 13% des RTP, die der Bund den nachgeordneten Gebietskörper-
schaften im Rahmen des Finanzausgleichs zur VerfUgung stellte. Von
den Nettoausgaben (dh den Ausgaben nach Abzug der Überweisun-
gen) entfiel knapp ein Fünftel auf die "klassischen" Staatsfunktionen
(allgemeine Verwaltung, innere und äußere Sicherheit), etwas mehr
als ein rünftel auf den Sozial bereich und etwas mehr als ein Sechstel
auf den Bildungsbereich. GröGere Ausgabenblöcke ergaben sich auch
im Rahmen der staatlichen Industrierolitik (Winschaftsförderung)
und des Transportwesens sowie im Rahmen der Agrarpolitik. Bei den
Agrarausgaben ist allerdings zu beachten, daß diese zum überwiegen-
den Teil aus dem EG-Haushalt geleistet werden und im dänischen
Budget daher lediglich einen "Durchlaufer" darstellen. Insgesamt er-
hielt Dänemark im Jahr 1987 rund 11 Mrd dän Kronen aus dem Ge-
meinschaftshaushalt, wobei der weitaus größte Teil, nämlich rund 10
Mrd dän Kronen, im Rahmen der gemeinschaftlichen Landwirt-
schaftspolitik angefallen ist.

Die Amtskommunen und Gemeinden verwendeten ihre Mittel aus
Eigeneinnahmen und Überweisungen im Jahr 1987 zu mehr als der
Hälfte für Sozialprogramme. Jeweils etwas mehr als ein Sechstel ent-
fiel auf das Erziehungs- und Gesundheitswesen, knapp ein Zehntel
auf Maßnahmen im Rahmen der Wirtschaftsförderung.

Der Zentral staat hat das Haushaltsrecht 1987 mit einem Budget-
überschuß in Höhe von etwas mehr als 4% des BIP abgeschlossen.
Die Kommunen wiesen hingegen einen Abgang von rund 1/2% des
BIP aus. Die Staatsverschuldung betrug per Jahresende 1987 mehr als
70% des BIP, wobei mehr als 95% auf den Zentralstaat entfiel.

1.5.4. Trends in der fiingerfristigen Rud,e;etentwickfung

Die jährlichen Budgetabgänge des Zentralstaates haben Anfang der
80er Jahre zu einer deutlich restriktiveren Transferpolitik gegenüber
den nach geordneten Gebietskörrerschaften gefuhrt.

Gleichzeitig wurden weitere Aufgaben, vor allem im Bereich des
Sozialwesens, auf die kommunale Ebene verlagert, sodaß sich deren
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budgetärer Handlungsspielraum innerhalb des letnen Jahrzehnts be-
trächtlich verringert hat.

Die Einnahmenquote des gesamten öffentl ichen Sektors ist zwi-
schen 1980 und 1987 um rund 6 1/2 Prozentpunkte gestiegen, die
Ausgahenquote hingegen mehr oder weniger konstant geblieben.
Auffallend dabei ist vor allem die signifikante Ausweitung des Zen-
tralstaates, dessen Einnahmen (nach Überweisungen) in Relation zum
BIP um nicht weniger als 10 1/2 Prozentpunkte zugenommen haben.
Die restriktive finanzausgleichspolitik wird dadurch deutlich, daß die
Bruttoeinnahmen des Zentralstaates, also die Einnahmen vor {)ber-
weisungen, im gleichen Zeitraum nur halb so kräftig gestiegen sind.

Die geringeren Einnahmen im Rahmen des Finanzausgleiches und
die eingeschränkten Möglichkeiten zur fremdfinanzierung haben
dazu geführt, daß die nachgeordneten Gehietskörperschaften auch
bei den Ausgahen ihre jährlichen Zuwachse einschränken mußten.
Dadurch ist die Ausgabenquote auf den "unteren" Ehenen deutlich
gesunken und im Jahr 1987 um fast 4 Prozentpunkte unter dem Ni-
veau Anfang der 80er Jahre gelegen. Gleichzeitig hat allerdings der
Zentralstaat seine Ausgaben im seIhen Ausmaß erhöht.

1.6 Frankreich

1.6. J. Grundzuge der Finanzve,jassung

N ach der französischen Verfassung ist der Staat eine "republique
une et indivisible". Die staatliche Souveränität wird einheitlich ausge-
ubt und kann nur delegiert werden. Dem Prinzip des Einheitsstaates
widerspricht es aber nicht, daß hestimmte Aufgaben unterschiedlichen
territorialen Ebenen ühertragen werden.

Die Aufgahenverteilung erfolgt entweder nach dem Prinzip der
Dezentralisation (seit 1982) oder der Dekonzentration (seit 1986).
Dekonzentration hedeutet, daß Kompetenzen auf regionale, departe-
mentale oder kommunale Verwaltungs einheiten Uherrragen werden,
die keinerlei autonome Befugnisse haben und der vollständigen Kon-
trolle der Ministerien unterstehen. De7.entralisation bedeutet hinge-
gen, daß die Aufgahen von autonomen Einheiten wahrgenommen
werden.

Die Entscheidungsstruktur zwischen dem 7entralstaat und den de-



untralen Gebietskörperschaften sowie den Regionen stellt ein kom-
plexes Gefüge von wechselseitigen Einflußheziehungen dar.

Grundsätzlich erledigen die Regionen Aufgaben, die die Tätigkei-
ten der anderen Gebietskörperschaften erganzen. Mit der Dekonzen-
tration/Dezentralisierung wurden die Regionen aufgewertet und
u. a. auch mit der Förderung der Regionalentwicklung sowie mit be-
stimmten Aufgaben des Bildungswesens betraut. Den Departements
wurde neben der Ausweitung ihrer Kompetenzen auf dem Gebiet des
Gesundheitswesens, des Wohnungswesens, der Infrastruktur und der
Förderung des ländlichen Raumes die Vergabe der Sozialhilfeleistun-
gen, die sozialen Dienste und Teile des Schulwesens (Colleges) über-
tragen.

Den Gemeinden wurden durch die Reform neben der Grundschule
und der Erhaltung gemeindeeigener Gebäude auch Wohnungswesen,
Infrastruktur, Raumplanung und Fragen der Sicherheit (z. B. Feuer-
wehr) übertragen. Alle drei dezentralen Gebietskörperschaften haben
auch die Möglichkeiten, in wirtschaftliche Angelegenheiten zu inter-
venieren und durch direkte wie indirekte Subventionen die örtliche
Wirtschaft zu fördern.

Die Neuordnung der Kompetenzregelungen hat allerdings keine
klaren Abgrenzungen der gebietskörperschaftlichen Handlungsberei-
che gebracht. Es verbleiben vielmehr beträchtliche Interpretations-
spielräume. Zudem findet die Autonomie der Gemeinden und Depar-
tements ihre rechtlichen Grenzen in der Staatsaufsicht, der die dezen-
tralen Entscheidungen unterliegen. Die Politikverflechtung hat sich
eher verstärkt, weil in den neuen Gesetzen vielfach Kooperationen
und Mischfinanzierungen vorgesehen sind, die vor allem zwischen
dem Staat und der Region, aber auch zwischen dem Staat, dem De-
partement und den Gemeinden sowie zwischen den dezentralen Ge-
bietskörperschaften geschlossen werden. Intergovernmentale Bezie-
hungen werden somit in Frankreich nach wie vor durch intensive
Verhandlungen bestimmt, bei denen dem Präfekten eine führende
Rolle zukommt.
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1.6.2. Ausgaben der Gebietskörperschaften

Der Zentralstaat verfügte 1989 über ein Ausgabenbudget von 2.591
Mrd FP. Es wurde zu 13% für allgemeine Leistungen (Allgemeine
Venvaltung, Verteidigung, Öffentliche Sicherheit), 7% für Erzie-



1.6.3. Einnahmen der Gebietskörperschaften

hung und Kultur, 60% fUr Soziales (Gesundheit, Arbeit und Woh-
nen) und 11% fUr ökonomische Aktivitäten verwendet.

Die lokalen Gebietskörperschaften verfügten 1989 über einen Aus-
gabenrahmen von rund 550 Mrd PP. Davon entfielen rund 68% auf
die Gemeinden, 26% auf die Departements und 6% auf die Regio-
nen. Von den gesamten öffentlichen Aufgahen (einschließlich Sozial-
versicherung) trugen die dezentralen Gebietskörperschaften rund
17% bei, während sie nur über 10% der Steuereinnahmen verfügten.
Diese Differenz muß zu einem immer größeren Teil durch andere
eigene Einkünfte wie etwa Gebühren ausgeglichen werden (1980
rund Ul%, 1989 bereits 21 % der Bruttoeinnahmen). Mehr als ein
Viertel der Einnahmen werden für Investitionen verwendet, die auch
vom Staat unterstützt werden. 25% der Ausgaben betreffen Erzie-
hung und Kultur, 22% Wohnungswesen, 20% soziale Dienstleistun-
gen und Gesundheit und 10% allgemeine Verwaltung. Der Rest ent-
fällt auf das öffentliche Verkehrswesen, ökonomische Aktivitäten
(Tourismus) und auf den Bereich Sicherheit.

In den letzten Jahren wuchsen die Ausgaben der lokalen Gebiets-
körperschaften rascher als die des Zentralstaates, zum Teil aufgrund
der Reformmaßnahmen, zum Teil aber auch aufgrund einer man-
gehlden Budgetdis7jplin.

Der unitaristischen Staatsorganisation Prankreichs entspricht eine
relativ stark zentralisierte Ressourcenstruktur. Ihre Einnahmen setzen
sich aus Steuern, Transfers vom Zentralstaat sowie aus verschiedenen
sonstigen Einnahmen und Krediten zusammen.

1.6.3.1. Steuereinnahmen

Der Anteil des lokalen Sektors an den gesamten öffentlichen Steu-
ereinnahmen liegt bei unter 10%. Auf die Departements entfallen da-
bei 28%, auf die Gemeinden 72%.

Gemeinden und Departements beziehen einen wichtigen Teil ihrer
Einnahmen aus direkten Steuern. Diese betragen rund 76% der ge-
samten Steuereinnahmen und setzen sich aus 4 Kompenenten, die
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sieh hinsichtlich Bemessungsgrundlage und Kalkulationsmodus von-
einander unterscheiden, zusammen.

Der Anteil an den indirekten Steuern (Steuer auf Führerschein,
Kraftfahrzeuge, jährliche Fahrerlaubnissteuer, Steuer auf die Trans-
mission von unbeweglichen Gütern) beträgt ungefähr 24% der Steu-
ereinnahmen.

Im einzelnen umfassen die direkten Steuern folgende Komponen-
ten:

a) Die Wohnsteuer, deren Steuerbasis die theoretische Mietenhöhe
ist, betrifft 24% der gesamten direkten lokalen Steuereinnahmen,
wovon die Gemeinden 71% erhalten.

b) Die Steuer auf bebaute Grundstücke geht ebenfalls von einer
theoretischen Mietenhöhe aus, allerdings vermindert um 50% der
Umerhaltungs- und Verwaltungskosten. 26% der gesamten direkten
lokalen Steuereinnahmen werden durch diese Steuer eingenommen,
wobei 65% auf die Gemeinden entfallen.

e) Die Steuer auf unbebaute Grundstücke stellt 6% der gesamten
direkten Steuereinnahmen dar und geht zu 63% zugunsten der Ge-
meinden.

d) Die Gewerbesteuer, die rund 44% der lokalen direkten Steuer-
einnahmen deckt, und von der rund 71 % auf die Gemeinden entfal-
len.

1.6.3.2. Transfers

Die zweite Einnahmenquelle der nachgeordneten Gebietskörper-
schaften sind die Transfers. Sie sind hauptsächlich Hilfen des Zen-
tralstaates, im wesentlichen in Form von globalen Zuweisungen, kal-
kuliert und indexiert nach Kriterien wie Bevölkerung, Gehietsgröße,
Straßennetz, Vermögen. Es hesteht volle freiheit der Verwendung.
1987 entsprach die Höhe der Transfers ungefähr jener der direkten
Steuereinnahmen.

Die Transfers setzen sich aus folgenden Teilbereichen zusammen:

a) die Dotation "Glohale de fonctionnement"
Hiebei handelt es sich um eine Zuweisung, die zum Teil pauschal

erfolgt und sich zum Teil an der Wirtschafts- und Steuerkraft sowie
den Gesetzen der Gemeinden orientiert.



1.6.4. Gegenwdrtige Situation

b) die Dotation "Globale de Decentralisation"
Durch diese Transfers soll sichergestellt werden, daß jede Kompe-

tenzübertragung an nachgeordnete Gehietskörrerschaften auch mit
einer entsprechenden Bereitstellung von Budgetmitteln verbunden ist.

c) die Dotation "Globale d'equipement"
Durch EinfUhrung dieser Transfers wurde versucht, die finanzielle

Eigenständigkeit der Gemeinden zu steigern. Sie sollten innerhalb
von 3 Jahren bis 1986 alle bis dahin gewährten Zweckzuwendungen
schrittweise ersetzen. In der Zwischen7.eit wurden die Zweckzuwei~
sungen fUr die kleineren Gemeinden allerdings wieder eingeführt.

1.6.3.3. Kredite

Üher die Steuerung der Vergabe öffentlicher Kredite kann der
Staat den konjunkturpolitischen Zielen entsprechend auf die dezen-
trale Investitionspolitik einwirken.

Die Tatsache, daß Gemeinden und Departments nur üher geringe
eigene Einnahmen verfügen und deshalb auf Zuweisungen und Kre-
dite vom Zentralstaat angewiesen sind, scheint diesem zunächst be-
trächtliche Steuerungsmöglichkeiten einzuräumen. Allerdings ist das
Finanzsystem in Verbindung mit den genannten Kooperations- und
Einflußbeziehungen zwischen den Gebietskörperschaften zu sehen.

Die finanziellen Schwierigkeiten der Departements und der Ge-
meinden konnten aber durch die bisherigen Reformmaßnahmen nicht
beseitigt werden. Die Problematik spiegelt sich ua dadurch wider,
daß die 1979 geschaffene allgemeine Zuweisung fUr die laufende
Verwalrung seit 1983 nicht mehr mit den Preissteigerungen Schritt
hält. Gleichzeitig lassen sich die lokalen Steuern aus politischen und
ökonomischen Gründen kaum noch erhöhen. Die Investitionen von
Gemeinden werden bereits zu 60% durch Kredite finanziert, wobei
der Anteil der begünstigten Staatskredite abnimmt.
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Hinzu kommt, daß die Bindung der Zuwachsraten der Schlüssel-
7.uweisungen an das Mehrwertsteueraufkommen bzw. an die Investi-
tionsentwicklung, die starke Abhängigkeit der Gemeinden und De-
partements von Krediten sowie der hohe Anteil der Gewerbesteuer
gerade in reussiven Phasen der wirtschaftlichen Entwicklung die lo-
kalen Verwaltungen vor erhebliche Schwierigkeiten stellen. Zudem
müssen jetzt alle Cebietskörperschaften bei anhaltender oder 7Uneh-
mender Arbeitslosigkeit fUr notwendige Hilfsmaßnahmen Sorge tra-
gen. Da die Departements mit Hilfe der Gemeinden die Lasten der
S07.ialhilfe zu tragen haben, läßt sich absehen, daß die Eiltwicklung
der den deuntralen Gebietskörperschaften Ubertragenen Ressourcen
kaum mit dem Ausgabenbedarf Schritt halten wird. Hier werden die
Grenzen der Dezentralisierung am deutlichsten.

1.7. Italien

1.7.1. Grundzüge der Finanzvl'1/assung

Italien ist in 4 Verwaltungsebenen gegliedert: 7entralstaat, Regio-
nen, Provinzen und Gemeinden. Derzeit gibt es 21 Regionen, davon
6 mit Sonderstatut, 12 Provinun und 8.097 Gemeinden. Daneben
gibt es 673 lokale Gesundheitsverbände. Diese sind zuständig für die
Gesundheitseinrichtungen (Krankenhäuser, Gesundheitsdienste) und
sind de facto autonom. Die Bahn ist in Italien ein eigenständiger Kör-
per.

Die Verfassung enthält nur wenige Vorschriften über die Aufga-
benverteilung 7.wischen den einzelnen Verwaltungsebenen und einige
Grundsätze über die Steuergeset7.gebung und Steuergestaltung.

1,7,2. Ausgaben der Gebietskörperschaften

Die Aufgaben und Ausgaben sind in Italien überwiegend dem Zen-
tralstaat zugeordnet. So entfallen etwa 70% der (bereinigten) Ausga-
ben auf die Zentral regierung und nur rund I % auf die Gemeinden,
bzw 11% auf die lokalen Gesundheitsbehörden, Die Provinun die-
nen nur als Bindeglied zwischen Zentralstaat und Gemeinden. Ihr
Anteil an den Gesamtausgaben schrumpft zunehmend und machte
1988 nicht einmal mehr 2% der Gesamtausgaben aus,



1.7,], Einnahmen der Gebietskörperschaften und Kompetenzverteilung
bei der Besteuerung

Die Regionen sind zuständig für Landwirtschaft, Gewerbe, Indu-
strie, Gesundheit, Berufsbildungswesen, Wohnungswesen und Um~
welt. In den Ausgabenbereich der Gemeinden entfallen die Sozialfür-
sorge, Kindergarten, Kultur, kommunale Dienste, StraHensicherheit,
öffentlicher Verkehr und Wirtschaft. Die HauptZLIständigkeit der
Provirven umfaßt neben Verwaltungsaufgaben auch den Bau und die
Erhaltung von Schnellstraßen.

Dieser Aufgabenverteilung entsprechend dominiert in allen Ausga-
benbereichen der Zentralstaat. Die Verteidigungsausgaben und Aus-
gaben für auswärtige Angelegenheiten sind naturgemäß zur Gänze
beim 7entralstaat konzentriert. Die Ausgaben für öffentliche Sicher-
heit, Soziales und Bildung sowie Unterricht und Kultur werden zwi~
sehen Zentralstaat und Gemeinden im Verhältnis 4: 1 verteilt. Die
Ausgaben für Wirtschaft fallen zu 60% dem Zentralstaat zu, zu 30%
den Regionen und zu 10% den Gemeinden.

Die Steuergesetzgebung ist in Italien dadurch gekennzeichnet, daß
gemäß Verfassung das Parlament nur die Grundsätze der Steuern
verabschiedet. Ihre konkrete Gestaltung wird hingegen durch Rechts-
verordnungen der Regierung geregelt. Dies gilt auch für die wichti-
gen Steuern wie Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, lokale Ein-
kommensteuer und Umsatzsteuer. Die Regionen haben beschränkte
Pinanzautonomie_ Sie können für allgemeine Verwaltungsausgaben
eigene Steuern erheben. Derzeit gibt es allerdings keine derartigen
Steuern, sondern nur Beteiligungserträge bzw Zuschläge bei Staats-
steuern bzw lokalen Steuern. Für Provinzen und Gemeinden gibt es
lokale Steuern. Diese werden allerdings durch staatliche Gesetze bzw
Verordnungen geregelt. Die wichtigste lokale Steuer ist derzeit die
lokale Einkommen- und Körperschaftsteuer. Der Tarif beträgt ein-
heitlich 16'2% und wird vom 7entralstaat erhoben.

Eine kommunale Steuer wird auf gewerbliche, freiberufliche und
landwirtschaftliche Tätigkeiten in Porm einer Betriebsraumstcuer er-
hoben. Daneben gibt es die kommunale Dienstleisrungsabgabe auf
öffentliche Dienstleistungen (StraHenbeleuchtung, Müllabfuhr etc),
die allerdings mehr gebührenähnlichcn Charakter hat.

Aus alldem ergibt sich, daß das Steueraufkommen zum allergröH-
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ten Teil dem Zentralstaat zufließt und 7usteht. Den regionalen Kör-
perschaften stehen nur wenige ergiehige Steuern zur Verfügung, so-
daß sie stets aufOberweisungen und /uschüsse der Zentralregierung
angewiesen sind. Bei den Regionen machen die LJberweisungen des
Lentralstaates etwa 98% ihrer Einnahmen aUS.rÜr die Provinzen lie-
gen die Überweisungen vom Staat bei 60%, weitere 25% machen die

. Transfers von anderen öffentlichen Körperschaften aus. Bei den Ge-
meinden liegt der Anteil der Üherweisungen vom Staat bei 50%. Die
eigenen Steuern machen lediglich 11 % der Einnahmen aus. Die Ge-
sundheitsverbände werden überhaupt 7ur Cän7.e üher Üherweisungen
finanziert.

1,7.4. Finanzielle Rezielmngen zwischen Zentralstaat und
R egionalkörperscha}ten

Nach dem heutigen Steuersystelll hahen die regionalen Körper-
schaften lediglich die Ertragshoheit über die lokale Einkornrnen- und
Körperschaftsteuer. Diese werden zunächst als Staatssteuern erho-
ben, dann werden ihre Erträge vollständig unter den Regionalkörper-
schaften nach dem Aufkommensprin7ip verteilt.

Als prozemuelle 'Überweisungen sind gesetzlich die staatliche Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer und die Ver-
brauchsteuern festgesetzt. Zum Steuerausgleich wird darüherh inaus
ein geringer Betrag nach Gesamtbevölkerungv.ahl, Bevölkerungszahl
7wischen 15 und 19 Jahren, Länge des Straßennetzes, fläche der Pro-
vinzen etc. verteilt. Aus der Staatskasse werden in Italien auch um-
fangreiche Zuschüsse an die region,den Fonds mit verschiedenen
Zweckbestimmungen geleistet. Cegenstand und Ausmaß dieser Über-
weisungen hängen maßgeblich von der Finstellung der Zemralregie-
rung ab, die sich meistens in den Ressortprogralllillen niederschlägt.





2. ANSÄTZE ZU EINER REFORM DES HORIZONTALEN
FINANZAUSG LEICHS

Manfried Gantner - Roland Minendorfer - Johann Eibl -
J utta Santeler

Die folgenden ÜberleRungen kritisieren die Begriffe Finanzhedarf
und Finan7kraft von Gehietskörperschaften, so wie sie im derzeitigen
horizontalen Finanzausgleich VerwendunR finden. Darauf aufbauend
wird der Versuch unternommen, den Vorschlag eines einstufigen
Verteilungsvorgangs für den horizontalen Gemeinddinanzausgleich
zu entwickeln.

Der hori7.ontale Fihanzausgleich steht unter der Zielantinomie der
Finan7ausgleichsgerechtigkeit zwischen den Gebietskörperschaften
(Lasten~, Leiswngsfähigkeitsausgleich) und der Bedachtnahme auf
den jeweiligen Beitrag der Gebietskörperschaften 7um Gesamtauf-
kommen der zu verteilenden Abgaben. Dieser konfligierenden Auf-
gabensteilung wird im Rahmen des horizontalen finanzausgleichs
insbesondere durch die verschiedenen Ausprägungen des Aufkom-
mens- und Bedarfsprinzips bei der Verteilung der gemeinschaftlichen
Bundesabgahen gemäß § 8 FAG 1989 Rechnung getragen.

Ganz allgemein versteht man unter dem Aufkommensprinzip die
Verteilung des Steuerertrages der gemeinschaftlichen Bundesabgaben
bzw der Abgaben von demseihen Besteuerungsgegenstand nach dem
länderweisen bzw örtlichen Aufkommen einer Steuer. Das Bedarfs-
prinzip knüpft demgegenüber an Tathestände an, die auf ein beson-
deres Erfordernis an Mittelausstauung hinweisen (z. B. Einwohner-
zahl, Gehietsfläche, Stragenkilometer, lentralörtliche Einrichtungen).
Im derzeitigen System erfolgt die Miuelverteilung durch eine Viel-
zahl von SchlUsseln, die 7U einer unübersichtlichen Vermischung des
Aufkommens- und Bedarfsprinzips geführt haben (siehe Tabelle 7 in
KurzfassunR). Zusätzlich führen länderspezifische Eigenheiten dazu,
daß je nach Verteilungskriterium die länderweisen Anteile deutlich
differieren, was wiederum die Beurteilung von Änderungen im Fi-
nanzausgleich erschwert (vgl Tabelle 1 im Anhang dieses Beitrags,
besorgt von B HUttner).
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2.1. Aufkommensprinzip

Bei aggregierter Betrachtung (Uber alle gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben hinweg) wird das Aufkommens- vom Bedarfsprinzip eindeu-
tig dominiert (Länderertragsanteile 4 : 1, Gemeindeertragsanteile 2 5
:1). Die Umveneilungswirkungen bei den Ertragsanteilen gestalten
sich folglich recht massiv (vgl Tabelle 8 in der Kurzfassung). Eine
einseitige Orientierung am Bedarfsprin7ip fuhrt jedoch zu Effizienz-
verlusten des GesamtsysTems (fehlende Anreize für Länder bzw Ge-
meinden 7ur Erschließung neuer und Ausnützung bestehender Ein-
nah mequellen).

Der verstärkten Anwendung des Aufkornmensprinzips stehen aller-
dings Probleme entgegen: Das in der Finan7statistik ermittelte regio-
nale Steueraufkommen wird nicht aus der Summe der in der jeweili-
gen Region wirtschaftlich erbrachten steuerpflichtigen Tatbestände
gebildet, sondern wird nach dem Ort der Steuercinhebung abge-
gren<'! (Zahlungsprinzip ).

Fine bereinigende Zuteilungsrechnung auf die Länder ist zwar
prinzipiell möglich, wUrde jedoch einen erhöhten Verwaltungsauf-
wand bei Behörden und Unternehmen zur Polge haben und sollte
deshalb nur don vorgenommen wreden, wo dies mit vertretbarem
Aufwand durchgeführt werden kann. So bildet beispielsweise die Ge-
werbesteuer einen akzeptablen Indikator für die veranlagte Einkom-
lllensteUer oder die Körperschaftsteuer (falls letztere zu einer ge-
meinschaftlichen ßundesabgabe gemacht wUrde). Analoges gilt bei
V ornahme einer Auf teilung der über das Bundesrechenamt abgewik-
kelten Besoldung der Bundesbediensteten bzw LandesIeh rer sowie
der Regionalisierung der Lohn- und GehaltSl.ahlungen von ÖBB und
ÖPTV für die Lohnsteuer. Im weiteren wird auf die damit verbunde-
nen Probleme nicht weiter eingegangen, weil - wie an anderer Stelle
dieser Studie (Pkt 4. 2. der Kurzfassung) ausgeführt - auf Länder-
ebene eine Stärkung des Aufkommensprinzips mit dem Ausbau des
Abgabenerfindungsrechts der Länder erreicht werden soll. Eine ver-
besserte Radi7ierbarkeit der gemeinschaftlichen Bundesabgaben wäre
parallel dazu jedoch auf jeden Fall anzustreben.

Noch schwieriger als eine landerweise gestaltet sich eine kommu-
nale Zuordnung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Sie er-
scheint derzeit technisch bzw mit vertretbarem Aufwand nicht mög-
lich zu sein, wodurch jener Teil der Gemeindeertragsanteile an ge-
meinschaftlichen Bundesabgaben, der nach dem i\ufkommensprinzip
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zugeteilt werden soll (siehe Vorschlag unten), nach einem anderen
Kriterium zugewiesen werden mugte (z. B. enveiterte Pinan7kraft der
Gemeinden).

2.2. Bedarfsprinzip

Bei der derzeitigen Umsetzung des Bedarfsprin7ips im hori70ntalen
Finanzausgleich findet - die Gebietsfläche und die Strassen länge
sind unbedeutende Ausnahmen - nur eine einzige Bedarfskompo-
nente, nämlich die VoLksnhl (unveredelt oder durch den abgestuften
BevölkerungsschlUssel veredelt) Berücksichtigung. Die Volkszahl ist
aber keineswegs der einzige Indikator des Pinan7bedarfs einer Ge-
meinde, zusät7lich wären populations unabhängige Indikatoren ein-
zu beziehen.
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2.3. Ansätze zu einer Reform des Gemeindefinanzausgleichs

Um zu einer befriedigenderen Orerationalisierung des Bedarfsprin-
zips zu gelangen und um das Aufkommensprin:zip zu stärken, wird im
folgenden eine von der derzeitigen Praxis abweichende Vorgangs-
weise vorgeschlagen, deren einzelne Elemente auch eine theoretische
Begründung erfahren sollen. Nachstehend wird der Versuch unter-
nommen, die Zuteilung der Ertragsanteile an die Gemeinden mit den
aus den Überlegungen z.ur personellen Srcuergerechtigkeit bekannten
Ansät7.en, dem Äquivalenz- und dem Leistungsfähigkeitsprinzip, zu

fundieren.
Das Leistungsfähigkeitsprin:zip diskutiert sowohl auf der Einnah-

menseite öffentlicher Budgets die gerechte Verteilung der Steuerlast
auf die Steuerpfliclnigen als aucb auf der Ausgabenseite die Zuteilung
von (sozialen) Transfers (in Abhangigkeit von Gerechtigkeitskriterien
für das Bestehen und das Ausmaß von Bedürftigkeit: "negative in-
come tax"). Legt man diese (ausgabenseitigen) Überlegungen auf Ge-
meinden um, liege sich das Prinzip einerseits auf die Ausstattung
einer Gemeinde mit einem "Basiseinkommen" pro Einwohner und
auf die Abgeltung zusätzlicher Bedarfe (grögenbedingte oder spe-
7ielle Einrichtungen) anwenden, andererseits ließe sich das Leistung-s-

. -

fahigkeitsprin7ip auf den Umverteilungsmechanismus von "finan7-



Aus der Sicht des Aufkommensprinzips werden keineswegs unbe-
dingt jene Cemeinden belohnt, die überdurchschnittlich zum Auf-
kommen an gemeinschaftlichen Bundesabgaben beigetragen ha-
ben.

starken" zu ,,-schwachen" Cemeinden übertragen. Eine überzogene
Umverteilung (Anwendung des Leistungsfähigkeitsprinzips) - so die
Erkenntnis der rinanzwissenschaft - führt jedoch zu Effizienzverlu-
sten des Cesamtsyswms (Anrei7Cinbußen sowohl bei "finanzstarken"
als auch bei "finanzschwachen" Gemeinden, Einnahmequellen zu er-
schließen).

Das Äquivalcnzprinzip besagt demgegenUber, dag jeder Steuer-
pflichtige (bzw Gruppen von Steuerpflichtigen) im Ausmaß der ihm
(ihnen) zukommenden Nutzen bzw der von ihm (ihnen) verursachten
Kosten zur Zahlung von Steuern herangezogen werden soll(en). Eine
direkte Übertragung auf die Verteilung- von gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben auf Gemeinden fällt schwer. Trotzdem seien einige anna-
hernd aquivalenztheoretisch motivierte Begrlindungsversuche für die
Mittclverteilung hier angefügt. Gemeinden entstehen im i:uge ihrer
strukturpolitischen Aktivitäten erhöhte Kosten in Form von Erschlie-
ßungs-, Tnfrastruktur- und Umweltbelastung. Diese "Mühen" sollten
ihnen partiell aus gemeinschaftlichen Bundesabgaben, die ja auf dem
Gemeindegebier. erwirtschaftet wurden, abgegolten werden. Desglei-
chen sind externe Effekte (z. B. Nurzen-"Spillovers") von Zentren an
ihr Umland und "Public Bads" - wie z. B. SondermUlldeponien,
Truppenübungsplätze, Flugplätze bzw Einflugschneisen, die Gemein-
den auf sich nehmen, aquivalen7theoretisch zu begründen und dem-
nach im horizontalen rinanzausgleich zu berücksichtigen. Ein dritter
Aspekt wäre darin zu sehen, bei den Gemeinden in jedem rall auch
Anreize zu weiterer wirtschaftlicher Aktivität zu belassen oder zu
wecken.

Der Gemeindefinanzausgleich ist in Österreich derzeitig zweistufig
ausgestaltet. In der Oberveneilung werden die Gemeindeenragsan-
teile zuerst an die Bundeslander zugewiesen, worauf in der Unterver-
teilung - die auch bundeseinheitlich im FAG geregelt ist - länder-
weise die Anteile auf die einzelnen Cemeinden verteilt werden. Die-
ser zwei stufige Verteilungsvorgang weist einige gravierende Mängel
auf:

Aus der Sicht des Bedarfsprinzips ist nicht gesichert, dag alle Ge-
meinden bundesweit eine "Mindestausstattung" erhalten.

13R



Ahhildung 1

- Es kommt zu ei ner Reihe von interregionalen Verzerrungen. Es
ist fUr die Mittelzuteilung vielmehr entscheidend, III welchem
Bundesland die Gemeinde liegt (Bedarfsausgleich, Pinanzkraft-
Finanzbedarf -Ausglci ch).

- Auch die BedarfsZllweisungen (~ 10 Abs 1 FAG) erfolgen zT län-
derweise ohne objektive Vergaberichtlinien und tragen nicht sel-
ten den Charakter eilles politischen Herrschaftsinstruments der
Länder gegenUber ihren Gemeinden, sie untermlllleren die Ge-
meindeautonomie und könnten 1m Zusammenhang mit der Ver-
wirklichung des folgenden Vorschlags ebenso entfallen wie die
Landesumlage.

Aufgrund der obigen theoretisch fundierten Argumente werden
nunmehr fUnf Finanzmittelblöcke für elfle direkte, also einsrufige
Verteilung der Gemeindeertragsanteile diskutiert (vgl Abbildung 1):

1. Basisausstattung : Mit Hilfe der einfachen Volkszahl wäre eme
österreichweit gleiche Basisausstauung pro Einwohner mit Finanz-
mitteln sicherzustellen (Begründung: I .eisrungsfähigkeitspri nzip).

Vorschlag zur Verteilung der GC1neindeertragsanteile an
gemeinschaftlichen ßltndesabgaben

Gemeindeertragsanteile an

gemein~chaftlichen Bundesabgaben

Aufkommens-

örtliches

Aufkommen

BegrünJung:

(Aquivalenz-

prin7ip)

Anreiz-

funktion

1
Bedarfsrrin7.ip

1 1I I
größen-

abhängige

Ausstattung
.....-

zentral·

örtliche

T.eistungen

Basis- "Public

hJeb"JUsstallung

T.cistungsfähig-

keitsprin7.ip

Äquivalen7-

pnnzlp

("Spill-avers")

LeisllIngsftlh ig-

kcitsprinzip

I.eisrungsfähigkeit

(zu.'tlt7.1iche

Kosten)

ÄquivJ1cnzprinzip

("Spill ewcr~")
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2. Größenabhangige Ausstattung: Die bevölkerungshezogene Größe
einer Gemeinde sollte weiterhin, wenn auch nicht so ausgepragt
wie bisher, als Merkmal für erhöhten Pinanzbedarf berücksichtigt
werden (Leistungsfähigkeitsprinzip). Größere Gemeinden müssen
im Vergleich zu kleineren zusätzliche Leistungen erhringen (z. B.
Nahverkehr), die sich aus der Ballung ergebenl).

3. Abgeltung zentralörtlicher Leistungen: Die (zusatzlich entstande-
nen) Aufwendungen der Gemeinde aus dem Angebot zentralörtli~
cher Leistungen (Leistungsfähigkeitsprinzip ) und deren räumliche
Nutzendiffusion (Äquivalenzprinzip) sollten gesondert von der
Gemei ndegröße abgegolten werden.

4. "public bads": Gemeinden müßten für die Übernahme überregio-
nal wirksamer"public hads" im Sinne einer Internalisierung von
N L1tzen-"Spillovers" ebenfalls entschädigt werden (Äquivalenz-
prinzip).

S. Aufkommensabhängige finanzausstattung: Um Anreize für Be-
triebsansiedlungen in Gemeinden zu schaffen bzw zu erhalten und
als Abgeltung fUr die mit dem Aufkommen an gemeinschaftlichen
Bundesabgaben ühlicherweise verbundenen Lasten der Gemeinde
(Bereitstellung der Infrastruktur, Umwcltlasten) sollte ein Teil des
Steueraufkommens nach der gemeindeweisen Finanzkraft rück-
verteilt werden (Äquivalenzprinzip). Da eine kommunale Zurech-
nung des Aufkommens an gemeinschaftlichen Bundesahgahen
nicht möglich erscheint (siehe oben), wird hier als Ersatzindikator
des örtlichen Steueraufkommens ein gegenüber § 10 Abs 4 PAG
(dessen Pinanzkraftbegriff ist, wie mittels eines statistischen Ver-
fahrens gezeigt werden kann, uE jedenfalls hinsichtlich der Nicht-
berücksichtigung der Getränkesteuer als gleichheitswidrig iSd § 4
F-VG einzustufen und sollte schon deshalb um die Lohnsummcn-
und Getränkestcuer ergänZt werden) erweiterter Finanzkrafthe-
griff vorgeschlagen. Dieser sollte zumindest die vier großen aus-
schließlichen Gemeindeabgaben (Grund-, Gewerbe-, Lohnsum-
men- und Getränkesteuer) umfassen, eventuell als mehrjähriger
gleitender Durchschnitt der Finanzkraft ausgestaltet, um Spitzen-

') Die Autoren folgen hier der g:tngiJ!;en MeinuTlr;, daß größere Gemeinden pro
Kopf aueh höhere Ausgahen haben, waS In der Realität aber ZU.11l einen Ergebnis der
bisherigen l'inanzausstattung ist und Zum anderen "econol1lie.\ of seale" (bzw "diseeo-
no mies of scalc" von kleineren Gemeinden) unberllcbichtigt I:tßt. Sie sind darüber hin
aus der M.einunr;, daß Ballungskosten fllr jene srilrh,~r sein sollten, die sieverursachen

.
und daß ,'Ich Bilrr;erl In größeren (TemeInden d,:e auf Sie entfallende quahtatlv bessere
Aus,tattunr; mit offelllhchen LeJStungen ",elb,t bezahleTl sollten.
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belastungen (z. B. Landesumlage) Zu vermeiden und eine gewisse
Kontinuität zu sichern. Zur Wahrung der Gemeindeeinnahmenau-
tonomie sollte nicht an das tatsächliche Steueraufkommen ange-
knüpft werden, sondern nur an das potentielle, durch fiktive He-
besätze errechnete Steueraufkommen.

Die Gewichte der ein".elnen Verteilungsschritte wären politsch fest-
zulegen, wobei durch das Fehlen bisher vorgesehener disparitätsmin-
dernder "Umveneilungsmaßnahmen" (z. B. Bedarfszuweisungen, Fi-
nanzkraft-Finanz.bedarf-Ausgleich) der unter 1. aufgeführten Basis-
ausstattung besonderes Gewicht zukommt.

Als Vorteile gegenüber dem jetz.igen gemeindlichen Finanzaus-
gleich können angeführt werden:

Die einstufige Lösung zeichnet sich durch größere Transparenz
aus.
Ein Finanzkraft-Pinanzbedarf-Ausgleich, wie er derzeit (länder-
weise) vorgenommen wird, erübrigt sich.
Damit wird die bisherige, unbefriedigende Definition des Begrif-
fes Pinanzbedarf vermieden.
Der Finanzkraft-Begriff wird erweitert.
Gemeinden gleicher Finanz.kraft erscheinen nicht mehr unter-
schiedlich finanzbedürftig, je nachdem, in welchem Bundesland
sie liegen.
Der Größe nach vergleichbare Gemeinden in verschiedenen Bun-
desländern werden nicht mehr unterschiedlich behandelt.
Einwohnerreichere Gemeinden erscheinen nicht mehr "automa-
tisch" finanzbedürftiger als einwohnerännere.
Der lediglich auf die Bevölkerungszahl abstellende abgestufte Bc-
völkerungsschlüssel verliert seine überragende Stellung. Er wird
teilweise durch spezielle Bedarfsindikatoren ergänzt. Gleichgroße
Gemeinden mit unterschiedlichem zentral örtlichen Charakter
werden auch unterschiedlich behandelt.
Da die Volkszahl (veredelt oder unveredelt) auf der jeweils letz-
ten amtlichen VolksZählung aufbaut, kommt es zwischen den
Volkszählungen z.u einer Benachteiligung bevölkerungsdynami-
scher Bundesländer. Diese intertemporale Verzerrung kann durch
das Zurückdrängen der Volkszahl als Verteilungskriterium gemil-
dert werden.
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3. DIE LANDESUMLAGE
Dietmar Pilz

Die Landesumlage basiert auf § 3 (2) f- VG 1948 in Verbindung
mit § 4 rAG 1989, BGBI 687/88 und ist in der gegenwärtigen Ausge-
staltung eine Steuer der Llnder auf die Mittel der Gemeinden, derzeit
in Höhe von fl"3 vB der ungekürzten rechnungsmäßigen Ertragsan-
teile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben.

3.1. Historische Entwicklung

Den Landern standen nach dem Zerfall der Donaumonarchie selb-
ständige Steuerrechte zu. Der Umfang und das Aufkommen dieser
Landessteuern war erheblich. So konnten trotz Einführung der mit-
telbaren Bundesverwaltung im Jahre 1925 und der damit verbunde-
nen Aufgaben und Abgabenerweiterungen die Hälfte aller Aufwen-
dungen der Länder durch eigene Steuern abgedeckt werden. Zu die-
ser Zeit hatte das alte österreichische Finanzausgleichsrecht die Län-
der und Gemeinden mit einer großen Anzahl selbständiger Besteue-
rungsrechte ausgestattet. Jene der Lander waren zwar nicht der Zahl,
abe; der Bedeutung nach stärker. Durch die Angliederung Öster-
reichs an das Deutsche Reich wurde der bundesstaatliche Aufbau be-
seitigt.

Dies entsprach der damaligen deutschen Staatsauffassung, die -
wie die feierlichen Worte des Vorspruchs zur deutschen Gemeinde-
ordnung zeigen - das Schwergewicht der Hoheitsverwaltung zwi-
schen dem Reich und den Gemeinden teilen und den Einfluß der
Länder mehr auf das Gebiet der Wirtschaftsvenvaltung abdrängte.

Die österreich ische FAG-Gesetzgebung hat im großen und ganzen
diesen Zustand beibehalten.

Nach Pfaundler (1958) haben die Länder auf Besteuerungsrechte
verzichtet, denen "wohlerworbene" Ansprüche der Gemeinden ge~
genüberstehen.

Nach SmekallTheurl (1990) stellt die Landesumlage historisch
einen Ausgleich der Länder für die in der NS-7eit stark ausgeweitete
Finanzausstattung der Gemeinden durch eigene Steuern dar.

Tatsächlich wird seither den Ländern als Ersatz fUr die genom-
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menc Steuerhoheit die Möglichkeit der Erhebung einer Landesum-
lage auf die Gemeinden oder Gemeindeverbande gewährt.

Diese Landesumlage kommt in ihrer Wirkung einer Besteuerung
der Gemeinden durch die Länder gleich (Horny (1985».

3.2. Entwicklung der Landesumlage

3.2.1. Verf{tsstmgsrecbtliche Gmndlage

Die Länder sind gemäß ~ 3 (2) F- VG 1948, BGBI 45, berechtigt,
durch Landesgesetze ihren durch sonstige Einnahmen nicht gedeck-
ten Bedarf auf die Städte mit eigenem Statut, die Gemeinden oder ge-
gebenenfalls die Gemeindeverbände umzulegen.

Das fAG 1967, BGBI 2/1967, sah im ~ 21 (1) als Verfassungsbe-
stimmung vor, daß die Länder auch abweichend von der zitierten Fi-
nanzverfassungsbestimmung berechtigt sind, von den Städten mit
eigenem Statut, den Gemeinden oder gegebenenfalls den Gemeinde-
verbänden eine Umlage zu erheben,

Durch Bundesgesetz kann ein Höchstausmaß der Landesumlage
festgesetzt werden, Soweit Gemeindeverbände am Tag des Inkraft-
tretens dieses Bundesverfassungsgcsctzcs bestehen, regelt die Landes-
gesetzgebung die Umlegung ihres Bedarfes,

3.2.2. Die Entwicklung seit J.9 53

Seit 1953 hat sich die Höhe der Landesumlage von ursprünglich 20
auf derzeit fl'3 vH verringert,

tlnanzaus g leichsgesetz e

rAG 1953, BGBI 225/52: Landesumlage bis zu
20% d Errragsanteile d Gemeindcn

PAG 1956, BGBI 153/55: 20% beibehalten
fAG 1959, BGBI 97/59: Senkung auf 16%
FAG 1967, BGBI 2/67: 15% für die Jahre 1967-1971
u 14'5% für das Jahr 1972
FAG 1973, BGBI 445/72: Senkung auf 12'5%
FAG 1979, BGBI 673/78: Senkung auf 10'5%
FAG 1985, BGBI 544/84: Senkung auf 8"3%
fAG 1989, BGBI 687/88: unverändert 8'3%

Betrag (in Mio S)

698
1,254

(~4) 1.779
2.265
2,623
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Die Steigerung im Aufkommen 1953 bis 1989 ergibt eine durch-
schnittliche Steigerung von 38%. Dies trot7 einer Senkung dieser
Umlage von ursprünglich 20% auf derzeit 83%,

Eine Senkung des Umlagesatzes kann sich in einer Aufkommens-
minderung fUr die Länder auswirken (wie bei den Finanzausgleichen
1972 und 1979) oder es werden für die Aufkommensneutralisierung
begleitende Maßnahmen gesetzt, die in der Regel eine entsprechende
Veränderung der Anteilssätze in der Oberverteilung nach sich ziehen,

Eine derartige Maßnahme war, um ein Beispiel zu nennen, bei der
Senkung der Landesumlage beim FAG 1985 von 10'5% auf 8'3% ge-
geben,

Dazu ein Zitat aus dem Resumeeprotokoll über die Paktierung des
FAG ab dem Jahre 1985:

"I Ziffer 2:
Die Landesumlage darf 8'3% vH der ungekün:ten rechnungsmäßi-

gen Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben nicht übersteigen, Die Länder verzichten somit zugun-
sten der Gemeinden auf 2'2 Prozentpunkte der Landesumlage, Der
Bund ersetzt den Ländern den Ausfall der Abgabenerträge durch Än-
derung des Schlüssels bei der veranlagten Einkommensteuer von bis-
her 42 vH Bund und 30 vH Länder auf 42'232 vB Bund und 30'767
vH Länder, bei der Lohnsteuer von bisher 59'091 vH Bund und
22'767 vH Länder auf 68'619 vH Bund und 23'199 vH läncler, sowie
bei der Umsat7steuer von bisher 69'692 vH Bund und 18'558 vH
Länder auf 69421 vH Bund und 18829 vH Lander."

Diese an sich naeh außen wirkende geringfügige Verschiebung von
2'2 Pro7entpunkten hewirkte irnmerhin eine Verschiebung der Pi-
nanzmasse - gemessen an den Daten des Jahres 1989 - 7ugunsten
der Gemeinden im Ausmaß von 695 Mill Schilling, welche ausschieß-
lich 7U Lasten des Bundes geht. Die Länder selbst konnten durch die
Verminderung der Landesumlage ihren Ertrag durch die vorange-
führte Veränderung von Anteilsschlüsseln gleichhalten,

Dieser bundesgesetzlich festgesetzte Höchstsatz der Landesumlage
wird von den Ländern 7ur Gänze angewandt, Die Landesumlage
stellt neben den Landesertragsanteilen an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben eine der wichtigsten Einnahmenquellen der Länder
dar.

Da sich der jeweilige Höchstsatz der Landesumlage nicht auf die
einzelnen Gemeinden, sondern auf die Gesamtheit der Gemeinden
eines Bundeslandes be7ieht, ist ihre Umlegung auf die Gemeinden
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auch ein Instrument des interkommunalen Finanzausgleiches durch
die Länder. Sie erfolgt in der Regel im Verhältnis ihrer Finanzkraft.
Diese Finanzkraft ist bundesländerweise verschieden geregelt.

Die finanzkraft gern § 10 (4) FAG bildet für die Bundesländer Bur-
genland, Kärnten, Oberösterreich, Salzburg-, Steiermark und Tiro]
die Grundlage für die Ermittlung der Landesumlage, und zwar durch
Heranziehung der Grundsteuer mit einem fiktiven Hebesatz von 300
vH und dem tatsächlichen Ertrag an Gewerbesteuer jedoch nur im
Ausmaß von 83%. Ausgenommen von dieser Regelung sind die Bun-
desländer Niederösterreich und V orarlberg, die eine eigene (etwas
erweiterte) Finanzkraftregelung beschlossen haben.

Diese die Finanzkraft bildenden Steuern gelten seit dem FAG 1959
als deren Grundlage.

In einer Untersuchung über diese Finanzkraftsteuern zeigen
Smekal/Theurl (1990) auf, daß bei der erstmaligen Einbindung dieser
Steuern deren Bedeutung am Gesamtaufkommen wesentlich höher
war als dies derzeit der Fall ist. So deckten immerhin diese zwei "Fi-
nanzkraftsteuern" in der zweiten Hälfte der Fünfzigerjahre noch
mehr als 2/3 des Gesamtaufkommens an den ausschließlichen Ge-
meindeabgaben, in den Achtzigerjahren betrugen die "Finanzkraft-
steuern" nur mehr 38% am Gesamtsteueraufkommen der Gemein-
den.

Die Bezeichnung "Finanzkraft" kann somit nur als fiktiv bezeichnet
werden, da die wichtigen Gemeindeeinnahmen wie Getränkeabgabe
und Lohnsurnmensteuer sowie auch die Ertragsanteile (ausgenommen
Niederösterreich) überhaupt nicht als Basis herangezogen werden.

Mit dem FAG 1ns wurde die "Finanzkraft" im § 21 erweitert, um
den Kopfquotenausgleich auf Gemeindeebene zu errechnen.

In dem Erkenntnis des VfGH vom 23.6. 1n4 (A 6/82, A 18/84)
hat der Gerichtshof die Heranziehung der Grundsteuer und der Ge-
werbeerträge zur Bestimmung der Finanzkraft der Gemeinden im
Rahmen der Regelungen des § 10 FAC 1979 als nicht unsachlich an-
gesehen (Klage der Marktgemeinde Lustenau gern Art 137 B-VG).

3.3. Landesumlage - Steuerfalle

Nach Smel,al (1977) könnte man ökonomisch hier von einer Er-
tragsbeteiligung an einer Ertragsbeteiligung sprechen. Gegen diese
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Auffassung kann eingewendet werden, daß die Landesumlage nach
den gesetzlichen Vorschriften eine Umlage der Länder auf die einzel-
nen Gemeinden darstellt, in deren Haushalten sie als Transferausgabe
an die Länder zu verbuchen ist, und daß die Leistungspflichten der
einzelnen Gemeinden je nach finamkraft durchaus unterschiedlich
sind und somit die Aufhebung der Landesumlage zu sehr unter-
schiedlichen Verreilungseffekten zwischen den Gemei nden führen
müßte.

Diese unterschiedlichen Verteilungscffekte können anhand konkre-
ter Daten einulner Gemeinden nachgewiesen werden. Um sich einen
Überblick über die an die Gemeinden zu verteilende rinanzmasse zu
verschaffen, geben die Daten des Jahres 19R9 entsprechenden Auf-
schluG.

Die ungekllrnen Ertragsanteile an gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben erbrachten 1989 für die Gemeinden ohne Wien 31'606 Mrd
Schilling. Die daraus resultierende Landesumlage für die Bundeslän-
der ergibt einen Betrag von 2.623 Mill Schilling. Empfänger dieses
Spitzenausgleiches ist das jeweilige Bundesland, die Landesumlage
belastet naturgemäß die finanzstarken Gemeinden stärker als die fi-
nanzschwachen.

Daß unter "finanzstark" in der Regel nur die Gewerbesteuer als
echter Parameter dient, wurde bei der Erläuterung der rinanzkraft
nach § 10 (4) rAG 1989 hereits dargelegt.

Vorerst soll ausgehend von Berechnungsdaten des Jahres 1989 an-
hand einer fiktiven Gemeinde die Berechnung der Landesumlage dar-
gestellt werden.

BeispieL Bereclmung "Landesumlage "

1. Ungekürzte Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesah-
gaben 1989 für das Bundesland Steiermark:
Schilling 5,400.000.000'-.

2. finanzkraft 1988 für die Steiermark:
Schilling 929,058.683'-.

Aus der Summe der finanzkraft einerseits und der Gesamtsumme
der Landesumlage andererseits (8'3% von den ungekürzten Errrags-
anteilen) ergibt sich die Schlüsselzahl für die Landesumlage für alle
Gemeinden dieses Bundeslandes. Sie beträgt 0'4824.

(
5,400,000.000 x 0'083)

929,058.6Iß



Gemeinde: Beispiel:
Grundsteuermeßbetrag fUr die Grundsteuer A:
Grundsteucrmcßbetrag für die Grundsteuer B:
Summe

50.120'- S
120.800'- S
170.920'- S

Gewerbesrcucraufkommen (Bemessungszeitraum 6,200.000'-)
Einwohner: 12.100

Es ergibt sich daher:
a) die Finanzkrafi nach .§' 10 (4) FAG:
Summe der Grundsteuenneßbeträge x 300 vH:
170.920 x 300
Gewerbesteuer: 6,200.000 x 0'83%
Finanzkraft

512.760- S
- 5l146.000·- S
- 5,658.760'- S

b) Berechnung der Landesumlage :
Schlüsselzahl für die Landesumlage x Finanzkraft der Gemeinde:
0'4824 x 5,658.760'- ergibt Landesumlage 1989 für diese
Gemeinde 2,729.'L?:2·- S

Unabhängig von der Nichteinbeziehung anderer ausschließlicher
Gemeindeabgaben (zum Unterschied von der finanzkraft nach § 21
FAG) ergibt gerade die Einbeziehung der Gewerbesteuer, wenn auch
nur im Ausmaß von 83%, den unerwünschten Effekt, daß Gemein-
den mit einem relativ hohen Gewerbesteueraufkommen erheblich be-
lastet werden.

Diese Belastung durch die Landesumlage sowie auch die unter-
schiedliche Aufkommensdynamik der Finanzkraftsteuern führt in Ex-
tremfällen zu einer "Steuerfalle", die den Gemeinden auf Grund der
Höhe der Landesumlage keine Ertragsanteile mehr zuweist.

In der Anlage wurden Daten einiger ausgewählter finamstarker
bzw finanzschwacher Gemeinden dargestellt, aus denen sich das Bild
zeigt, das vorher ausgefljhrt wurde; dh daß die finanzstarken Ge-
meinden mit ihrem hohen Gewerbesteueraufkommen Uberwiegend
die Landesumlage speisen.

Bei den ausgewählten Gemeinden Retznci und Lannach ist die
"Steuerfalle" auffallend. In beiden Gemeinden, jedoch vor allem in
Lannach, hat die NeugrUndung eines Unternehmens und die dann
von diesem Unternehmen eo.ielten Gewinne hohe Gewerbesteuerauf-
kommen für die Gemeinde erbracht. Dies führte bei Lannach z. B. im
Jahre 1986 dazu, daß die nach obigem Schema ermittelte Landesum-
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lag-e S 10,120.624'- betragen hat, der Gemeinde aus Ertragsanteilen
nur S 6,878.737'- zugestanden sind.

Wie den beiliegenden Berechnungen (vgl 'J'abelle 1) zu entnehmen
ist, ergab sich in Lannach im Jahre 1989 ein Überg-enuß an Gewerbe-
steuer, der durch Verluste des Unternehmens entstanden ist.

Als Gegensatz zu den "finanzstarken Gemeinden" werden reprä-
sentativ für viele finanzschwache Gemeinden die Daten der Ge-
meinde Merkendorf dargestellt.

Derartig-e Schwankungen bei der Landesumlage werden durch das
Aufkommen der Gemeindegewerbesteuer bewirkt, können durch die
Gemeinde selbst nicht beeinflußt werden und erschweren naturgemäß
auch die Erstellung des Jahresvoranschlages.

Gerade die Gewerbesteuer als Objektsteuer soll die der Gemeinde
erwachsenen Gemeindelasten tragen und so ist an sich nicht erklar-
bar, warum der vorgenommene Verteilung-smodus zwischen der Ge-
meinde und dem Land vor sich geht und nicht zwischen den umlie-
genden Gemeinden. Gerade diese umliegenden Gemeinden müssen
sicherlich auch durch die Ansiedlung von Gewerbe- und Industriebe-
trieben in Nachbargemeinden höhere Gemeindelasten tragen. Kraft
Gewerbesteuergeset7 fließt ihnen nur dann ein Gewerbezerlegungs-
anteil zu, wenn es sich um eine mehrgemeindliche Betriebsstätte han-
delt.

Verstärkt wird für diese "finanzstarke" Gemeinde deren negativer
Effekt noch dadurch, daß in den meisten Umlagegesetzen (Sozial-
hilfe, Schulkosten) die Pinanzkraft ebenfalls einen wesentlichen Be-
standteil bildet und hier die Mittel der Gemeindegewerbesteuer neu-
erlich eine Kürzung im Rahmen der Umlag-e erfahren.

Die letztere Veneilung entspricht aber einem echten interkommu-
nalen Ausgleich, dh einem Ausgleich auf derselben Ebene.

Der langjährigen Forderung der Gemeinden auf Beseitigung der
Landesumlage wurde im FAG 1985 zum Teil nachgekommen, als der
Bund die Minderung der Landesumlage von 105% auf 8'3% den
Ländern ausgeglichen hat, Ein echter Lösungsansatz bietet sich aber
im Steuerfindungsrecht der Länder. Daß die Beseitigung der Landes-
umlage bisher nicht gelungen ist, spricht jedoch nicht für die Not-
wendigkeit der Landesumlage, sondern höchstens für die aufgezeigte
Komplexität des Pinanzausgleichsgesetzes und die jeweils stattfinden-
den FAG-Verhandlungen.



151

Literatur:

Horny, H., (1985), Der Finanzausgleich 1985 ~ 1988, Handbuch
für die kommunale Praxis, Linz

Pfaundler, R., (1958), Die Finanzausgleichsgesetzgebung 1948/58,
Wien

Smekal, Ch., (1977), Operationalisierung eines intragovernmenta-
len Transferbegriffs für den finanzausgleich und Quanifizierung al-
ternativer Nettotransfersaiden, in: Matzner, E (Hrsg), (1977) Öffent-
liche Aufgaben und finanzausgleich, Wien

Smekal, Ch./Theurl, E., (1990), Finanzkraft und Finanzbedarf von
Gebietskörperschaften ~ Analysen und Vorschläge zum Gemeinde-
finanzausgleich in Österreich, Wien





153

4. ENTSCHÄRFUNG DER STUFENGRENZEN BEIM
ABGESTUFTEN BEVÖLKERUNGSSCHLÜSSEL
Bertram Hüttner

4. t Problemstellung

Die abgestufte Bevölkerungszahl einer Gemeinde wird durch Mul-
tiplikation der Einwohneu.ahl mit einem nach der Cemeindegröße
gestaffelten Verviclfältiger gebildet, der in Drittelsprüngen von 1 1/3
bis 2 1/3 reicht. An den Stufengrenzen ergiht sich dabei die Prohle-
matik, daß die ahgestufte Bevölkerungszahl (aBZ) einen Sprung auf-
weist, da der um 0 33 höhere Vervielfältiger der nächsten Stufe auf
die gesamte Einwohnerzahl zur Anwendung kommt: Eine Gemeinde
mit t 0.000 Einwohnern hat eine aBZ von 13.333, eine Gemeinde mit
10.001 Einwohner dagegen bereits von 16.(,67, was sich bei der Ver-
teilung der Gemeindeertragsanteile, die im Durchschnitt 7U mehr als
80% nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel erfolgt, deutlich
niederschlagt (das sogenannte Hard-Rankweil-Paradoxon). Am ne-
gativsten zeigt sich diese Erscheinung dann, wenn eine Gemeinde bei
der Volkszählung unter die jeweilige Stufengrenze sinkt, weil damit
unmittelbar beträchtliche Ertragseinbußen verhunden sind.

Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 12. Ok-
tober 1990, G 66/90-13, der Regelung des abgestuften Bevölkerungs-
schlüssels die Verfassungskonformität bescheinigt, jedoch zum Aus-
druck gebracht, daß bei künftigen Finanzausgleichsverhandlungen zu
üherdenken sein wird, ob die Tarifsprünge an den Stufengrenzen
nicht gemildert werden sollen.

4.2. Vorschläge

Die Zahl der Gemeinden, auf welche die aufgezeigte Problematik
spürbar zutrifft, ist gering. Derzeit (VolksZählung 1981) liegen nur
acht Gemeinden mit insgesamt weniger als 100.000 Einwohnern 111-

nerhalb eines 10%-Radius unterhalb einer Stufengrenze.
Lösungsmöglichkeiten bieten sich in mehreren Richtungen an.
Variante J: Linearisierung des abgestujten BevölkerungsscMiisse!s
Der Vervielfältiger steigt linear an und ist für alle Gemeinden mit

unterschiedlicher Einwohnerzahl verschieden.



bisher: Rankweil
Hard

46,6H2.000 S, 4.703 S/Ew
59,391.000 S, 5.H79 S/Ew

57,339.000 S, 5.777 S/Ew
59,152.000 S, 5.H55 S/Ew

Variante 2: Ausgestaltung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels nach
der Art des Finkommensteuertari/es

Der höhere Vervielfacher wird nur auf den die Stufengrenze über-
steigenden Teil der Einwohnerzahl angewandt.

Nachteilig ist bei beiden Varianten, daß das Gefüge des abgestuften
Bevölkerungsschlüssels in seiner Gesamtheit geändert wird, verbun-
den mit zum Teil sehr spürbaren finanziellen Umschichtungen.

Das heißt, beide Varianten würden über das unmittelbare Erforder-
nis, die Tarifsprünge an den Stufengrenzen zu mildern, weit hinaus-
gehen. Beiden ist gemeinsam, daß die Anpassung nach unten hin er-
folgt, Gemeinden mit einer Einwohnerzahl knapp über einem Tarif-
sprung daher unter erheblichen finanziellen Einbußen auf das Niveau
knapp unterhalb des Tarifsprungs herabgedrückt werden.

Mit finanziellen Verschiebungen deutlich geringerer Größenord-
nung wäre Variante 3 verbunden: Oberdurchschnittliche Anbelmng der
abgestuften Bevölkerungszahl knapp unterhalb einer Stu/engrenze. Bei
dieser Variante werden die betroffenen Gemeinden stufen weise auf
das Niveau der nächsten Größenklasse angehoben, verbunden mit
einer spürbaren Verbesserung ihrer finanziellen Situation, und für
Gemeinden, die anläßlich einer Volkszählung unter die Stufengrenze
sinken, wäre ein Auffangnetz geschaffen, das sie vor überdurch-
schnittlichen Einbußen bewahrt. Die übrigen Gemeinden wären von
einer solchen Regelung nur marginal betroffen.

Konkret könnte die Variante 3 so aussehen, daß die abgestufte Be-
völkerungszahl einer Gemeinde mit einer Einwohnerzahl innerhalb
von 10% unter der nächsten Stufengrenze um eine Zahl angehoben
wird, die durch Multiplikation jener Einwohnerzahl, um die 90% der
nächsten Stufengrenze überschritten werden, mit 3 1/3 ermittelt
wird. Das Hard-Rankweil-Paradoxon würde sich dadurch, berechnet
auf Basis 1990, wie folgt entschärfen (bei dieser Berechnung sind nur
die Ertragsanteile im zweiten Verteilungsvorgang berücksichtigt):

neu: Rankweil
Barel

Die Verschiebungen zwischen den Bundesländern, aber auch die
Auswirkungtm auf elie llbrigen Gemeinden der jeweiligen Bundeslän-
der waren minimal.
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5. KOSTENTRAGUNGSBESTIMMUNGEN IM
FINANZAUSGLEICH
Bertram Hüttner

5.1. Grundsatz der eigenen Kostentragung, Abweichungen

Das Finanz- Verfassungsgesetz 1948 legt im § 2 den Grundsatz der
eigenen Kostentragung fest: Die einzelnen Gebietskörperschaften ha-
ben den Aufwand zu tragen, der sich aus der Besorgung ihrer Aufga-
ben ergibt. Durch den "zuständigen Gesetzgeber" - also prinzipiell
jenem, der die kostenverursachende Materie zu regeln hat - können
allerdings abweichende Regelungen getroffen werden, und zwar

Kostenabwälzungen oder
Kostenübernahmen ,

Abweichungen vom Prinzip der eigenen Kostentragung kommt in
Österreich derzeit ein hoher finanzieller Stellenwert zu, Ihr genauer
Umfang ist jedoch nicht feststellbar, da durch die Pinanzstatistik nur
jene Abweichungen vom Prinzip der eigenen Kostentragung erfaßt
werden, die sich in intragovernmentalen Transferzahlungen (IGT)
äußern, nicht jedoch Kostenübernahmen, bei welchen die Leistungen
an den Leiswngsempfänger direkt aus dem eigenen Budget und nicht
auf dem Umweg über IGT erbracht werden,

In den Gebarungsübersichten 1989 sind für die - zum Großteil
auf Abweichungen vom Prinzip der eigenen Kostentragung beruhen-
den - Transferzahlungen zwischen den Gebietskörperschaften allein
im Rahmen des Finanzausgleichs (im weiteren Sinn) folgende Werte
ausgewJesen:

Bund
Länder ohne Wien
Wien als Land und Gemeinde
Sozialhilfe- und Schulgemeindeverbande
Gemeinden ohne Wien
Überwei su ngsd ifferenzen

-48'6 Mrd S
+44-6 Mrd S
+ 9'2 Mrd S
+ 1'4 Mrd S

7'4 Mrd S
+ 0'6 Mrd S

In der Folge werden drei der wesentlichsten Kostentragungsbe-
stimmungen des FAG 1989 beleuchtet.



5.2. Kostentragung in der mittelbaren Bundesverwaltung und in der
Auftragsverwaltung des Bundes

Das FAG 1989 wiederholt im § 1 für den Bereich der mittelbaren
Bundesverwaltung den an sich schon durch den § 2 F- VG zum Aus-
druck gebrachten Grundsatz, prazisiert jedoch, daß bei übertragenen
Aufgaben darunter nur der Personal aufwand (einschließlich der
Ruhe- und Versorgungsgenüsse) und Amtssachaufwand zu verstehen
sind, nicht jedoch der Zweckaufwand.

für die Auftragsverwaltung des Bundes (Art 104 Abs 2 B-VG) im
Bereich der Bundesstraßenverwaltung, des Bundeshochbaues und der
Verwaltung bundeseigener Liegenschaften gilt eine ähnliche Rege-
lung. Der Zweckaufwand wird, was die direkten Investitions- und In-
standhaltungsausgaben betrifft, unmittelbar zu Lasten des Bundes
bzw einer Finanzierungsgesellschaft verrechnet. Zur Abgeltung des
Aufwandes für die Erfüllung der übertragenen Projektierungs-, Bau-
führungs- und Bauverwaltungsaufgaben leistet der Bund jedoch ein
Pauschale: im Bundesstraßenbau 10 vH, im Bundeshochbau und bei
der Verwaltung bundeseigener Liegenschaften 12 vH der 7:U Lasten
des Bundesbudgets geleisteten voranschlagswirksamen Ausgaben;
kein Pauschale wird also geleistet, wenn die Investitionsfinanzierung
auf dem Umweg über eine Finanzierungsgesellschaft erfolgt.

Eine Degression der Abgeltung in Abhangigkeit vom abgerechneten
Bauvolumen ist nicht vorgesehen.

5.3. Tragung des Aufwandes für Ausgleichszulagen

§ 2 rAG 1989 legt fest, daß der Bund die nach den Sozialversiche-
rungsgesetzen ausgezahlten Ausgleichszulagen trägt.

Nach § 299 ASVG ist die Ausgleichswlage von dem Land zu erset-
zen, in dem der Sitz des Trägers der Sozialhilfe liegt, der für den
Empfänger der Ausgleichszulage zuständig wäre. Das Land hat die
von ihm ersetzten Beträge auf die Träger der Sozialhilfe des Landes
aufzuteilen. (Ähnliche Bestimmungen enthalten die übrigen Sozial-
versicherungsgesetze.) Gleichzeitig ist im § 299 Abs 2 ASVG festge-
legt, daß sich eine Beteiligung des Bundes am Aufwand der ausge-
zahlten Ausgleichszulagen nach dem jeweiligen Finanzausgleichsge-
setz richtet.
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Der Bund hat im Zuge der großen Finanzausgleichsreform 1959 die
Kosten für die Bezahlung der Ausgleichszulagen auf sich genommen.
Als Gegenleistung haben die Gemeinden auf einen Teil der Gewerbe-
steuer verzichtet.

1989 hatte der Bund für die Ausgleichszulagen 6'4 Mrd Schil1ing
aufzuwenden.

Da sich der Anspruch auf eine Ausgleichszulage zur Pension dem
Grunde und der Höhe nach aus den einzelnen Sozialversicherungs-
gesetzen und den dazu ergehenden Verordnungen ableitet, das So-
zialversicherungswesen jedoch gemäß Art 10 Abs 1 Z 11 B-VG in
Gesetzgebung und Vol1ziehung in die Kompetenz des Bundes fällt,
ist zu bezweifeln, daß es sich bei § 2 FAG 1989 um eine Kostenüber-
nahme im eigentlichen Sinn handelt.

Auf jeden Fal1 würde es eine völlige Trennung von Aufgaben- und
Finanzierungsverantwonung bedeuten, die Tragung der Kosten der
Ausgleichszulagen wieder auf die Länder bzw die Gemeinden abzu-
wälzen. Die Kostentragung durch den Bund sollte daher aus dem Pi-
nanz.ausgleichsgesetz direkt in die einzelnen Sozialversicherungsge-
setze übernommen werden.
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5.4. Ersatz von Besoldungskosten fUr die Landeslehrer

Gemäß § 3 FAG 1989 ersetzt der Bund den Ländern die Aktivbe-
züge der Landeslehrer (zu 100% bei den allgemeinbildenden Pflicht:-
schulen und zu 50% bei berufsbildenden Pflichtschulen und land-
und forstwirtschaftlichen Fachschulen) sowie den Pensionsaufwand.
1989 waren dafUr rund 29 Mrd Schilling aufzuwenden.

Diese Kostentragungsbestimmung hat eine sehr wechselvolle Ge-
schichte. Die in der Ersten Republik von den Ländern besoldeten
Pflichtschullehrer wurden in der Zeit der deutschen Besetzung als
"Reichsbeamte" übernommen, und sie blieben auch nach Wiederer-
richtung der österreichischen Staatshoheit zunächst in der Dienst-
und Besoldungshoheit des Bundes. Das Landeslehrer-Dienstrechts-
kompetenz.gesetz. 1948 brachte eine verfassungsgesetzliche Neurege-
lung: Bundessache ist die Gesetzgebung in den Angelegenheiten des
Dienstrechtes einschlieGlich des Besoldungs- und Disziplinarrechtes,
die Voll7.iehung steht den Ländern zu, die über diese Pflichtschul1eh-
rer die Diensthoheit ausüben. An der Tragung des Besoldungsauf-
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wandes durch den Bund änderte sich - ausgenommen die Berufs-
schullehrer, bei welchen die Kostenteilung bereits im FAG 1948 gere-
gelt wurde - vorläufig nichts. 1951 wurde eine sogenannte Lehrer-
Uberhangsregelung geschaffen: Bei einem Lehrerüberstand - ermit-
telt durch Gegenüberstellung der Lehrer- und SchUlerzahlcn - hat-
ten die Länder einen Beitrag an den Bund w leisten. Mit dem FAG
1967 kam es zu einer lO°/oigen Kostenbeteiligung der Länder an den
Aktivbezügen der Landeslehrer an den allgemeinbildenden Pflicht-
schulen, wofür den Ländern eine höhere Beteiligung an der Umsatz-
steuer zugestanden wurde. Mit dem FAG 1973 hat der Bund diese fUr
ihn ungünstige Regelung wieder rückgängig gemacht, verbunden mit
einer Änderung in der Veranschlagung und Verrechnung: Die Besol-
dungskosten werden seither in den Länderbudgets veranschlagt, und
die Kostenersätze werden vom Bund als Sachaufwand verrechnet.

Seither gab es seitens des Bundes wiederholt Bestrebungen, zumin-
dest wieder eine Beteiligung der Länder an den Besoldungskosten zu
erreichen.

FUr das Gesamtausmaß der Lehrerbesoldung ist allerdings nicht al-
lein deren besoldungsmäßige Stellung, sondern in bedeutend größe-
rem Umfang deren Zahl maßgeblich. Untersucht man aber die ko-
stenverursachenden Faktoren bei der Landeslehrerbesoldung in die-
sem Punkt etwas genauer, stößt man primär auf den Bund, denn die
Gesetzgebung in den Angelegenheiten des Dienstrechtes der Landes-
lehrer und die Grundsatzgesetzgebung für die äußere Organisation
der öffentlichen Pflichtschulen (Aufbau, Organisationsformen, Klas-
senschülerzahlen und Unterrichtszeit) liegen beim Bund. Die vom
Bundesgesetzgeber vorgegebenen Grundsätze für die Klassenschüler-
höchstzahlen bzw Teilungszahlen, für Schulversuche, für den rörder-
unterricht, für Integrationsklassen und ganztägige Schulformen sind
entscheidende Faktoren fUr den Lehrerbedarf. Aber auch in der inne-
ren Schulorganisation werden die Weichen vor allem von den Lan-
des- und Bezirksschulraten gestellt, also von Schulbehörden des Bun-
des, die dem Unterrichtsminister unterstehen. Für die Stellenpläne
~elbst sind genaue Richtlinien vorgegeben, und sie bedurfen der Ge-
nehmigung durch das Unterrichtsministerium.

Rein formal wäre die Kostentragungspflicht daher bei den Ländern
gelegen, die KostenUbernahme durch den Bund bedeutet jedoch
nichts anderes als eine /'usammenführung von inhaltlicher Entschei-
dung und Finanzierung und erscheint daher auch unter dem Ge-
sichtspunkt der Koppelung von Aufgaben- und Finanzierungsverant-
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wortung sinnvoll, wenn nicht sogar geboten, soferne nicht grundle-
gende Änderungen am System selbst vorgenommen werden.

Dabei ist nicht nur das Verhaltnis zwischen dem Bund und den
Landern angesprochen, da die Vorsorge für den notwendigen Schul-
raum und die materiellen Grundlagen für die Unterrichtserteilung
den Gemeinden obliegt, denen also bei jeder Ausweitung des Schul-
raumbedarfes durch legislative Maßnahmen von Bund und Ländern
zusätzl icher Aufwand erwächst.

Pür den Bund hingegen kommt es zu einer spürbaren Belastungs-
ausweitung, wenn der Anteil jener SchUler, die statt einer Haupt-
schule die Unterstufe einer allgemeinbildenden oder berufsbildenden
höheren Schule besuchen, weiterhin so stark zunimmt, wie es im letz-
ten Jahrzehnt zu verzeichnen war.

Auch unter ökonomischen Gesichtspunkten würde sich daher je-
denfalls eine Aufgabenentflechtung im Sinne der gän7.lichen Zuord-
nung nur zu einer Ebene als zweckmäßig erweisen.





6. DIE AUSWIRKUNGEN EINES EG-BEITRITTS IM
BEREICH DER INDIREKTEN STEUERN
Erhard Moser

6.1. Einleitung

Nach mehrjähriger Diskussion ist es den EG-1-iinanzministern im
vergangenen Jahr gelungen, eine GrunJsatzeinigung über die Har-
monisierung von Meh rwertsteuer und Verbrauchsteuern zu erzielen.
Diese Vereinbarung soll bis zum Jahr 1996 GUltigkeit haben und
dann durch ein endgültiges Besteuerungssystem, bei dem ua bei der
Mehrwertsteuer ein Übergang zum "Ursprungslandprinzip" vorgese-
hen ist, ersetzt werden.

Durch die Ratsvereinbarung werden anstatt den von der Kommis-
sion vorgeschlagenen Bandbreiten bei der Mehrwertsteuer bzw Min-
dest-/Richtsätzen bei den Verbrauchsteuern vorerst nur jeweils Min-
destsätze verwirklicht. Damit soll erreicht werden, dag für Staaten,
die ihre öffentlichen Ausgaben in überdurchschnittlich hohem Maß
über diese Steuern finanzieren, zumindest der formale Anpassungs-
druck etwas gemindert wird. Wegen des Wettbewerbs zwischen den
Mitgliedstaaten kann allerdings angenommen werden, daß es, ähnlich
wie in den letzten Jahren im Bereich Einkommensbesteuerung, künf-
tig auch bei den Sätzen der indirekten Steuern 7.U einer gewissen An-
näherung kommen wird.

Auch für die österreichische Diskussion ergibt sich, daß durch die
nunmehr vorliegende Ratsvereinbarung der formale Anpassungs-
druck bei den indirekten Steuern abgenommen har. An der Schluß-
folgerung, wonach im Hinblick auf den angestrebten EG-Beitritt die
Sätze bei der Mehrwertsteuer tendenziell gesenkt, jene bei den Ver-
brauchsteuern hingegen tendenziell angehoben werden mUssen, kann
aber weiterhin festgehalten werden. Mit elen per 1. 1. 1992 in Kraft
getretenen Änderungen (Abschaffung des erhöhten Satzes bei der
Mehrwertsteuer, Neugestaltung der Getrankebesteuerung, Anhebung
der Mineralölsteuer) wird diesem Grundsatz bereits teilweise Rech-
nung getragen.

Im folgenden wird zunächst ein Überblick über die bisher vorlie-
genden EG- Vereinbarungen zur Harmonisierung von Mehrwert-
steuer und Verbrauchsteuern sowie von anderen indirekten Steuern
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6.2.1. Mehrwertsteuer

(exkl Zölle)!) gegeben. Anschließend wird untersucht, welche Anpas-
sungsschritte Österreich bei einem EG-Beitritt bei diesen Steuern im
einzelnen vorzunehmen hätte. Den Ahschluß bildet dann ein Ab-
schnitt über die budgetären Auswirkungen dieser Maßnahmen.

6.2. Harmonisierungsstand bei den indirekten Steuern

FUr die Mehrwertsteuer ergibt sich aus dem Ratsbeschluß vom ver-
gangenen Jahr, daß der Normalsatz ab 1993 ein Mindesmiveau von
15% nicht mehr unterschreiten darf. Daneben können von den Mit-
gliedstaaten auch his zwei ermäßigte Sätze, mit einem Mindestniveau
von 5%, angewendet werden. Innerhalb der Übergangsphase, also bis
zum Jahr 1996, ist unter bestimmten Voraussetzungen allerdings
auch ein darunter liegender Satz (im Extremfall auch ein sogenannter
Nullsatz) zugelassen. Ein erhöhter Satz, wie er derzeit noch in fast
der Hälfte aller EG-Staaten zur Anwendung kommt, soll hingegen
bereits ab 1993 nicht mehr zugelassen sein1).

Was die Besteuerungsstruktur betrifft, so wurde die Anwendung
des ermäßigten Satzes gegenüber den ursprünglichen Plänen der
Kommission erweitert. Im einzelnen könnten jetzt z. B. auch die Ho-
tclvermierung und Abfallheseitigung (Kommissionsvorschlag : Nor-
malsatz), Teile des Gesundheitswesens (wie z. B. Heilbäder) sowie

') Die Lülle "",wie Agrarabsehöpfungcn wilren bei einem EG-Heitritt natilrlich eben-
falb an das Cemeinsehaftsreeht an7:upassen. Gr~be Sc:hiltzungen gehen davon aus, daß
Sich dadurch das Aufkommen um rund 1 Mrd S vernngern wilrde. D,e verbleibenden
Einnahmen (Hasis 1992: rund 7 Mrd Schilling) wären, ah7:il~lich eines Anteils von 10%
ZUr Abgeltung der Erhebungskosten, an den Gemeinschaftshaushalt abzuliefern.

') lIn) den Mitgliedstaaten eine schrittweise Anpassung an die vereinbarten Min-
deMsät7:e zu ermöglichen, sind innerhalb der Übergangsphase auch zahlreicbe Sonder-
re~e1ungen vorgesehen. 50 wurde beispielswcüc (zugunSten Spaniens und J .uxem-
burgs) vereinbart, daß Mit~liedstaaten, die ihren Normalsatz um mehr als 2 f'ro7ent-
punktc anhebcn mUssen, den ermilßlJ;.ten 5at7: mnerllalb der .nächstcn Jahre aU<;h unt~r
5% absenken können. Auch dilrfen Jene Länder, dIe schon Jcv.t emen Satz von welll-
gcr ab 5% oder einen Nu!bav.. anwenden (z. H. Großbritannien, Irland, Dänemark),
d,ese Regelung biS 19% beibehalten, soferne [Ur dlc bctreffenden Güler und Dlcmtlcl-
stun~en nicht ausdrilcklich der Normalsatz vorgcsehen ist. Für Umsiltze, die künftig in
den Normalsatz einzubezie.ben sind, kann innerhalb der Übergangsphase die erm;[-
ßlgte Hesteuerunl/; dann beIbehalten werdt,n, wenn diese mcht melH" als 3 Prozent-
punkte unwr dem für den Normalsal7: fesl,.;elegten Mindestniveau lie";l.
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praktisch der gesamte Kulturbereich (Kommissionsvorschlag: un~
echte Befreiung) in die ermäßigte Besteuerung einbezogen werden. In
Zusammenhang mit der Energiebesteuerung einigte man sich hingc-
gen darauf, daß diese in Zukunft generell (dh auch Heizung und Be-
leuchtung) dem Normalsatz unterliegen sollte (Kommissionsvor-
schlag: ermäßigte Besteuerung). Noch unklar ist hingegen, wie dic
steuerliche Behandlung des Wohnungswesens künftig zu regeln sein
wird. (In der 6. Mehrwertsteuer-Richtlinie ist fUr die Wohnungsver-
mietung eine unechte Steuerbefreiung vorgesehen. Gleichzeitig ist
festgelegt, daß die Mitgliedstaaten ihren Steuerpflichtigen auch das
Recht einräumen können, für eine Besteuerung - auf Basis des Nor-
malsatzes - zu optieren. In der Ratsvereinbarung von 1991 ist wic-
derum vorgesehen, daß zumindest der soziale Wohnbereich zwin-
gend der Besteuerung unterliegen und in den ermäßigten Satz einbe-
zogen sein sollten.

Hinsichtlich der Steuereinhebung wurde von den EG-Finanzmini-
stern festgelegt, daß diese während der Übergangsphase auch weiter-
hin nach dem sogenannten Bestimmungslandprinzip, dh also nach
den steuerlichen Regelungen des Importlandcs, erfolgen soll (Aus-
nahme: Direktimportc)4). Um dieses System nach Verwirklichung des

') Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, daß es sich bei der von den EG-
Finanzministern vereinbarten Besteuerungsstruktur lcdiJ?lich um einen Grobentwurf
handelt. Eine genaue Abgrenzung, welche GUter und Dienstleistungen unter welchen
SteuerSat7 einzuordnen hzw steuerfrei zu stellen sind, soll innerhalb der nächsten Mo-
nate erfolgen. In Zusammenhang mit der Besteuerung des Wohnungswesens ist anzu-
merken, daß Mieten schon jetzt In fast allen FG-Staaten von der Mehrwertsteuer (un-
echt) befreit sind. In Großbritannien ist fUr Mieten allerdings eine echte Steuerhefrei-
u.ng vorgesehen und in Irland unterliegen Wohnungsentgelte der ermäßigten Besteue-
rung. Die in der Ratsvereinharung vorgesehene Regelung, wonach zumindest be-
stimmte Mieten in die Besteuerung einbezogen werden können, ist daher vor allem auf
Wunsch dieser beiden Staaten aufgenommen worden. Damit soll eine Verteuerung des
Wohnungswesens, wie es bei einer Umstellung auf eine unechte Steuerbcfreiung insbe-
sondere fUr Großbritannien zu erwarten w~re, vermieden werden.

') Neben diesem allgemeinen Besteuerungsgrundsatz wurden weiters fUr bestimmte
Ums~tze Sonderregelungen festgelegt: Demnach kann auch im Bereich des Versand-
handels die Besteuerung künftig nach dem Ursprungslandprinzip vorgenommen wer-
den, solange der Wert der jährlich in einen anderen Mitgliedstaat versandten Waren
den Betrag von 35.000 ECU nicht ubersteigt. Erfolgt die Warenzustellung nicht im
Postweg (sondern z. B. durch den Auftragnehmer selbst; ..Fernhandel"), ist die Grenze
sogar mit 100.000 ECU festgelegt. Bei höheren als den angefuhrten Betragen ist die
Besteuerung hingegen auch weiterhin nach dem Bestimmungslandprinzip vorzuneh-
men. In Zusammmenhang mit innergemeinschftlichen Lieferungen an die Hoheitsver-
waltung sowie an öffentliche und private Unternebmen, die nicht 7.um.Vorsteuerabzug
berechtigt sllld, kann der Betrag, ab dem die Besteuerung auch kunfug nach dem Be-
stimmungslandrrinzip zu erfolgen hat, von den Mitgliedstaaten selbst festgelegt wer-
den. Dabei sol allerdings eine Grenze von 10.000 ECU nicht unterschritten werden.
FUr Kraftfahrzeuge wurde schließlich festgele~t, daß deren Besteuerung dort zu erfol-
gen habe, wo die Zulassung vorgenommen Wird.



Binnenmarktes aufrecht erhalten zu können, sollen allerdings die von
den Finanzbehörden deo:eit an den Gemeinschaftsgrenzen durchge-
führten Kontrollen in den betrieblichen Bereich verlagert werden. In
diesem Zusammenhang ist ein EG-weites Informationssystem vorge-
sehen, mit dessen Hilfe die nationalen Steuerbehörden die Möglich-
keit haben sollen, die Übereinstimmung der von den Unternehmen
durchgeführten Aufzeichnungen über innergemeinschaftliche Waren-
bewegungen jederzeit zu überprüfenS).

6.2.2. Verbrauchsteuern

Im Bereich der Verbrauchsteuern haben die EG-Finanzminister bei
der Mineralölsteuer fUr Benzin und Diesel Mindestsätze festgelegt,
wie sie zuletzt auch schon von der Kommission vorgeschlagen wor-
den sind (4'90 5/1 bei verbleitem bzw 4'20511 bei unverbleitem Ben-
zin; 3'60 5/1 bei Diesel). Heizöle sollen künftig zwar ebenfalls be-
steuert werden, allerdings soll, mit Ausnahme von Heizöl schwer
(Mindestsatz rund 20 g/l), dabei auch die Anwendung eines Nullsat-
zes zulässig sein. Welcher Satz im Falle einer Besteuerung anzuwen-
den ist, wird durch die Ratsvereinbarung nicht festgelegt.

In Zusammenhang mit der Besteuerung von alkoholischen Geträn-
ken wurde vorerst lediglich für Bier ein Mindestsatz festgelegt (rund
1'20 5/1; halber Satz für kleinere Brauereien). Für Weine (inkl
Schaumwein) wurde ebenfalls auf die Einführung einer Mindestbe-
steuerung vorerst verzichtet, dh es ist auch hier ein Nullsatz zugelas-
sen. In Zusammenhang mit der Besteuerung von Trinkbranntwein
und Zwischenprodukten gibt es derzeit noch keine Entscheidung. Al-
lerdings ist davon auszugehen, daß die von der Kommission vorgese-
henen Mindestsätze noch 7.urückgenommen werden dürften.

Die vereinbarte Mindestbesteuerung von Zigaretten entspricht
schließlich ebenfalls ungefähr jenem Niveau, wie es auch von der
Kommission bereits vorgeschlagen worden ist (rund 57% des Einzel-
handelspreises einschließlich aller Steuern).
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') Im einzelnen soll das von den FG-Finanzministern vereinbarte Informations- und
Kontrollsystem wie folgt funktionieren: .Jeder Mitgliedstaat hat fUr seine Unterneh-
men, dIe 10 andere EG-Staaten lIefern, d,e Steuernummern sowohl des Verkäufers als
aueh des K1iufers und den Wert der Umsatze quartalsweise festzuhalten. Durch die
Einführung eines EG-weiten Datentibertragungsnetzes soll dann jeder Mitgliedstaat
die. gespeicherten Informat~onen abfragen und eventuelle Steuer~interziehunj:;en nach-
weIsen können. ReIchen dIe auf EDV festgehaltenen Informationen dafür nH;ht aus,
sollen darüber hinaus auch Einzelauskünfte eingeholt werden können, wobei es aller-
dings nicht zul~ssig sein soll, rersonenhe7_ogene Daten (z. B. Namen der Verkäufer)
fUr eine kunftige Nutzungzu speichern.



Eine Entscheidung, die im Hinblick auf die Getränkebesteuerung in
Österreich von Interesse ist, betrifft die Anwendung von Verbrauchs-
abgaben, die nicht auf Gemeinschaftsebene geregelt sind: In diesem
Zusammenhang wurde von den EG-Finanzministern abermals aus-
drücklich festgelegt, daß die Mitgliedstaaten auch zusätzliche ver-
brauchspe7:ifische Abgaben erheben dürfen, soferne diese nicht zu
einer Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs
führen.

Ebenso wie die Mehrwertsteuer sollen auch die Verbrauchsteuern
weiterhin nach dem sogenannten Bestimmungslandprinzip erhoben
werden (Ausnahme: Direktimporte). Der EG-Rat hat in diesem Zu-
sammenhang bereits ein entsprechendes Konzept genehmigt, in dem
als wichtigster Baustein die Errichtung eines sogenannten Steuer-
lagerverbundes vorgesehen ist6). Demnach könnten verbrauchsteuer-
pflichtige Waren künftig über ein EG-weites System von behördlich
zugelassenen Lagern transportiert und gehandelt werden, ohne daß
dabei Verbrauchsabgaben zu entrichten wären. Eine Besteuerung
hätte erst dann zu erfolgen, wenn die Ware im Bestimmungsland dem
Steuerlager entnommen und zum Verbrauch freigegeben wird.
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6.2.3. Verkehrsteuern

Bei diesen Steuern lag der Schwerpunkt der bisherigen Gemein-
schaftsbeschlüsse vor allem im Bereich des Kapitalverkehrs. So wurde
bereits 1969 durch Ratsbeschluß festgelegt, daß Bemessungsgrund-
lage und Steuersätze der Gesellschaftsteuer zu vereinheitlichen seien
und die Wertpapiersteuer abgeschafft werden müsse. Aufgrund eines
Beschlusses aus dem Jahr 1985 können die Mitgliedstaaten auf die
Einhebung der Gesellschaftsteuer mittlerweile allerdings auch ver-
zichten. Soweit von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch gemacht

6) Als Ergänzun!j sind zwei weiterc Verfahren vorgesehen, durch die, so die BegrUn-
dung im KommissIOnsvorschlag, vermieden werden soll, daß der Handel mit ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren ..von einigen wenigen spezialisierten Akteuren mono-
polisiert wird": Ersten.~ sollen auch Unternehmen außerhalb des Steuerlngerverbundes
unversteuerte Ware von einem anderen Mitgliedstaat empfangen dllrfen, soferne ihnen
dazu einc behördliche Genehmigung einF;cräumt wird. Im Unterschied wm Steuer-
lagerverbund mllßten diese Unternehmen allerdings die Verhrauchsteuer entrichten,
sobald sie die Ware empfangen haben. Zweitens wird ein Erstattungsverfahren fllr jene
Fälle vorgeschlagen, wo infolge des ..Inverkehrbringens" derselben Ware in mehreren
Mitgliedstaaten Doppelbelastungen auftreten wUrden. Damit soll auch kleineren Her-
stellungs- und Handelsbetrieben die Mö~lichkeit gehoten werden, unmittelbar (und
nicht llber den Umweg eines Steuerlagers) in einen anderen MitglicJstaat zu liefern.



6.2.4. Sonstige Steuern und Abgaben

wird, sind die anzuwendenden Sätze mit 1% (Normalsatz) bzw, bei
Fusionen und anderen Umstrukturierungsmaßnahmen, mit 0% bis
0'5% festgelegt. In Zusammenhang mit der Börsenumsatzsteuer hat
die Kommission ebenfalls bereits Mitte der 70er Jahre einen Vor-
schlag ausgearbeitet. Demnach müßte auch bei dieser Steuer eine
Vereinheitlichung der Bemessungsgrundlage sowie der Steuers1itze
erfolgen. Ein weiterer Kommissionsvorschlag, der im Jahr 1986 fer-
tiggestellt worden ist, sieht vor, daß die Börsenumsatzsteuer uber-
haupt abgeschafft werden sollte. Bisher ist über diese Vorschläge al-
lerdings keine Entscheidung erfolgt.

Keine Gemeinschaftsregelung gibt es bisher auch in Zusammen~
hang mit der Versicherungsteuer. Durch eine Richtlinie aus dem Jahr
1988 wird lediglich festgelegt, daß "unbeschadet einer späteren Har-
monisierung" die Besteuerung von Versicherungsprämien nur in je~
nem Mitgliedstaat erfolgen darf, in dem sich das versicherte Risiko
befindet. Damit soll vermieden werden, daß Verträge, die mit einem
ausländischen Versicherungsuntemehmen abgeschlossen werden,
einer mehrfachen Besteuerung unterliegen.

Ähnlich wie in den meisten Mitgliedstaaten gibt es schließlich auch
auf EG-Ebene seit einiger Zeit Überlegungen, Umweltziele stärker
als bisher in die steuerpolitische Diskussion einzubeziehen. Zu er-
wähnen sind in diesem Zusammenhang vor allem ein Kommissions-
vorschlag fUr eine Schwerverkehrsabgabe aus dem Jahr 1990 sowie
ein erst vor kurzem präsentierter Entwurf für eine kombinierte
C02-/Energieabgabe. Was die Schwerverkehrsabgabe betrifft, wird
von der Kommission ein progressiver, nach Gewicht und Achsenzahl
des Transportmittels gestaffelter Abgabentarif vorgeschlagen. Das
volle Belastungsniveau soll, so die Kommission, im Jahr 2000 erreicht
werden und dann ungefähr den variablen Wegekosten (Wartung, Er-
neuerung, Verkehrskontrollen) entsprechen. In Zusammenhang mit
der angestrebten Reduktion von Treibhausgasen sieht die Kommis-
sion ua die schrittweise Einführung einer "Klimaschutzsteuer" vor.
Diese soll nach Heizwert und Kohlenstoffgehalt gesplittet und erst-
mals im Jahr 1993 auf sehr niedrigem Niveau erhoben werden. Bis
zum Jahr 2000 soll der Steuers atz 10 US-Dollar je Barrel Rohöl be-
tragen.
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6.3. Unterschiede zwischen der österreichischen Rechtslage und dem
Gemeinschaftsrecht

Da, wie oben dargestellt, die bisher auf Gemeinschaftsebene vorlie-
genden oder diskutierten Regelungen letzIich nur eine eher lose An-
gleichung bei Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuern vorsehen, hat
sich auch für Österreich der formale Anpassungsdruck verringert. So
ist bei der Mehrwertsteuer jetzt neben dem Normalsatz auch für den
ermäßigten Satz eine Absenkung nicht mehr zwingend erforderlich.
Auch könnte bei einem EG-Beitritt die gegenwärtige Besteuerungs-
struktur weitgehend beibehalten werden. Im Bereich der Verbrauch-
steuern könnten Heizöl (mit Ausnahme von Heizöl schwer) sowie
Wein de facto auch weiterhin von der Besteuerung ausgenommen
weren. Gleichzeitig steht allerdings auch eine Besteuerung dieser
Produkte in Einklang mit den EG-Beschlüssen.

Im einzelnen wären bei Zugrundelegung der bisher vorliegenden
EG-Entscheidungen zu den indirekten Steuern daher folgende Ände-
rungen vorzunehmen:

In Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer müßten, nachdem der
erhöhte Satz bereits abgeschafft und durch eine Kfz-Zulassungs-
steuer ("Normverbrauchsabgabe") ersetzt worden ist, nur noch im
Bereich der Steuerbefreiungen Änderungen erfolgen. So wäre der
Fernmeldebereich in die Besteuerungspflicht einzubeziehen und mit
dem Normalsatz zu belasten. Im Gesundheitswesen wäre, zumindest
auf Basis der bisherigen EG- Vereinbarungen, für große Teilbereiche
eine unechte Steuerbefreiung einzuführen. Geändert werden müßte
auch die steuerliche Behandlung des Wohnungswesens, wobei aller-
dings detailliere Entscheidungen auf Gemeinschaftsebene abgewartet
werden müssen.

Ansonsten könnte die gegenwärtige Besteuerungsstruktur weitge-
hend beibehalten werden; einerseits, weil die Liste der GUter und
Dienstleistungen, die dem ermäßigten Satz unterliegen dürfen, erwei-
tert wurde, anderseits, weil aufgrund der jUngsten Ratsvereinbarung
die Anwendung eines ermäßigten Satzes überdies auch nicht mehr
zwingend vorgesehen ist. (Bisher war davon auszugehen, daß bei
einem EG-Beitritt beispielsweise Heizung und Beleuchtung, nichtal-
koholische Getränke sowie Pharmaprodukte zwingend in die ermä-
ßigte Besteuerung einzubeziehen wären. Umgekehrt hätte auf Basis
der früheren Kommissionsvorschläge etwa auf die Beherbergung im



Hotel- und Gastgewerbe sowie auch auf die Müll- und Abwasserbe-
seitigung der Normalsatz angewendet werden müssen.)

Im Bereich der Verbrauchsteuern ist durch die per Anfang dieses
Jahres in Kraft getretenen Änderungen ebenfalls bereits eine deutli-
che Annäherung an die EG-Regelungen erfolgt, Dazu zählen insbe-
sondere die Anhebung der Mineralölsteuer auf Benzin sowie die Ab-
schaffung der Sonderabgabe von Alkohol. Auch die Einbeziehung
der bisher nicht besteuerten Heizöle sowie von Wein und die Anhe-
bung der bereits bestehenden mengenabhängigen Verbrauchsteuern
bei alkoholischen Getränken stehen in Einklang mit dem EG-Recht.
Spielraum fUr eine Anhebung der Besteuerung besteht weiterhin vor
allem bei Diesel, wo der gegenwärtige Steuersatz um fast 20% unter
dem EG-Niveau liegt. Gleichzeitig wäre bei einer EG-Mitgliedschaft
allerdings die Sonderabgabe von Erdöl abzuschaffen. Im Bereich der
alkoholischen Getränke könnte bei einem EG-ßeitritt die Besteue-
rung von Trinkbrannrwein weiter angehoben werden, vor allem dann,
wenn der von der Kommission vorgeschlagene Mindestsatz doch
noch verwirklicht werden sollte. Was schließlich die Besteuerung von
Zigaretten betrifft, so entspricht diese schon jetzt annähernd dem
vom Rat vereinbarten Mindestniveau.

In Zusammenhang mit den übrigen indirketen Steuern wären bei
einem EG-Beitritt vor allem bei jenen, die den Kapitalverkehr betref-
fen, Änderungen vorzunehmen: So müßte die (für die öffentlichen
Einnahmen allerdings ohnedies unbedeutende) Wertpapiersteuer auf-
gehoben und die Gesellschaftsteuer auf das niedrigere Gemein-
schaftsniveau (1 % bzw 0'5%) abgesenkt werden. Abzuschaffen wäre
bei einem EG-ßeitritt auch die ßörsenumsatzsteuer, soferne der dazu
vorliegende Kommissionsvorschlag von den Mitgliedstaaten doch
noch verwirklicht werden sollte. Der erhöhte Satz bei der Versiche-
rungsteuer mUßte hingegen bereits im Hinblick auf die angestrebte
Verwirklichung des EWR aufgehoben werden.

Der Straßenverkehrsbeitrag wäre in seiner jetzigen Form ebenfalls
mit einem EG-Beitritt nicht vereinbar. Allerdings ist davon auszuge-
hen, daß diese Steuer durch eine neue, auf Gemeinschaftsebene gere-
gelte Abgabe, etwa in Form der von der Kommission vorgeschlage-
nen Schwerverkehrsabgabe, ersetzt werden könnte.
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6.4. Auswirkungen einer Steuerangleichung auf die Einnahmen der
öffentlichen Haushalte

Die budgetären Auswirkungen einer Angleichung der indirekten
Steuern an die bisher vorliegenden oder diskutierten Gemeinschafts~
regelungen sind in Tabelle 1 zusammengefaßt. Zur Darstellung der in
der Zwischenzeit bereits erfolgten Annaherung an die EG-Bestim-
mungen wurden die Berechnungen jeweils mit und ohne Beriicksich-
tigung der per 1. 1. 1992 in Kraft getretenen Steuerreform durchge-
führt. Den ausgewiesenen Beträgen sind im wesentlichen Verbrauchs-
daten für das Jahr 1990, hochgerechnet für das Jahr 1992, zugrunde-
gelegt. Zu beachten ist, daß in den Berechnungen Verbrauchsreaktio-
nen der privaten Haushalte, wie sie aufgrund der geänderten Besteue-
rung zu erwarten wären, noch nicht berücksichtigt sind.

Als wichtigstes Ergebnis zeigt sich, daß eine EG-konforme Ausge-
staltung der indirekten Steuern für die öffentlichen Haushalte nun-
mehr mit steuerlichen Mehreinnahmen verbunden sein könnte, wenn
lediglich eine rechtliche Mindestanpassung vorgenommmen würde.
Dieses gegenüber bisherigen Berechnungen abweichende Ergebnis er-
gibt sich im wesentlichen daraus, daß der erhöhte Mehrwertsteuer-
satz in der Zwischenzeit bereits abgeschafft worden ist und auch in
Zusammenhang mit der Besteuerungsstruktur aufgrund der jüngsten
Entwicklung in der Gemeinschaft kein zwingender Anpassungsbedarf
mehr bestehe). Ein Einnahmenentfall wäre hingegen nach wie vor zu
erwarten, wenn die Änderungen bei der Mehrwertsteuer aufgrund
gesmatwirtschaftlicher Überlegungen auch eine Absenkung der Steu-
ersätze umfassen würden.

Im einzelnen können die budgetären Auswirkungen einer Anglei-
chung an das EG-Steuerrecht wie folgt zusammengefaßt werden (Be-
träge jeweils vor Berücksichtigung von Verbrauchsreaktionen, jedoch
nach Berücksichtigung der Steu~rreform 1992). (Siehe Tabelle 1)

Im Falle einer rechtlichen Mindestanpassung ergäben sich für die
öffentlichen Haushalte auf Basis 1992 rechnerische Mehreinnahmen
von rund 6 Mrd. Davon entfielen rund 3 1/2 Mrd Schilling auf Ände-
rungen bei der Mehrwertsteuer (Fernmeldewesen: 1 1/4 Mrd Schil-
ling; Gesundheitswesen: 2 Mrd Schilling) und rund 3 Mrd Schilling
auf Änderungen bei den Verbrauchsteuern (Besteuerung von Mine-
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7) Aufgrund früherer Berechnungen h~i.tteeine Angleichung an die Besteuerungs-
struktur, wie sie von der Kommission ursprünglich vorgesehen war, zu einem steuerli·
chen Einnahmenentgang von rund 4 - 5 Mrd Schilling (Basis 1992) gefühn.



Tabelle 1

Budgetiire Auswirkungen eines EG~Beitritts durch A"nderungen bei den
Steuern; Basis 19921y )

Anrassunl;s~chritt vor der S~euerrdürm 92 r'J;ilth der Steuel'rdnrm 92
(Betrltge in M,d S)

Mehrwertsteuer -26 J"4
Satzstruktur') 0"0 00
Satz:tnderungen') 6"0 00
Steuerbeifreiudten H 3"4
davon: Gesun eitswesen') 1'9 19

Gesetz!. SV-Tril~er') 0"3 03
Fernmeldewesen ") l"2 1"2
Rundfunk u, Fernsehen') -03 -0"3

Verbrauchs teuern 4"0 ]"0
Mineralö~rod ukte 4"1 1"1

Sat>:iln erunljen 47 1"8
davon: Benzin') )"1 0"3

Diesel 14 1"4
Heizöl') 02 0"0

Sonst. Maßnahmen') -0"6 -06
Alkoholische Getrilnke - 06 1"4

Satzilnderun~en n 1"4
davon: Bier' ) 0"4 00

Branntwein") 19 1"3
Schaumwein ") 00 0'0
Wein") 00 0"0

Sonst. Maßnahmen") -3"0 00
Tabakwaren 0'4 0'4
Kapitalverkehrsteuerni< ) -05 -05

insgesamt 09 -5"9

Auswirkun~en auf die Gebiets-
körperscha ten ")

Bund n 47
L:tnder 07 07
Gemeinden 09 0"4

nachrichtlich
Mehrwertsteuer'") -102 -10"2

erm:tßif,wr Satz 40 4"0
Norma Sat7. - 6'2 - 6"2

I) Ohne ßerUck~id1\.i~unK von Verbr(luch.~rt':.JiI.k.tioncn, wie sie ilufgrund VUIl. Preis(\fipauungen :t.ll C[Wltrt~n wtl.-
ren. Die ße ...echnunl;~~n bltsieren nuf Vetbrauchsd(l.t~n fUe 1990 und :IIind EUr 1992 (mit und ()hnl.~ BcrUck5ichügunK
der r~r I. 1. in Krnft getretenen S1.l~UI.~IT(Jorrn)fortge:'>chrjt':h~n,

}) In Spalte 1 .!lind die- pt:r 1. l. 1992 in K1'afr ge-lrt='t1~n(:n,Andenmgen bei de-r M(~hrwertsteuef (Ab.~dll.Jflln~ des
tThlJhten SlUze:'» :,>()'W'il;':b6 don Verbrauch.'HeUl;':rn (Nt~ugestaltunr;, der' Gl;':t.rli.nkt~besteuerunR! Anlwbung der Mine-
r'alöl.oItt(~llerauf Benzin und Einhe:--.i(~hll.n~ der bisher nicht mit Vl~romuch~teuern b~l.l.oIttet.(:nHeizöle) berejl.~ b~rih:~,-
:IIichtigt. ,r'e,mer ist den. Bere-dlnllnl;en d16 Annahme z~trundq;clegt, daß die S[e-u~r$lIt.7.e nur lluf das VOll d(~n EG-
Finanzmininem ft:;~ll..gd(~I;~'(~,bzw, soferne bi:'>her k(~im~ Einigung erzielt 'Wt~rd(~n konnte, auf da.oItHin dtT KümmiHion
vOl'ge.oItc:hJa~'~~n(:Mmcle~tnIveau anKe-hnben wUrden,

') Autgrund der Ral.oItven~inbllrung vom ver)i("llr1f;(~m~nJahr könnte die gegl~nw((rtige Satznr'uktUr aurh bei
einem EG-Bt:itriu. unverltndelt beibehlllten wnden, Auf ßa.,i:,> frOherer K(Jmmissionsvo(.~chl.ll~e W(U hingegen davon
llu.n.u~~~hl~rJ1 daß bei5:pielswei:'>e Hl~izung und BeleuclnulIl{", [Ii(:htdlkoholi~che Ge[rnnk(~ ,~üwi(' Phafmaptodukl(~ in
die t~rmltßigte Bent:u~rung- (~inzubeziehen wtl.ren. Umgekehrt hlttte bej."rielsw(~i,se die Beherbe(burl~ im Hütel- und
c.;asr~eW'e-H)(~ in (kn Normnh:mz eirlbe/.og-(~n wtlrden mtiuen.

) Durch die Ah"chaffung- des erhöhten Mehrw'crtswuenntzes (und die gll~il:h7,t~it.ige Einfulll'unR" einn Zuhu-
t>ungsabgabe) i.~t in dil,~$(~mLusl\mm~nhang T111nm(~hrkein zwingender Anr • .,,~lJngsbedarf mehr' ""~Keh(~n.

~) M~hr- b7.w MindereinnahmeIl dlJn~h UnutellunK auf eirw um~chte Steuei'befreiun~.
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ralölprodukten: 1 Mrd Schilling, Besteuerung von alkoholischen Ge-
tränken und Zigaretten: 1 3/4 Mrd Schilling). Gleichzeitig würde das
Steueraufkommen durch Anpassungen bei den Kapitalverkehrsteuern
(EG-konforme Ausgestaltung der Gesellschaftsteuer) um rund 1/2
Mrd Schilling verringert. Auf Basis des derzeit gültigen Finanzaus-
gleichs würden VOnden Mehreinnahmen etwas mehr als 4 1/2 Mrd
Schilling auf den Bundeshaushalt und etwas mehr als 1 Mrd Schilling
auf Landes- und Gemeindehaushalte entfallen.

Da bei einer Teilnahme am Binnenmarkt im Reiseverkehr Waren
bekanntlich ohne Mengen- und Wertbeschränkungen nach Öster-
reich gebracht werden könnten, mUßten die steuerlichen Anpassun-
gen letztlich aber auch darauf Rücksicht nehmen, wie die schon jetzt
zur Gemeinschaft· gehörenden Staaten ihre Steuersätze künftig ge-
stalten. Ein Problem könnte sich in diesem Zusammenhang vor allem
beim Mehrwertsteuer-Normalsatz ergeben, der insbesondere in
Deutschland (ab 1.1. 1993: 15%) unter jenem in Österreich liegt.
Durch eine Absenkung der beiden Sätze um jeweils einen Prozent-
punkt würde sich das Aufkommen auf Basis 1992 um rund 10 Mrd
Schilling verringern. Zu berücksichtigen ist in Zusammenhang mit
der Mehrwertsteuer auch, daß die im Gesundheitsbereich vorzuneh-
menden Änderungen ebenfalls nur dann zu einer Budgetentlastung
fuhren würden, wenn, wie in den vorliegenden Berechnungen ange-
nommen, die steuerliche Mehrbelastung tatsächlich von den Konsu-
menten zu tragen wäre. Denkbar wäre natürlich auch, daß die Ver-
teuerung der Gesundheitsleistungen im Wege höherer öffentlicher
Zuschüsse abgegolten wird. In einer relativ günstigen Position befin-
det sich Österreich hingegen nach wie vor bei einzelnen Verbrauch-
steuern : Ein Beispiel ist in diesem Zusammenhang vor allem die Mi-

I) Durch die Anhebung der Steuenlttze P(~T:"1. 1. 1992 i:l>t hereiu eine weiraehende Angleichung an die von Jen
EG-Fi~.anJr.mini.jjleTI~ vereinbf!!len MindestslHze flrtüll;t, rcd~~li(:h hei unv~rhlellel'li Benzin liegt Ö5terceich mit sei-
nGr Mm(~rI,l,IOlst(.~u(~riiLll~~hweiterhin etwas unter dem EL-Nl\"elI.U,

*) D(\ seit 1. 1, 1992 I\urh HciJi',ül schwer deI' Minel"lllöhreuer unterliegt, in in die:.;em Zus ..mmenhanK kein
j.'Win{;endt~r Anrll.:Il~ung.~bedl1rf mehr gegeben.

:') Einnl\hmt:n llU.oIl der SOI~der'llbgnbe von Erdöl, die bei einem FG-Bcitritt ah;r.u.'l'lI,:-hllffenw.l1te.
10) Da die Btl~tel,lcrunK \fOn Hi~r .~ei[ 1.1.1991 bereits über dem in den EG-BcstimrnunKtn fe,,[xe1eK[en Min-

destnii:'t;.':llll lieg-t, in in die~em Zusammt'nhang kein z:wingcnder Anp.a.S:IJun~.sbed.a.d mehr ge~eben.
11) N(I(:h AhJr.ug der' Einno.hmen. nm dem Bmnmweinmonopol ~OWIC (h~m Br.a.nn[wem-Impormmgleich und

Brnnntweinaufschlag, di(~ b(~i (~incm FG-Bei[l"in entfallen wUrden.
1~) n. lI.uf{trund der Ratsvereinbarung vom Juni 1991 dic Mi~li~d8t"'tt'=n die Beneuerung von Wein (bz:w

S(~haum.wcin) w(~j~ehend eijitennl1ndig fe~uetzen können, bestUnde bei Jie1i(~n Produkten kein. unrnittelbacer Anpu-
.ung,bedarf.

lJ) Durch die Abschaffung der Sonderabgabe von Alkohol henUnde ir~ Zmllmmenhang mit der Getrll.nkcbo-
steuenm~ kein weitenT Anr..a..~:IIlJnKShedllr'f.

H) .f:innahmencntfll.ll ( ul'"(~hAnp.tS:'i:unKell. bei der Gesellschaftneuer.
U) Unter ZUKr'undele!\ung de~ jeweils gUltigen Finl\n:ausglcirhs b(~rc(:hneti dh V.a.riante 1 (H-ühne Belilcksich-

tig~mg der Steu,crrdorm 92 ) i.'llt.(kr Vel"teilungs~chlü:'l:'i:el 1991, Variante 1 ("Mit BertJcksichti~unK der Steuerreforlll
91 ) der VerteilunguchlUssel 1992 z:ugrumkge!cgt.

16) Finll.hm(~m~J1tflilll durch Senkung der S~t:z:e um jeweils: 1 Proz:entpunkt,



neralölsteuer auf Benzin, die auch nach den Satzanhebungen per 1. 1.
1992 sowohl in Italien als auch in Deutschland weiterhin deutlich
tiber dem heimischen Niveau liegt8). Längerfristig könnte sich der
Spielraum ftir eine Anhebung der Verbrauchsteuern sogar vergrö-
ßern, wenn die von der Kommission vorgesehenen Richtsätze doch
noch verwirklicht werden sollten9).

6.5. Zusammenfassung

Da die nunmehr feststehenden Gemeinschaftsregelungen bei den
indirekten Steuern nur eine eher lose Angleichung vorsehen, hat sich
auch fUr Österreich der formale Anpassungsdruck etwas verringert.
Dazu kommt, daß durch die per 1. 1. 1992 in Kraft getretenen Ände-
rungen bei der Mehrwertsteuer (Abschaffung des erhöhten Satzes)
sowie bei den Verbrauchsteuern(N eugestaltung der Getränkebesteue-
rung, Anhebung der Mineralölsteuer auf Benzin) in der Zwischenzeit
auch bereits eine gewisse Annäherung an die EG-Regelungen erfolgt
1St.

Insgesamt ergibt sich daher, daß bei einer Anpassungsstrategie, die
sich ausschließlich an formalen Gesichtspunkten orientiert, nur mehr
relativ geringe Änderungen vorzunehmen wären. In Zusammenhang
mit der Mehrwertsteuer wUrde dies vor allem den Bereich der Steuer-
befreiungen betreffen, wo beispielsweise der Gesundheitsbereich so-
wie der Fernmeldebereich neu geregelt werden müßten. Im Bereich
der Verbrauchsteuern wäre vor allem die Besteuerung von Diesel so-
wie von Trinkbranntwein deutlich anzuheben, um das innerhalb der
EG vereinbarte oder diskutierte Mindestniveau zu erreichen. Gewisse
Änderungen wären schließlich auch bei den Verkehrsteuern erforder-
lich.

Bleiben die Änderungen auf die dargestellten Mindestanpassungen
beschränkt, könnte eine EG-konforme Ausgestaltung des österreichi-
schen Steuersystems fUr die öffentlichen Haushalte mit Mehreinnah-
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') In Italien sind die Mineralölsteuersätze bei Ben7jn um rund 75% (verbleit) bzw
um rund 100% (unverbleit) höher als in Österreich. Die Bundesrepublik Deutschland,
wo die Sätze bereits per Jahresmitte 1991 krllftig angehoben worden sind, liegt bei der
Besteuerung von verbleitern Benzin um rund 30% und bei unverbleitern Benzin um
rund 45% uber dem österreichisehen Niveau.

9) Die von der Kommission vorgeschlagenen Richtsätze sind vom Rat bisher nicht
ausdrUcklich genehmigt worden. Allerdin&~ wird in der Ratsvereinbarung vom vergan-
genen Jahr darauf hingewiesen, daß sich Anderungen bei den Verbrauchsteuern den-
noch auch an den Richtsät7.en orientieren sollten.



men verbunden sein. Dies ergibt sich im wesentlichen daraus, daß der
erhöhte Mehrwertsteuersatz bereits abgeschafft worden ist und auch
in Zusammenhang mit der Besteuerungsstruktur kein zwingender
Anpassungsbedarf mehr bestünde. Bei einer stärkeren ökonomischen
Betrachtung, die neben formalen Anpassungserfordernissen auch eine
Absenkung des Mehrwertsteuer-Normalsatzes und des ermäßigten
Satzes umfassen könnte, wäre allerdings auch weiterhin mit einem re-
lativ hohen Einnahmenentgang zu rechnen.

ANHANG: DIE BESCHLÜSSE DES ECOFIN-RATES IM
DETAIL

Mehrwertsteuer
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1. Steuers ätze

Der Normalsatz darf ab 1. 1. 1993 nicht mehr unter einem Min-
destniveau von 15% liegen. Daneben können die Mitgliedstaaten bis
zu zwei ermäßigte Sätze anwenden, wobei das Mindestniveau dieser
Sätze 5% nicht unterschritten darf. Innerhalb einer Übergangsphase,
dh bis zum Jahr 1996, kann unter bestimmten Voraussetzungen fUr
eine beschränkte Anzahl von Gütern und Dienstleistungen allerdings
auch ein darunter liegender Satz (im Extremfall auch ein Nullsatz)
angewendet werden. Einzelheiten dazu finden sich unter Punkt 3.

2. Besteuerungsstruktur

Dem ermäßigten Satz können folgende GUter und Dienstleistungen
unterliegen:

Nahrungsmittel und Getränke (Ausnahme: Alkoholika)
Versorgung mit Trinkwasser
Vorleistungen in der Landwirtschaft
Pharmazeutische Produkte
Bestimmte Leistungen im Gesundheitsbereich
Transport von Personen
Sozialer Wohnbau
Vermietung im Hotel- und Gastgewerbe
Vermietung von Campingplätzen
BUcher, Zeitungen, Zeitschriften



3. Sonderregelungen in der Übergangsphase

Eintrittskarten zu kulturellen und sportlichen Veranstaltungen
Leistungen von Schriftstellern und Komponisten, Konzerte,
Theater
Straßenreinigung, Müllbeseitigung

Bei der Liste handelt es sich um einen vorläufigen Entwurf. Eine
genaue Abgrenzung der einzelnen Güter und Dienstleistungen soll
innerhalb der nächsten Monate erfolgen. Die Anwendung des ermä-
ßigten Satzes (oder von zwei ermäßigten Sätzen) ist nicht zwingend
(sondern lediglich als Empfehlung) vorgesehen. Eine ermäßigte Be~
steuerung von Gütern und Dienstleistungen, die in der Liste nicht an-
geführt sind, ist nicht erlaubt.

a) Zusätzlich zu df<nunter Punkt 2 angeführten Gütern und Dienst-
leistungen kann \der ermäßigte Satz auch auf Lieferungen von
Elektrizität und Erdgas, auf Umsätze im Restaurant- und Gastge-
werbe sowie auf Kinderbekleidung angewendet werden. Voraus~
setzung dafür ist allerdings, daß der betreffende Mitgliedstaat
diese Güter und Dienstleistungen schon jetzt mit dem ermäßigten
Satz besteuert und durch diese Regelung ein anderer Mitgliedstaat
nicht benachteiligt wird.

b) Mitgliedstaaten, die ihren Normalsatz um mehr als 2 Prozent-
punkte anheben müssen, wird weiters die Möglichkeit eingeräumt,
Güter und Dienstleistungen, die nach EG-Beschluß künftig mit
dem ermäßigten Satz zu besteuern sind, innerhalb der Übergangs-
periode auch mit weniger als 5% zu belasten. Durch diese Rege-
lung soll sichergestellt werden, daß negative Verteilungswirkun-
gen, wie sie durch die Erhöhung des Normalsatzes zu erwarten
sind, zumindest teilweise kompensiert werden können.

c) Mitgliedstaaten, die gegenwärtig für einzelne Güter und Dienst-
leistungen einen Satz von weniger als 5% oder einen Nullsatz an-
wenden, können diese Sätze auch während der Übergangsphase
beibehalten, soferne nicht ausdrücklich die Anwendung des Nor-
malsatzes vorgesehen ist. Für Güter und Dienstleistungen, die
künftig in den Normalsatz einzubeziehen sind, kann innerhalb der
übergangsphase die ermäßigte Besteuerung beibehalten werden,
soferne diese nicht um mehr als 3 Prozentpunkte unter dem für
den Normalsatz festgelegten Mindestniveau liegt.
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d) Im Bereich des Versandhandels kann die Besteuerung nach dem
Ursprungslandprinzip vorgenommen werden, solange der Wert
der jährlich in einen anderen Mitgliedstaat versandten Waren den
Betrag von 35.000 ECU nicht übersteigt. Erfolgt die Zustellung
der Ware nicht im Postweg(sondern z. B. durch den Auftragneh-
mer selbst; "Fernhandel"), erhöht sich diese Grenze auf 100.000
ECU. Bei höheren als den angeführten Beträgen ist die Besteue-
rung auch weiterhin nach dem Bestimmungslandprinzip vorzu-
nehmen.

e) In Zusammenhang mit innergemeinschaftlichen Lieferungen an
die Hoheitsverwaltung sowie an öffentliche oder private Unter-
nehmen, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, kann der
Betrag, ab dem die Besteuerung auch weiterhin nach dem Bestim-
mungslandprinzip zu erfolgen hat, von den Mitgliedstaaten selbst
festgelegt werden. Dabei soll allerdings eine Grenze von 10.000
ECU nicht unterschritten werden,

f) Bei Kraftfahrzeugen (Autos, Motorbooten, Flugzeugen) soll die
Besteuerung in jenem Mitgliedstaat erfolgen, in dem die Zulas-
sung vorgenommen wird.

Verbrauchsteuern

1. Allgemeine Regelungen

Die auf Gemeinschaftsebene getroffenen Vereinbarungen betreffen
lediglich jene Verbrauchsteuern, die Anlaß zu Grenzkontrollen ge-
ben, Spezifische Verbrauchsabgaben, die lediglich innerstaatliche Lie-
ferungen und Dienstleistungen betreffen, sind auch weiterhin zuge-
lassen.

2, Steuersätze

Die ab 1. 1. 1993 anzuwendenen Mindestsätze sind wie folgt fest-
gelegt:

Mineralölprodukte (in 5/1);
Benzin verbleit
Benzin unverbleit
Diesel
Heizöl el,1

4'92
4'19
3'58
0'00



Alkoholische Getränke (in S/l):
Bier
Wien
Schaumwein
Trinkbranntwein
Zwischenprodukte

Zigaretten:
57% des Einzelhandelpreises (einschließlich aller Steuern)

Die von der Kommission vorgeschlagenen Richtsätze sind nicht Be-
standteil der Ratsvereinbarung, Allerdings sollen sie für die Mitglied-
staaten "Orientierungsrahmen" bei allfälligen Steueränderungen sein.
Die Mindestsätze für Trinkbranntwein und Zwischenprodukte sollen
noch im Herbst festgelegt werden, Luxemburg wurde in Zusammen-
hang mit der Besteuerung von Benzin und Diesel eine Sonderrege-
lung, wonach die derzeit sehr niedrigen Sätze schrittweise (und nicht
einmalig) anzuheben sind, eingeräumt.

1'22
0'00
0'00
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7. EINNAHMEN- UND AUSGABEN STRÖME DES
WASSERWIRTSCHAFTSFONDS
Bruno Roßmann

7.1 Einleitung

Der Wasserwirtschaftsfonds, der im Jahr 1959 zur Förderung der
Errichtung und Erweiterung von Wasserversorgungs, Abwasserlei-
tungs- und Abwasserbehandlungsanlagen gegrUndet wurde, wurde im
Jahr 1987 durch das Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz
(UWFG) mit dem Umweltfonds - GrUndungsjahr 1984 - aus Ko-
steneinsparungsgrUnden im Zuge der Budgetkonsolidierung zu einem
Fonds mit Rechtspersönlichkeit verbunden. Die Vertretung und Ver-
wa~tung liegt seither beim Bundesministerium für Umwelt, Jugend
und Familie.

Seit 1987 ist der "Ökofonds" mehrmals novelliert worden. Im Zuge
dieser Novellierungen wurden ihm durch das Altlastensanierungsge-
setz (Altlastenfonds) sowie durch die jüngste Änderung des UWFG
betreffend Förderungen von Umweltschutzmaßnahmen im Ausland
("Ostfonds") neue Aufgaben Ubertragen. Der Fonds fördert gemäß
§ 1 UWFG Maßnahmen

zum Schutz der Umwelt gegen Luftverunreinigungen, Lärm und
Belastungen durch gefährliche Abfälle
zum Schutz der Umwelt durch geordnete Abwasserentsorgung
zur Gewährleistung einer ausreichenden Wasserversorgung
zur Sicherung und Sanierung von Altlasten
zur Errichtung, Erweiterung oder Verbesserung von Abfallbe-
handlungsanlagen im Rahmen der Altlastensanierung

und gemäß § 10 UWFG Maßnahmen

zur Reinhaltung der Luft oder der Gewässer im Rahmen anlagen-
bezogener Maßnahmen in der CSFR, Polen, Jugoslawien und
Ungarn.

Von den vier genannten Fonds kommt dem Wasserwirtschafts-
fonds (WWF) die weitaus größte Bedeutung zu. Er ist zugleich auch
jener Fonds, dem eine erhebliche Finanzausgleichsrelevanz zukommt.
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Auf die Darstellung der übrigen drei Fonds kann daher verzichtet
werden, Um die Finanzausgleichsrelevanz des WWF beurteilen zu
können, werden im folgenden die Einahmen- und Ausgabenströme
des WWF dargestellt.

7.2. Die Einnahmenströme des WWF
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Die Mittel zur Förderung von Maßnahmen zur Wasserversorgung
und -reinhaltung stammen gemäß § 2 UWFG aus verschiedenen
Quellen:

Zuwendungen aus allgemeinen Budgetmitteln gemäß Bundesfi-
nanzgesetz (bis 1988)
Umsatzsteueranteilen von Bund, Ländern und Gemeinden
(0762% des Aufkommens) gemäß FAG 1989
Wohnbauförderungsbeiträgen (9'45% der Beiträge) gemäß FAG
1989
Anteilen an Einkommen- und Körperschaftsteuer (1'082% des
Aufkommens) gemäß FAG 1989
Rückzahlungen aus Darlehen
Aufnahmen von Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten
und aus Zinsen von gewährten Darlehen, Erträgnissen veranlagter
Fondsmittel sowie aus sonstigen Zuwendungen und Erträgnissen

Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der Einnahmenströme seit dem Be-
stehen des WWF. Von 1959 bis 1990 gingen nominell 94'9 Mrd
Schilling an den Fonds, Zunächst wurde der Fonds nur aus Budget-
mitteln und Steueranteilen bzw aus Rückflüssen und Zinserträgen ge-
speist. Seit 1968 hat der Fonds die Möglichkeit, auf dem Kapital-
markt Anleihen und Kredite aufzunehmen. 1978/79 kamen die Um-
satzsteueranteile als weitere Einnahmequelle hinzu.

Die quantitativ wichtigste Einnahmequelle sind die Steueranteile
(1990: 527%), deren Bedeutung allerdings im Zeitablauf deutlich ab-
genommen hat. Bis in die Mitte der sechziger Jahre hinein waren die
Steueranteile zusammen mit den allgemeinen Budgetmitteln das do-
minierende Finanzierungsinstrument (Tabelle 2), Die Rückflüsse aus
der Darlehensgewährung sind seit dem Beginn der sechziger Jahre
entsprechend der steigenden Forderungen aus Darlehen kontinuier-
lich gestiegen und trugen zuletzt mit etwa 28 Prozent zur Finanzie-
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rung des Fonds hei, Auch die Zins erträge wurden im Zeitahlauf zu
einer immer bedeutsameren Finanzierungsquelle (1990: 11'2%),
Diese Pak.toren sowie die Möglichkeit der Premdfinaw.ierung - von
der seit 1968 in unterschiedlichem Ausmaß Gebrauch gemacht wurde
- trugen entscheidend zur sink.enden Bedeutung der Steueranteilsfi-
nanzienmg bei, Ob der WWF seIhst auf den Kapitalmarkt gehen soll,
ober ob der Bund den WWP indirekt durch kreditfinanzierte Budget-
mittel fremdfinanzieren soll, scheint dabei primär eineh"age der bes-
seren Kapitalmarktkonditionen zu sein, Ein Vergleich der AnteiIsent-
wicklung der allgemeinen Budgetmittel mit jener der Fremdfinanzie-
rung des Ponds zeigt, daß in Jahren hoher Anleihen- bzw Kreditfi-
nanzierung die Budgetmittel im allgemeinen niedriger dotiert waren,
Seit 1976 ist zudem der Anteil der Budgetmittcl an der Finanzierung
des Fonds laufend zurückgegangen_ Im luge des Budgetkolbolidie-
rungsprozesses wurde die Budgetmittelfinanzierung 1989 gärvJich
eingestellt. Der Bund hat damit den Pinanzierungsanteil am WWF re-
duziert, leistet aher Weiterhin (bis Ende 1991) beträchtliche Lah lun-
gen üher die Anteile bei den ausschließlichen Bundesahgahen (Kör-
perschaftsteuer, Wohnbauförderungsbeitrag) bzw üher die Vorweg-
anteile bei den gemeinschaftlichen ßundesahgaben (Umsatzsteuer,
Einkom mensteuer),

7.3. Die Ausgabenströme des WWF

Der weitaus größte Teil der dem Fonds zugeflossenen Mittel
(1990: etwa 84%) wird für Fürderungen verwendet. Die restlichen
Ausgahen entfielen - sieht man von sehr geringen Verwaltungsko-
sten ab - auf die Kosten der Fremdfinanzierung, Sie kostete 1990
1'26 Mrd S, davon 0'6(; Mrd Schilling an Tilgungen und 0'6 Mnl
Schilling an Zinsaufwendungen und Anleihekosten, Die Verbindlich-
keiten des Fonds, fUr die der Bund haftet, hetrugen Ende 1990 38
Mrd Schilling aus Anleihen und 4'6 Mrd Schilling aus kurz- und
langfristigen Krediten, Dem standen Forderungen aus Darlehen und
Zwischenfinanzierungen sowie sonstige -Forderungen von 59'5 Mrd
Schilling gegenüber.

Entsprechend den Förderungsrichtlinien des WWP für Wasserrein-
haltemaßnahmen sind die Pörderungskonditionen recht untersch ied-
lieh, Die Förderungen werden in Form von niedrig verzinsten Dar-
lehen mit unterschiedlicher Laufzeit und nicht rückzahlbaren Beiträ-
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Tabelle 4

Anteile der Wasserwirtscha/tsbereiche an den vom WWF ausgezahlten
Fondsmitteln (in %)

W[\s,~e,1"VnS(lrgurlf~ Abwt\sse rbG~'ei.tig u rll: Bwi<bl,
.-\l)\~ a~~err'einjgung):·)

.1959 1000
1960 768 23'2
1965 354 646
1'170 351 644 0'5
1975 20'S 768 28
1980 16'6 7H2 5" 7

1985 163 76'0 77
1990 191 72'} HS

59-90 187 73'5 7'H

In~l;e~"lTT11

1000
1 000
1 00'0
100'0
1000
1000
1000
1000

1000

):-) seit 1970
C!.Hl!lk: Okofonds, Gil;(~nj~R(~rt'~dlllUnßen

gen abgewickelt. Bis einschließlich 1987 hat derWWF damit ein In-
vestitionsvolumen von etwa 187 Mrd Schilling (zu Preisen von 1987)
gefördert (Puwein, 1988),

Von 1959 bis 1990 wurden vom Fonds Auszahlungen von über 7H
Mrd Schilling vorgenommen (Tabelle 3), Davon gingen 187% an
Wasserversorgungsanlagen, 73' 5% an Abwasserbeseitigungsanlagen
und 1'8% an betriebliche Abwasserreinigungsanlagen (Tabelle 4),
Die Anteile an den ausgezahlten Fondsmitteln unterlagen einerseits
starken jährlichen Schwankungen, andererseits zeigt sich, daß zu-
nächst die Wasserversorgungsanlagen dominierten, seit der ersten
Halfte der sechziger Jahre verschob sich der Schwerpunkt hin zu Ab-
wasserbeseitigungsanlagen. Die betriebliche Abwasserreinigung
wurde ab 1970 gefördert.

Die Fondsmittelzuzählungen liegen auch in regionaler Gliederung
(nach Bundesländern) vor. Über die gesamte Periode 1959-1990 be-
trachtet, waren die Bundesländer Niederösterreich (21' S%), Ober-
österreich (20'6%) und Steiermark (15'6%) die größten Kreditneh-
mer; auf sie entfielen knapp 58% der Fondsmittelzuzählungen, Die
geringsten Anteile entfielen auf das Burgenland (5'0%), Vorarlberg
(5"4%) und Wien (6"5%). Die jahresweise Betrachtung zeigt, daß
diese Anteile jedoch starken Schwankungen unterworfen sind (vgl
Tabelle 5), Noch ausgeprägter sind die Schwankungen hinsichtlich
der einzelnen Wasserwirtschaftsbereiche, insbesondere bei den be-
trieblichen Abwasserreinigungsanlagen (Beispiel Steiermark).
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Betrachtet man die länderweisen Pro-Kopf-Pö.rderungen des
WWF, so ergibt sich für die gesamte Periode 1959-1990 folgendes
Bild:

Fondsmittelzuzählungen (1959 - 1'190) pro-Kopf in Schilling
Burgenland 14.639
Kärnten 12.024
Niederösterreich 11.765
Oberösterreich 12.726
Salzburg 17.015
Steiennark 10.317
Tirol 9.987
Vonulberg 13.957
Wien 3.319

Österreich 10.366

Demnach weist Salzburg und Burgenland den höchsten Pro-Kopf-
Anteil auf. Vorarlberg, Oberösterreich, Niederösterreich und Karn-
ten liegen über dem österreichweiten Durchschnitt, wahrend Timl
kanpp und Wien deutlich darunter liegen.
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7.4. Wasserwirtschaftsfonds und Finanzausgleich

Durch die Darlehensgewährung erfüllt der WW} eine wichtige Pi-
nanzierungsfunktion. Die niedrig verzinsten Darlehen bzw die nicht
rückzahlbaren Beiträge kommen der kommunalen Tnvestitionsfinan-
zienmg zugute. Der W'WF nimmt insgesamt eine Glaubigerposition
ein, weil er durch seine Darlehensgewahrungen ein erhebliches For-
derungsvo!umen aufgebaut hat. Betrachtet man die Transfers zwi-
schen demWWF und den Gebietskörperschaften - also die Einnah-
men- und Amgabenströme -, so laßt sich deutlich erkennen, daß
dem W'WP eine erhebliche Finanzausgleichsrelcvanz zukommt. Lan-
der und Gemeinden leisten über die Steueranteile zwar Zahlungen an
den Fonds, erhalten durch die Darlehensgewahrung jedoch wesent-
lich höhere Transferleismngen. Bedeutender Pinancier des Fonds ist
der Bund, der uber Steuern und allgemeine Budgetmittel (letztere bis
1988) erhebliche Zahlungen an den Fonds leistet. Dadurch wird der
Budgetsaldo belastet. Der WWf kann somit als ein wichtiger Be-
standteil des "grauen " Finanzausgleichs gesehen werden, er ist el n
wichtiges Finanzierungsinstrument [Ur die Gemeindehaushalte.



Da für die Fondsdarlehen ein sehr niedriger Zinssatz (zwischen 1%
und 3%) gilt und da von der Finanzschuld der Gemeinden (1989:
109'4 Mrd Schilling) ein betrachtlicherTeii (etwa 47%) auf Darlehen
eies WWF (1989: 51'2 Mrd Schilling) entfällt, verschiebt sich die
durchschnittliche Verzinsung der Finanzschuld. Dadurch haben die
Gemeinden für ihre Verschuldung geringere durchschnittliche Zins-
sätze als etwa der Bund. Daraus resultiert für die Gemeinden eine
Zinsersparnis von jährlich ca 2'5 bis 3 Mrd Schilling.

Die Funktion der Fonds als finanzieller "Verschiebebahnhof" in-
nerhalb des öffentlichen Sektors wird häufig mit dem Hinweis kriti-
siert, daß sie nicht im Einklang mit den Prinzipien eier BudgerkJarheit
unel Budgeteinheit stUnden. Dem kann freilich entgegengehalten wer-
den, daß die Fondsfinan7ierung elen Vorteil bat, daß eine bestimmte
,Materie aus dem Finanzausgleich herausgenommen ist und der Bund
gewisse zentrale Regelungs- und Eingriffsmöglicbkeiten behält. Die
Beantwortung der Frage, ob der Wasserwirtschaftsfonds in- oeler
außerbalb des FAG geregelt werden soll, kann erst beantwortet wer-
den, wenn eine über die Darstellung der Pinanzierungssrröme hinaus-
gehende ökonomische Analyse vorgenommen wird.

7.5. Änderungen durch die Finallzausglc:ichsnovclle 1991

Im Zuge der Portsetzung der Budgetkonsolielierung hat entspre-
chend einer Vereinbarung mit den Gebietskörperschaften der Bund
die Finanzierung dieses Ponds für das Jahr 1992 eingestellt. Die An-- -
teile des lJW'WF an der Körperschaftsteuer in Höhe von 1'082% und
am Wohnbauförderungsbeitrag in Höhe von 9"45% entfallen, Die
Anteile des UWWF werden um die Bundesanteile an eier Einkom-
mensteuer und an der Umsatzsteuer gekOrzt. Die Ertragsanteile des
Bundes an diesen Steuern sowie die länderweise Verteilung müßte
dementsrrechend angepaßt werden, Im Gegenzug kam es zu einer
Frhöhung der Haftungsermächtigung. Im IIinblick auf eine Neu-
strukturierung des lJW'WF wird auch die Möglichkeit einer Verlän-
derung des Wasserwirtschaftsfonds diskutiert.

Literatur:

Pu wein, W. (1988), Ökonomische Aspekte der Umweltpolirik im
Bereich der Wassereinhaltung, in: WIFO-Monatsberichte, Heft 7
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8. DER KATASTROPHENFONDS
Dietmar Pilz

8.1. Rechtliche Grundlagen

Eine der wesentlichsten gesetzlichen Grundlagen für das Setzen
von Maßnahmen zur Beseitigung und Vorbeugung von Katastro-
phenschäden durch die öffentliche Hand bildet derzeit das Katastro-
phenfondsgesetz 1986, BGBI 165/1986.

Dieses Bundesgesetz begründet die Schaffung eines Verwaltungs-
fonds zwecks zusätzlicher Finanzierung von vorbeugenden und be-
seitigenden Maßnahmen von Katastrophenschäden.

Dieser Fonds ist im Bundesministerium für Finan:zen installiert und
wird von dort auch verwaltet. Zur Erleichterung der Administrierung
dieses Fonds und einheitlicheren Handhabung der gesetzlichen Be-
stimmungen hat das BMfF Durchführungsbestimmungen erlassen.
Aus dem Wortlaut des Gesetzes ist die Einbindung der Länderverwal-
tungen bzw der Gemeinden in die Vollziehung des Gesetzes nicht ab-
leitbar.

Lediglich bei der Beseitigung von außergewöhnlichen Schäden im
Vermögen physischer und juristischer Personen sieht das Gesetz vor,
daß eine zumindest anteilige Einbindung im Entschädigungsverfah-
ren vorliegt.

8.2. Feststellungen zu den einzelnen Bestimmungen des
Katastrophenfonds gesetzes

Das Katastrorhenfondsgeset7 in der jeweils geltenden Fassung bil-
det die rechtliche Basis und schafft die finanziellen Grundlagen für
alle jene Handlungen und Maßnahmen, die die öffentliche Hand
setzt, um Katastrophenschäden zu beseitigen oder diesen Schäden
vorzubeugen. Der Wirkungsbereich ist grundsätzlich das gesamte
Bundesgebiet, die Anwender des Gesetzes sind neben dem Bund
selbst de facta und abgeleitet von ehemaligen Bestimmungen der Fi-
nanzausgleichsgesetze die einzelnen Bundesländer.

Im II (1) leg cit werden Zweck und Zielsetzung festgeschrieben.
Darüberhinaus wird bestimmt, daß dieses Finanzierungsinstrument



188

als Verwaltung-sfonds g-eschaffen ist. Das BMfF hat diesen Fonds !'u
verwalten. Über die G~harung- des Ponds ist dem Nationalrat jährlich
zu berichten.

Die Fondsmittelaufbringung ist im § 2 definiert. Die Mittel werden
demnach in erster Linie durch bestimmte Anteile an Personensteuern
aufgebracht, wobei sich im Laufe der Zeit Änderungen und Anras-
sungen an das Abg-abenaufkommcn des Bundes insgesamt erg-eben
haben.

Nach der derzeit geltenden Regelung werden durch sogenannte
Vorweganteile im Ausmaß von 2'29 vII vom Aufkommen an der ver-
anlagten Einkommensteuer, Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer T und
Körperschaftsteuer dem Fonds zugewiesen.

Mit Ausnahme der Körperschaftsteuer handelt es sich dabei um
"gemeinschaftliche Bundesabgaben" im Sinne des Finanzausgleichs-
gesetzes, die nach den in diesem Gesetz enthaltenen Sch lüsseln auf
die Gebietskörperschaften aufgeteilt werden.

Grundsätzlich bedeutet dies, daß durch die vorweggenommene
Mittelentnahme aus dem gemeinschaftlichen Steuertopf für Zwecke
dieses Ponds nur mehr geringere Mittel unter den Gebietskörper-
schaften verteilt werden können.

§ 2 (2) bestimmt auch, daß diese rondsmittel auf einem Sonder-
konto des Bundes nutzbri ngend anzulegen sind.

Aus historischer Sicht ist diese Bestimmung deshalb von Interesse
und Bedeutung, weil sie erst vor einigen Jahren in das Katastrophen-
fondsgesetz aufgenommen wurde. Bis zu dieser Gesetzesanderung la-
gen die Mittel unverzinst im Ponds. In den letzten Jahren betrugen
die Nettozinsen-Gutschriften zwischen 92 und 168 Mio Schilling.

CJber die Verwendung und Verteilung dieser /inserträg-e wurde erst
im § 4 in der Novelle 1986 eine Regelung getroffen.

Im .~3 werden die Bestimmung-en über die Venvendung und Auf-
teilung- der Fondsmittel geregelt. Diese Fondsmittelverteilung- hat sich
seit dem Jahre 1967 insofern g-eändert, als sich die für die einzelnen
Zielgruppen zugeteilten Anteilsbeträge verschoben haben, wie der
nachstehenden Tabelle zu entnehmen ist.

Von den Anteilen der Länder von derzeit 9 vH entfallen ab dem
Jahre 1985 4 vH auf die Behebung von Schäden im landeseigenen
Vermögen, 5 vII dienen der Beschaffung von Katastropheneinsätzen
der Feuerwehren.

Vom Anteil 63 vH für Schutzbaumaßnahmen entfallen 8 vII auf
La winenschutzbauten an Bundesstraßen.
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Tabelle 1

I:ntwickLung der VerwendungsanteiLe an den Fondsmitteln
(AnteiLe in %)

'Lil.:'lgruppe l'AC 1967 FM; \')6') 1'1\(; 1979-1n9

physische u. jur. Personen
Bund
Länder
Gemeinden
Schuv.baumaßnahmen

25
15
5
5

50

15
15
5
5

60

11
10
9
7

63

Die gesamten Mittel sind Bundesmittel und werden zur Beseitigung
eingetretener Hochwasser- und Lawinenschäden und zur Vorbeu-
gung gegen künftige Hochwasser- und Lawinenschäden sowie 7ur
Pinanzierung von passiven Hochwasserschutzmaßnahmen verwendet.

Die Länder haben dazu einen Beitrag von mindestens 15% geson-
dert zu tragen.

8.3. Feststellungen zur Gcbamug des Katastrophenfonds

Gemaf~ § 1 (2) Katastrophenfondsgesetz hat der Bundesminister für
Pinanzen jährlich über die Gebarung des Ponds und die Verwendung
der Mittel dem Nationalrat zu berichten. Die Berichtsfrist lauft bis
zum 31.3. des jeweils folgenden Jahres.

Aus den vom BMfF - Katastrophenfondsverwaltung - 7ur Ver-
fügung gestellten Daten wurde in Tabelle 2 die Aufteilung der Fonds-
mittel gemäß § 3 (2) leg cit bzw die tatsächlich an die einzelnen Ziel-
gruppen ausbezahlten Beträge dargestellt.

Aus Tabelle 3 ist die Emwicklung der Geldmittelbestände des Kata-
strophenfonds im Zeitraum 1. 1. 19H3 - 31. 12. 1989 ersichtlich.

Daraus sind folgende Schlüsse 7U 7iehen:
Aus den in der Aufteilungsdarstellung ausgewiesenen Ausnhlungs-

beträgen ist eine Sparsamkeit überwiegend bei den Zielgruppen Pri-
vate (juristische und natürliche Personen) und bei den Ländern und
Gemeinden feststellbar.

Die Fondsreserven wurden darüberhinaus nicht 7ufolge des erhöh-
ten Mittelbedarfes nach dem Reaktorunfall von Tschernobyl, son-
dern zufolge von Abbuchungen beachtlicher Beträge (2 x 1/2 Mrd
Schillin~, 2 x 300 Mill Schilling) an den Umwelt- und Wasserwirt-
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Tahelle 3

Kapitalentwicklung des Katastrophen/onds

Stand 1. 1. 83
+ Einnahmen 83
- Ausgaben 83

1,908.387.491'-
2,270.022.656 -
2,075.964.650-

Stand 31. 12. 83
+ Einnahmen 84
- Ausgaben 84

2,102.445.497' -
2,399.645.551'·-
2,072.325.264'-

Stand 31. 12. 84
+ Einnahmen 85
- Ausgaben 85

ind. 500 Mio an Umwelt-fonds

2,429.765.784'-
2,710.371.376' 40

2,871.577.286-

Stand 31.12.85

+ Finnahmt'n 86
- Ausgaben 86

2,268.559.874'44
3,046.861.29026
3,.,65.311.064-

Stand 31. 12. 86
+ Einnahmen 87
- Ausgaben 87

1,950.110.100'70
3,015.398.18264
2,914.662.08103
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Stand 31. 12. 87
+ Einnahmen 88
- Ausgaben 88

ind. 500 Mio an Umwelt-Fonds

2,050.846.202 32
3,154.334.41924

3,674.935.37670

Stand 31. 12. 88
+ Einnahmen 89
- Ausgaben 89

ind. 300 Mio an Umwelt-Fonds

1,550.245.24486
2,986.053.95657

3,189.351.68604

Stand 31. 12. 89 1,526.947.515 39

schaftsfonds besorgniserregend ausgeschöpft. Es erscheint daher
zweckmaßiger, die Vefteilung nicht nach diesen starren Schlüsseln
vorzunehmen, da den einzelnen Zielgruppen "zugeteilte" Fondsmittel
nicht ausgeschöpft werden, sondern anderweitig umgebucht wurden.

Es w1ire zielführend, zur Entlastung der Landes- und Gemeinde-
budgets Überlegungen zu einer effizienteren fondsmittelverteilung
aus'.uarbeiten.
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8.4. Feststellungen zur Organisation

Durch die Vorwegnahme von 229 vII an den beschriebenen ge-
meinschaftlichen Bundesabgaben bzw an der Körperschaftsteuer ver-
zichten diese Gebietskörperschaften auf Enragsanteile. Zur Erläute-
rung wird das Rechungsjahr 1987 herangezogen.

Tabelle 4 zeigt, daß die Länder und Gemeinden insgesamt 41'6%
der Mittel des Katastrophenfonds autbringen (227% Länder - 19%
Gemeinden). Der theoretische Rückfluß kraft Gesetz beträgt bei den
Ländern jedoch nur 9% und bei den Gemeinden nur 7%.

Das Katastrophenfondsgesetz selbst enthalt nur wenige Bestim-
mungen und I Iinweise zur organisatorischen Abwicklung des vom
Gesetzgeber beabsichtigten Zwecks.

Selbst aus historischer Sicht - das erste Katastrophenfondsgesetz
wurde am 9.9. 1966 beschlossen - sind dem jeweiligen Gesetzes-
wortlaut lediglich Bestimmungen zur Organisation der Mittelaufbrin-
gung zu entnehmen.

Die Organisation der Mittelverwendung hingegen erscheint bun-
desgesetzlich nicht normiert und ist somit den einzelnen Bundeslan-
dern überlassen.

Es würde hier den Umfang der Darstellung des Katastrophenfonds-
geset7Cs sprengen, um auf die einzelnen landes gesetzlichen Praktiken
einzugehen, doch sind tatsächlich bei der inhaltlichen Durchführung
in den einzelnen Bundeslandern Unterschiede feststellbar. Die erStre-
benswerte Gleichheit aller betroffenen Bundesbürger erscheint daher
nicht gewährleistet. Nachstehende Tabelle 5 verdeutlicht dies (in
1.000 Schilling):

Tahelle 5

Ldnderweise Mitte/verwendung
In., 1 (}H6 l'IH7 I (.JKH I'IWI IY90

B 30.375 41.991 32.782 21.992 46.282 .,8.503
K 57.765 55.591 44.915 27.619 52.782 20008
NÖ 201.414 189.368 221.855 143.472 184.289 95581
Oe) 86.508 56.086 81.627 49.014 63.318 50.958
S 8.220 4.426 39.647 11.202 10.968 6.773
Stlllk 85.577 78.354 89.356 57.016 167.451 70574
T 135.4t)5 16.575 77.850 28.640 17.742 .>2740
V 4.236 1.281 5.425 4.911 0.460 3.557
W 10.515 4.229 5.757 8.579 7.022 5.381
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die Länder von ihrem Anteil wiederum 4 vH zur Anschaffung von
Feuerwehrgeräten verwenden müssen und weil
eine fondsinterne Regelung vorsicht, daß Schäden im Verm6gen
von Gemeinden und Ländern nur bis höchstens 50% aus Fonds-
mitteln ersetzt werden.

8.5. SchJußbemerkungen

Dieses Bundesgesetz mit dem Wirkungsbereich über das gesamte
Bundesgebiet ist historisch gesehen überwiegend aus einzelnen Be-
stimmungen des Finanzausgleichsgesetzes entstanden.

Mit diesem Gesetz wurde im BMff der Katastrorhenfonds zwecks
zusätzlicher Finanzierung von vorbeugenden und beseitigenden
Maßnahmen von Katastrophenschäden eingerichtet.

Die Zielgruppen, die dieser Fonds zu bedienen hat, sind:

einerseits physische und juristische Personen

andererseits die Gebietskörperschaften Bund, Länder und Ge-
meinden.

Wie bereits erwähnt fehlt dem Wortlaut dieses Gesetzes eine Ein-
bindung der Bundesländerverwaltungen in die Vollziehung. Lediglich
bei Entschadigungsverfahren im Vermögen physischer und juristi-
scher Personen sieht das Gesetz die zumindest anteilige Einbindung
der Länder vor.

Es erscheint daher zweckmägig, durch Richtlinien eine österreich-
weit einheitliche Vorgangsweise herbeizuführen. Vor allem wäre es
erforderlich, dag eine Ausgewogenheit in der Fondsmittelzuführung
und Fondsmittelausschüttung bei den Fondspartnern vorherrscht.

Die Aufbringung erfolgt wie dargestellt durch Vorweganteile bei
den diversen Abgaben, wobei die Lander und die Gemeinden 41'6%
der Fondsmitteldotation aufbringen,

Im Geldmittelrückfluß steht den Ländern nur 9 vH und den Ge-
meinden nur 7 vH zur Verfügung,

In der Praxis ergibt sich eine noch wesentlich ungünstigere Quote,
weil

Durch diese Vorgangsweise ergeben sich beachtliche Geldmittelre-
serven,

Ein Teil dieser Fondsmittelreserven wurde nicht zweck- und zicl-
gruppengewidmet verwendet, sondern durch entsprechende gesetzli-
che Änderungen abgeschafft und umgewidmet:
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Dem Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds wurden aus den Reser-
ven des Katastrophenfonds

Ende 1984
Ende 1987
Ende 1988
Ende 1989

zugeführt.

500 Mill S
500 Mill S
300 Mill S
300 Mill S
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9. KRANKENANSTALTEN-ZUSAMMENARBEITSFONDS
(KRAZAF) UND FINANZAUSGLEICH
Andreas Altmann - Manfred Lödl

197

9.1. Das Krankenanstaltswesen in Österreich

9.1.1. Rechtliche Grundlagen

Gemaß der Kompetenzverteilung des B-VO) ist das Gesundheits-
wesen grundsät:dich Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung.
Ausgenommen von dieser Regelung sind Angelegenheiten der Heil-
und Pflegeanstalten. Bei diesen Einrichtungen obliegt die sanitäre
Aufsicht dem Bund (Art. 10 Ahs. 12 B-VG). Darüber hinaus ist die
Grundsatzgesetzgebung hinsichtlich der Heil- und Pflegeanstalten
Angelegenheit des Bundes, während die Erlassung von Ausführungs-
gesetzen und die Vollziehung den Ländern ühertragen ist (Art 12
Abs 1).

Die Grundsatzgesetzgehung des Bundes erfolgte mit der Erlassung
des Bundes-KAC') die Ausführungsgesetzgebung durch die Kund-
machung der vcrschiedenen Landes-KACJ).

9.1.2. Finanzierung

Weder die Pflegegebühren selbst, noch die Pflegegebührenersätze
der Sozialversicherungsträger können in der Regel elcn gesamten

') Bundes-Yerrassungsgesetz 1929, BGßl N," 189/1930, idgF. ..
") Krankenanstaltengeset7 des Bundes, RCBI NI' 1/1957, idgF. Die letzte Anderung

erfolgte durch BGB! N," 107/1991. Zum Aufbau des Bundes-KAG: Der erste Tell
(§§ 1~42) cnth:tlt g-rundsatzgesetzliche Regelungen gem::lß An 12 Ahs 1 R- YG, der
zweite Teil (§§ 43-62) unmittelbar anwendbares Bund~"",,chr, letzteres insbesondere
zur Normierung der Angelcg-enheiten der Universitätskliniken und Bundes-.l.lcbam-
menlehranstalten sowie der ,.,.\anir:tren Aufsicht".

') Burgenländis(:hes KAG, LGBI Nr ';1/1977, idgF,
K::lrntn"er KAO (..Krankenanstaltenordnung"), J .GBI NI" 34/1978, idg-T',
Niederi;sterreichisches MG, LGBI NI ')44"0/1974, idgT',
Oberösterreichisches KAG, LGB] Nt' 10/197(" idf';T'
Salz.bul'ger KAO ("Krankenanstaltenordnung"), LGBI Nr l)7/.l.975, idgF,
Swiermärkis(:hes KAG, LCBI Nr 78/1 ';157, idgF,
Tirob KAG, LCB] Nr 5/1958, idgF
Vorarlberger SpitalsG (Neukundmachung), J .GBI Nr 1/1990, idgf,
Wienel' Me.; (Wiederveriaurha.rullg), LGBI NI' 23/1987, iJgF.



9.2.1. Rechtsgrundlage und Entwicklung

Aufwand einer Krankenanstalt (KA) decken, sodaß diese zur Auf-
rechterhaltung ihres Betriebes Zuschusse aus öffentlichen Mitteln be-
duden.

In der Regel sieht die Finanzierung einer KA mit Öffentlichkeits-
recht4) so aus, wie es aus den Darstellungen 1 und 2 hervorgeht, wo-
bei zum Teil erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Bun-
desländern und innerhalb dieser auftreten können.

Wie aus den beiden genannten Darstellungen erkennbar ist, spielt
der KRAZAF sowohl in der Finanzierung von Investitionen, als auch
in der von Betrieb undErhaltung~) eine Rolle. In der Folge wollen
wir uns also etwas naher mit dem KRAZAF befassen.

9.2. Der KRAZAF

Die verfassungs rechtliche Basis des KRAZAF findet sich im Art 15a
B-VG, welcher durch die Novelle BGBI Nr 444/1974 eingefügt
wurde. Art 15a räumt dem Bund und den Ländern ein, untereinander
Vereinbarungen über Angelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungsbe-
reiches zu treffen.

Aufbauend auf diesem Art 15a B-VG wurde im Jahre 1978 eine
Vereinbarung zwischen Bund und Ländern betreffend die erstmalige
Errichtung des KRAZAF geschlossen"). Seit dieser erstmaligen Er-
richtung gab es mehrere Wiedererrichtungen bzw Verlängerungen
(manche davon knapp vor oder bereits nach "CJberschreiwng der aus-
laufenden Geltungsdauer),sodaß es bis zum heutigen Zeitpunkt de

') Ein~s d~r /.~ntral~n W~s~nsmerkmalc von öffentlichen K.A ist ihre C;eTT1einnlltzi~-
keil. Neben öffentlichen K.i\ unt~rt~ilt Ji~ f;~nf;ig~ Klassifizierung des Bundes-KAG in
privat-gemeinnützige und privat .nichtgerneinnützige .

.,)h sei. hier angem.erkt, daß separate fjnanzierungsIl1echanisrn~n fllr Inv~stitionen
und Betri~h/FrhaITun~ (Prin7.ip der "dualen Finanzierung") nicht nUr zT erh~blich~
Abf;r~nZLIngsrrobl~m~ mit sich ht'in~en. Sie schaffen auch Incffizienzen, indem sie Ji~
beLrieblid~e~ Verantw()rtungstdlg~r da7:u v~r]~iten, sich bci ihren EntscJleidunsen an
anderen Kriterien als der betrlebswtrtschafL!lch/(rn~JIZltl- )t~chnl.\chen Upw.nalHät zu
ot'ientieren: Beispielsweise wird bei vergleichsweise günstig~ren finanzi~rungshedin-
~ungen fOt· Investitionen tendenziell die t~rhaltun&" (Wartung ... ) \ernachl,,~si~todn
g~,r unt~rJrückt w~rJ~n ~nJ urng~k~hrt. Zu In~ffi7.1enzen an BerelCh der KA·Flllan-
zlerung Siehe IIl1 allgemelllen auch Altrnann/Th~ur] 1992.

I,) Kundmachung der Vereinbarung durch BGBI Nr 453/1978.
Transformation 7um KRAZAfG d'urch HGHI Nr 454/ 197H, in den ~inL~ln~n L"n-

d~rn si~h~ di~ ~msrr~(:h~nd~11 LGBL .
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facta 7,U einem ununterbrochenen Bestehen dieser Einrichtung ge-
kommen ist?).

Mit der Installierung des KRAZAF wurde erstmals (und durch jede
Neuerrichtung bzw Verlängerung immer wieder von neuem) das Sy-
stem der bis Ende 1977 geltenden "Zweckzuschüsse des Bundes" an
die Rechtsträger von KA abgelöstH). Dieses in den §§ 57 bis 59 a KAG
geregelte System beruhte auf den §§ 12 und 13 F-VG9) und hatte
einen regelmäßigen Beitrag des Bundes an die öffentlichen und ge-
wisse private1o) Krankenanstalten (mit Ausnahme der Anstalten für
Geisteskrankheiten) vorgesehen. Für die (')ffentlichen KA betrugen
diese Zwecb,uschüsse zuletzt ein Zehntel der für die betreffende
Krankenanstalt amtlich festgesetzten Pflegegebühr für jeden Pflege-
tag in der allgemeinen Gebüh renklasse höchstens jedoch 18'75 Pro-
zent des gesamten Betriebsabgangesli).

Zur jüngsten Verlangerung (Wiedererrichtung) des KRAZAF bis
zum Jahre 1994 sei angemerkt, daß die entsprechende Einigung der
Vertragspartner insbesondere auch im Bestreben erzielt wurde, eine
Rückkeh r zur Rechtslage des 31. Dezember 1977 zu vermeiden, wie
es in der KRAZAF-Vereinbarung 1988 (BGBI Nr 619/1988) festge-'
halten worden Wal·12). Damit wäre ua nämlich das mittlerweile in den

I) 1978 bis 1982: KRA7AFV 1978, HGBI Nr 453, KRAZAfC 1978, BGBI Nr 454,
1983 bi~ 1984: KRA7AFV 1983, BGll! Nr 118, KR.AZAFG 1983, BCBI Nr 119, 1985
bis 1987: KRAZAI'V 1985, HCHI Nr 214, KRA7/\FC 1985, EGEl Nr 215,1988 bis
1990: KRA/AFV 1988, BGHI Nr 619, KRA7AFC 1988, BGB! NI' 2Hl, 19'11: Zuerst
VnJ:ingerung des KRAZAFC 1988 durch BCHI Nr 70 und 232. Danach Ncuerrich-
tung mit Rückwirkung ab dem Ja,hresbeginn bis 1994 durch KRAZAfV 1991 (dn
noch nicht kundgema(:ht, litierung nach der Regiccungsvorlage 327 B1GNR 18 GP,
welche in der 53. Sitwng des NR, 18. CP, genehmigt wurde, Steno Prot. NR S. 5443)
sowie KRA/AI'G 1')91, BCBI Nr 700. Soferne in diesem Papier KR/\ZAFV oder
KRAZAPG ohne nähere Hezeichnung zitien werden, bezieht sich dies jeweils auf die
derzeit in Celtllng befindliche I'assung.

') Bei den in Darstellung 1 und 2 angefllhrten Na(:h7.ahlungen von Zweckwschlls-
sen handelt es sich um solche, zu denen der Bund aufgrund des Frkenntnisses des
VfCT TAl /8 1-13 verpflichtet i5t. Diese Nachzahlungen sind in einer Höhe von j~hr-
lich insgesamt 100 Millionen Schilling von 1985 bis 1992 an ,li I' anspruchsberechtigten
Rechtsträger von KA zu lei.sten. Sie stellen bei den Rechtsträgern aulkrordentllche
Einnahmen dar und beeinflussen daher nicht die TTühe der für die Berechnung von 7u-
schllssen relevanten Betriebsabgänge (siehe dazu insbesondere Art 2 KRA/AJ'V 1985).

CI) Finanz-Ve,fassungsgesetz 1948, BGBI Nr 45/1948, idgf
10) Die Vergabe von Zweckzu.\chUs.sen an privat-gemeinnUvige KA wurde erstmals

durch das Inkrafureten der." 2. KAG-Novel1e (HGBI Nr 181/1974) ermöglicht, sofern
diese ein Buchfohrungs.\ystem anwendelen, das eine Kostenermittlung und eine Ko-
stenstellenrechnung- ermöglichte.

11) Betriebsabgang brtltw iSv DarStellung 1, also ohne Investitionen.
") Die Laufzeit der KKA/AFV 19H~ war bis Ende 1')90 heft-istet ßewesell, ihre Gol-

tif;keit durch HCBI Nr 70/ 1991 ledißli~h um ein .J alu erstreckt w~)rden. Den Grund fu r.'
diese etapper.lwelse Vorgangswelse bildeten ,nshesondere MClllungsver.\chw,lenhel-



Gewährung von Zuschüssen an Träger von Krankenanstalten,
Gewährung von Mitteln für Strukturrcformen an die Länder,
Erarheitung neuer Wege zu einer sparsameren und effizienteren
Gesundheitversorgung (Weiterentwicklung des österreichischen
Krankenanstaltenplanes mit Abbau überschüssiger Betten, ratiü~
nalerer Großgeräteaufsrellung, Forcierung der Hauskranken-
pflege etc.)lS).

l,andesKAG enthaltene "Salzburger Modell" wirksam geworden,
nach dem die Träger der sozialen KV zur Leistung von 60 bis HO Pro-
zent der von den Ländern durch Verordnung amtlich festgelegten
Pflcgegebühren verpflichtet worden wären. Damit wäre aber auch
elas Prinzip der "einnahrncnorientierten Ausgabenpolitik" der sozia-
len KV weggefallenlJ) (siehe auch oV 1992, S 17).

9,2,2, Organisation und A4gahen

Der KRA7AF hat eigene Rechtspersönlichkeit und wird von eier
Fonelsversammlung verwaltet. Diese ist beim Bundeskanzleramt ein-
gerichtet und besteht aus 20 MitgliedernI4). Den Vorsitz führt der
Bundeskanzler. Der KRAZAF unterliegt der Kontrolle des Rech-
nungshofes.

Die Aufgaben des KRA/AF umfassen derzeit 17 Punkte, von de-
nen die wichtigsten Wie folgt zusammengefaGt werden können (§ 5
KR/\/AFG 1991):

Zur Vergabe von Zuschüssen (z. H. Betriebszuschüsse, Tnvestitions~
zuschüsse, siehe unten) ist die Fondsversammlung des KRAZAF be-
rechtigt (§§ 6 ff KRA/AFG). Innerhalb feststehender Länderquoten

ren hinsichtlich des "GJ.stpJüeJ1[.enproblerns" sowie Diffnen7cn betreffend die Ver-
teilung der den Ländern vom Bund (2.lO0 Mio S) und der S07.iJlversicherung (500
Mio S) zugesagten Minel Zur KA-finJn.7.ierung.

I)) DanJl1!er ve.mdn man die Bindung der j:ihrlichen Steigerungsraten dn den Spi-
taLserh" hern g[?ahhen. Pflegegebühre:,säl7-e~n die jährlichen S[eigerungHaten der
Beltragseillnahmen der .I r:iger der ~oZlalven KV.

1') Bundesregierung: 5, r~ndesregierungen: ';I, Hauptverhand der österreichischen
Sozialversicherungslräger 2, Öswrrei'chischer Städtebund: 1, ÖswrtTichischer Gemein-
debund : 1, ÖSlerreidlis~he ~i.\chofskonferenz gemeinsam mit dem Fvan~elischen
Ohe.-!<.lIThenrat: 1, Sektion Krankenver.\lCherung 1m Verband der i\.stertTlclmchen
Versicherunf;.\Ulltcrnehmen: 1. .

h) Eine wesentliche Aufgabe des ronds besteht in diesen] Zusammenhang in der
Vorbereittlng einer leistung-.iorientien(,n KA-rinanzierung-. Die l{elten(le~l Vorschriften
when vor, dag dlese VOn\rbellen Soweit vO"Jn7.utrelben slIld, daß ab Anfang 19~!.l par-
allel '.um (leo.eitigen System der Miltelverteilung eine - fibive·- Ahrechnung auf
c;rund des Modelles "Leistungsorientierte KA-finan7ierung" durchgefuhn werden
kann.
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haben auf solche Zuschüsse durch den KRAZAF Anspruch (§ 1 Bas 1
KRAZAFG):

die Träger öffentlicher allgemeiner KA (gem. § 2 Abs 1 Z 1
KAG),
die Träger öffentlicher SonderKA (gem § 2 Abs 1 Z 1 KAG), mit
Ausnahme der Pflegeabteilungen der öffentlichen KA fUr Geistes-
krankheiten,
die Träger privater allgemeiner KA (gem § 2 Abs 1 Z 1 KAG), so-
fern sie (gem § 16 KAG) als gemeinnützig geführt zu betrachten
sind.

Allerdings ist die Gewährung von Zuschüssen an gewisse Auflagen,
wie beispielsweise die Verwendung eines BuchfUhrungssystems ge-
mäß der KRV16), die Erstellung einer Leistungsstatistik, die Zurverfu-
gungstellung von Daten an den KRAZ!\F, die Ausbildung von Ärzten
in einer vorgeschriebenen Mindestzahl uä gebunden.
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9.2.3. Mittelm!fbringttng

Die Mittelaufbringung des KRAZAf ist primär in den jeweiligen
KRAZAFV und den entsprechenden KR!\7!\FG geregelt. Danach
bestreitet der KRAZAf seine Mittel durch (siehe auch Darstellungen
1 und 2):

Beiträge des Bundes,
Beiträge der sozialen Krankenversicherung (KV),
Beiträge der Länder mit Wien als Land,
Beiträge der Gemeinden mit Wien als Gemeinde,
Sonstige Quellen

Neben den oben genannten Rechtsnormen sind für diese Mittclauf-
bringung insbesondere das ASV(;Ii) (vor allem für die Beiträge der
sozialen KV, insbesondere die nach § 447f) und das fUr den jeweili-
gen Zeitraum in Geltung befindliche Finanzausgleichsgesetz (FAG)IR)
von Bedeutung,

") KrankenhaLls-Kostenrechnungs-Vcrot-dnun~, BGBI Nr 328/1977, idgl-'.
") AI1~elTleines Sozialvcrsicherung.\gesetz, BGBI N r 189/1955, 7U!cV,t geändert.

durch BGBI Nr 70211991. - -
") 1978: rAG 197.\ BGBI Nr 445/1'172, idr BGßl Nr 138/1978,445/1978,1979

bis 1')84: ('AC; 1979, BGBI Nr 673/1978, idl-' IIC;BI Nr 569/1981, 644/1982,1985 b.is
1988: rAG 1985, BGBI Nr 544/1984, idl' RGBt Nr 501/1985,384/1986,607/1987,
1989 his 1992 BGBI Nr 687/1988, idl' ReBt Nr 251/1989,463/1990,69/1991,235/
19'11,428/1991,693/1991.



1. Finanzieru"s der .Investitionen
+ InvestitionS7.uschUsse des KRA7A P
+ Eventllell Investitions7uschüsse seiten~ de~ J .andes
+ Mitfinanzierung seitens des Bundes bei Universt:ttskliniken

("Klinischer Mehraufwand")

InveSlitionsfinanzierung durch den Rechtstr:iger (Residuum)

Darstellung

K rankenanstaItenjinanzierung in Österreich
(Öffentliche Krankenanstalten)

2. hnanzienmg VOn Hetrieb und Erhaltung
+ Pflcgegebllhreners:itze und AmbulanzgehUhren (-pauschalien) der sozialen KV-

Träger fllr ihre Versi(:henen bzw deren Mitversicherte
+ Pfle~egehUhren> AmbulanzgehUhren und evtl Sonderklassengebllhren der Scibest-

zahler
+ Pflegegehi.1hren und Ambulanzgehi.1hren der Sozialhilfetr:iger fUr fllrsorgef:ille uä
+ Sonderklassengehuhren und Arnbula.n7.gebuhren der Privatversicherungen
+ Verpflegskoste"nheitr:tge von Patienten - der allgemeinen Cehi.1h renklasse ("Haus-

haltsersparnis") -
+ Scibsthehalte VOn Mitv(,,-~icherten in der sozialen Krankenversicherung
+ Spenden, V ermögensertr:ige, Ver~ußerungserll\se, Darlchcnsaufnahme, RUckla-

genauflüsung u:t
I Eventuell K(l,'tenerslHzc der änzlichen I.eiter (Privathonorare)
+ Beiträge des Bundes bei UniversiULsklinikcn (Klinischer Mehraufwand)

------
Hetriebsabgang brutto (vor KRAZAF-7u,lchussen)
+ Luschllsse des KRA7AP

Hetriebsabgang netto oder Resrabgang (nach KRALAf-Zuschüssen)
+ Beitr~ge ZlIr Abgangsfinanzierung seitens des Beitragsbezirks und KA-Sprengels
+ Beirr-:lge zur Abgangsfinan7.ierung seitens des Landes

----,----------------
Dem Rechtsträger verbleihender Resrabgang

(+ Nachzahlung Zwecb.uschUsse des Bundes als außerordentliche Einna.hmen)

Die gesamte Mittelaufbringung des KRAZAP ist in absoluten Grö-
ßenordnungen und nach Pinanciers gegliedert in Tabelle 1 darge-
stellt. Die weiteren Tabellen zu 1 (la, lb, lc) stellen

die Prozentanteile der jeweiligen Financiers (1 a),
die Steigerungsraten gegenüber denl jeweils vorangegangenen
Jahr (l b) sowie
die Indices (wobei Immer das Start jahr - also zumeist 197R -
gleich lOO ist)

dar. Nachstehend soll auf die wichtigsten Bereiche dieser Mittel-
aufhringung (Bund, soziale KV, Länder, Gemeinden) näher einge-
gangen werden.
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c#lI
Bund I I S07V~ I Gemeinden I

I I I
USt%, 447 r ASVC, USt% USt%
Zus. Mittel Zus. Mittel

Pflegegebllhren- Abgang
er~:J.t7;C,Ambulanz-

gehühren
(-p-auschalien)

----~-
Ab1ang (Beitr.bez.,

.!KRAZAF~
evt . KA-Sprengel)

K...A.-Sprcngcl

'[ t (Agbang~deckun,,)
ll1~el' etc

I

I Sonstig-e I KRANKENAJ%TAU'

Träger: Inve5ti-
Nachz. 7weckzusch ..... tiorlen, Abgang

_ Klin. Mehmufw-and_ .Invesl. zllseh. _

Ikitragsboirk
(Ab"an,,\-

I Ärzt!. Leiter I Kosteners:J.tze_
deckg.)

Mirver~icherte I

~ Jrivathonorarc

___ Selb~tbehalt
_ Verpflegungsk()stenbeitrag

Stal. Patienten I

I r I, I.
Gebühren Sonder-
klasse, Ambulanz-

gebühren

Cebllhren Sonder-
klasse, Ambulanz.-

gebühren

_Privathonorare __ -----'

Pflegcgehühren,
Arnbulanz-
gebühren

Dar~tellung 2

ElIlnahmen aus Ver ..
mietung- und Ver·

pachtung, Anlagcn-
verkauf, Zimen,

Darlehen~aufnahme,
Rilcklagenau f[ösung

usw.
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9.2.3.1. Beiträge des Bundes

Die Beiträge des Bundes ergeben sich im speziellen aus den jeweili-
gen KRAZAFV und KRA7:AFG. Danach hat der Bund an den KRA-
ZAF abzuführen (siehe Tabellen 1, 1a, 1b, 1c):

1'416 Prozent des gesamten Aufkommens an Umsatzsteuer (USt)
im betreffenden Jahr (für alle Bestandsjahre des KR.A.2Af),
Zusät:diche Mittel gem § 13 KRAZAfG 1982, § 15 KRA.2AFG
1985, § 16 Abs 1 KRAZAFG 1988, § 17 KRAZAFG 1991. Das Aus-
maß der zusatzlichen Mittel umfaßt derzeit 330 Mio S jährlich.

Darüber hinaus hat der Bund zwischen 1985 und 1992 die oa
Nachzahlungen von Zwecl,zuschussen an die anspruchsberechtigten
Rechtsträger von KA zu leisten"').

Alles in allem ist trotz der im Jahre 1983 erstmals einsetzenden Er-
schließung "zusätzlicher Mittel" ein stetiges Absinken des relativen
Bundesanteils am Gesamtaufkommen des KRAZAF zu bemerken
(von 39'3 Prozent im Jahre 1978 auf 22'3 Prozent im Jahre 1991,
siehe insbesondere Tabelle 1a). Hand in Hand damit gehen logi-
scherweise die schwächeren Zuwachsraten gegenUber dem Vorjahr
(Tabelle Ib) und die Indexerhöhungen (Tabelle lc).

9.2.3.2. Beiträge der sozialen Krankenversicherung

Die Beiträge der sozialen Krankenversicherung bestehen aus:
Mitteln gemäß § 447f ASVG (filr alle Bestandsjahre des KRA-
ZAf).
Danach haben die Trager der sozialen KV zusammen für jedes
Geschäftsjahr 3"75 Prozent der Summe ihrer Beitragseinnahmen
zur KV an den beim Hauptverband errichteten Ausgleichsfonds
der KV-Träger zu überweisen. Als Beiträge zur KV gelten hiebei
ausschließlich:

die Beitrage für pflichtversicherte Erwerbstätige,
die Beiträge für freiwillig Versicherte,
die Beiträge fUr Arbeitslose,
der Bundesbeitrag zur Krankenversicherung der Bauern (seit
1991 ).

IV) Nachdem sich die Zahlungen unmittelhar an die KA-Tr:lger, nicht aber an den
KRAL:Af richten, wurden sie in den beilieg-enden Übersichten betragsnl:lßig außer
acht gelassen, .
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Die hier genannten, in den Ausgleichsfonds einfließenden Sum~
men werden durch die entsprechenden KRAZAFV und KRA-
ZAFG fUr den KRAZAF in Anspruch genommen.
In den Ausgleichsfonds (und damit den KRAZAF) fließen seit
1. Juli 1988 aber auch die durch die Anhebung der IIächstbei-
tragsgrundlage in der KV nach dem ASVG, GSVG1C) und
BSVGll) aufkommenden Mittel ein, was den signifikanten An-
stieg der § 447f-Mittel in Tabelle 1 (siehe insbesondere auch Ta-
belle 1b) im Jahre 198 8 erklärtll).

Üher die Mittel des § 447f ASVG hinaus haben die Träger der so-
zialen KV seit dem Jahre 1983 wSätzliche Mittel in der in 'Üher-
sicht 1 angegebenen Höhe abzuführen (§ 13 KRAZAPG 1982,
§ 15 KRAZAFG 1985, § 15 KRAZAFG 1988, §§ 18 Abs 2 und 19
KRA7AFG 1991).
Die zusätzlichen Mittel werden in den genannten Rechtsnormen
unter mehreren Subtiteln definien. Zum einen sind die zeitlich
"unterminisienen" zusätzlichen Mittel im Ausmaß von derzeit
1.480 Mio Schilling jährlich zu nennen.
Darüher hinaus hahen die Sozialversicherungsträger "termini-
sierte" zusatzliche Mittel an den KRA7AF zu leisten, und zwar im
Ausmaß von 750 Mio Schil1ing im Jahre 1991 und je 4.000 Mio
Schilling in den Jahren 1992 bis 1994. Der letztere Betrag ist dabei
für die Jahre 1993 und 1994 7U valorisieren23). Die "terminisienen"
zusätzlichen Mittel resultieren insbesondere aus einer Beitragserhö-
hung in der sozialen KV um durchschnittlich etwa einen Prozent-
punkt, wovon Mehreinnahmen im Ausmaß von rund 7.500 Mio
Schil1ing erwartet werden. Der nicht an den KRAZAF fließende
Restbetrag iI-IV rund 3.500 Mio Schilling dient der Finanzierung
von Leistungsverbesserungen in der sozialen KV und der Finanzie-
rung einer Pflegevorsorge (vgl Schwaiger 1991, S 12).

Insgesamt ist zu den Mitteln der s07:ialen KV festzustellen, daß sie
im Laufe des Bestehens des KRAZAF nicht nur ahsolut, sondern auch
relativ zum Gesamtaufkommen deutlich zugenommen haben, und
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10) Gewerbliches Sozialversicherung-sgesetz, BGBI Nr 560/1978, idgl'.
") ßauern.Sozialversicherungsgesetz, BCBI N r 559/1978, idgF
") Die Minel aus der Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage des Jahres 19H5seien

hier der Einfachheit halbcr unter dem Begriff der § 447f-Minel subsumiert.
") Die Valorisierung erfolgt im prozentuellen Ausmall der Veranderung der Mehr-

einnahmen, welche aus der per 1. Jilnner 1992 dun:hgef(jhn.en Fdlöhung der Kranken-
versicherungsbeiträge resultieren (§ 19 Abs 3 KRAZArc; 1991). -



Die Leistungen der Länder an den KRAZAF bestehen - ebenso
wie der Großteil der Eundesbeiträge - aus einem Verzicht auf
Umsatzsteueranteile, und zwar iHv
1978 0'617 Prozent,
1979 bis 1994 0'678 Prozent,
des gesamten Aufkommens an Umsatzsteuer.

Darüber hinaus haben die Länder dem KRAZAF in den Jahren
1991 bis 1994 zusätzliche Mittel bereitzustellen, und zwar im
Ausmaß von 0'271 Prozent des USt-Aufkommens. Diese zusätzli-
chen Mittel sind das Ergebnis der Umwidmung vormaliger Län-
derbeiträge zum Umwelt- und Wasserwinschaftsfonds an den
KRAZAF.

zwar von 31'5 Prozent im Jahre 1978 auf 42'9 Prozent im Jahre 1991.
Dabei ist festzustellen, daß der i\ufhringungsanteil der sozialen KV
in den Jahren 1989 und 1990 sogar rund die Half te aller KRAZAF~
Mittel ausgemacht hat und in den Jahren 1992 bis 1994 ein neuerli-
cher Anstieg uber die SO-Prozent-Marke e.rwartet werden darf (siehe
Tabellen 1, 1a, 1b, 1c). Aufbllig ist gerade in diesem Zusammenhang
auch das Mißverhaltnis zwischen dem Pinanzierungsanteil der sozia-
len KV und ihren Mitspracherechten in der Fondsversammlung (siehe
die oben erwähnte Sitzverteilung im KRAZAF).

9.2.3.3. Beiträge der Länder

Des weiteren sind die Länder verpflichtet, dem KRAZi\F im Jahre
1991 zusätzliche Mittel zuzuführen, welche sie sich aus dem
Wegfall des Vorweganteiles iHv 2'29 Prozent an den Einkom-
mensteuern gem § 7 Abs 2 Z 1 lit a rAG 1989, idF EGEl NI' 69/
1991, "ersparen" (§ 16 Z 1 lit a KRAZAFC 1991)14):
ESt25) 2'29% von 27'542%,
Lohnsteuer ' . . . .. 2'29% von 20"729%,
Kapitalertragsteuer T ... 2'29% von 13'566%.

") Es handelt sich dabei um einen vorübergehenden Wegfall der Vorweganteile filr
Zwecke des familienla~tenau~gleich~ im Jahre 1991. Aus dem Wegfall profitieren je
doch nicht nur die Länder, son'dern - gemil.ß ihren prozentuellen Anteilen an den Er·
trltgnissen der gemeinschaftlichen Rundesahgahen - auch der Bund und die Gemein-
den, Nur die Lil.nder und Gemeinden (siehe untcn) jedoch ~pei~en mit ihren Mehrein-
nahmen den' KRAZAF, wilhrend dcr Bund scine Mehreinnahmen für /wecke der Rud-
getsanierung eimetn,

") Veranlagte Finkomll1en~teuer einschließlich Ahzugssteuer.
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Die Mittel der Länder erreichen die in Tabelle 1 angegebene Höhe.
Tabelle 2 enthalt die Linderbeitrage nach Ländern (mit Wien als
Land) gegliedert.

Zur rechtlichen Ausgestaltung sei noch festgehalten, daß für die
Beiträge der Länder neben den jeweiligen KRA/AFV und KRA-
ZAFG insbesondere die die KRA/AFV transformierenden Landesge-
setze von Bedeutung sind. Das FAG spielt hinsichtlich der Landermit-
tel nur eine untergeordnete Rolle: Die Landerbeiträge selbst sind ja
nicht imFAG geregelt, wohl aber wirkt das FAG hinsichtlich der ho-
rizontalen Verteilung der von den Ländern zum KRJ\/AF aufge-
brachten Mittel determinierend, indem es die horizontale Verteilung
der den Ländern 7.ukommenden Abgabenertragsanteile festschreibt.
Nachfolgend die Sch lüssel zur länderweisen Verteilung der USt (§ 8
Abs 2 Z 5 FAG 1989, idgF):

17'889 Prozent nach der Volkszahl,
O'542 Prozent zu einem Sechstel auf Wien als Land und zu fünf
Sechsteln auf die Länder ohne Wien nach der Volkszahl,
0'269 Prozent nach den länderweisen Anteilen der Gemeinden an
den gemeinschaftlichen Bunc1esabgaben ohne Spielbankabgabe.

Insgesamt kann für die Mittel der Lander im Laufe der Bestands-
jahre des KRA7AF ein kontinuierliches Absinken des relativen Auf-
bringungsantcils beobachtet werden (von 17' 1 Prozent im Jahre 1978
auf rund 12 Prozent in den 198'::l und 1'::l90). Erst im Jahre 1'::l'::l1ist
durch die Zuführung zusätzlicher Mittel von seiten der Länder (die
aller'dings zT ausschließlich für dieses Jahr geleistet werden) ein An-
stieg auf 19'7 Prozent zu belllerken (siehe Tabellen 1, la, Ib, lc).

9.2.3.4. Beiträge der Gemeinden

Die Beiträge der Gemeinden an den KRAZAF bestehen - ähn-
lich denen der Länder - aus einem bestimmten Prozentsatz des
USt-Aufkommens:
1978 .. ' 0'418 Prozent,
1979 bis 1994 .,............ 0'459 Prozent.
Wie die Länder haben auch die Gemeinden in den Jahren 1991 bis
1994 zusätzliehe Mittel an den KRAZAP zu leisten, die aus einer
Umwidmung fruherer Beitrage zum Umwclt- und Wasselwirt-
schaftsfonds resultieren, und die sich iHv 0'183 Proz.ent des USt-
Aufkommens bemessen.
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Schließlich sind dem KRAZAF weitere zusatzliehe Mittel im Jahre
1991 bereitzustellen, und zwar solche gemäß § 7 Abs 2 Z I lit a FAG
1989,idFJ3GBlNr69/1991 (§ 16L2litbKRAZAFG 1991):
ESt 0550 Prozent,
Lohnsteuer 0'371 Prozent,
Kapitalertragsteuer I 0'529 Prozent.
Die Basis für diese zusätzlichen Mittel bildet - äquivalent zu den
zusatzlichen Landermitteln des Jahres 1991 ~ der vorüberge-
hende Wegfall des Vorweganteils für Iwecke des Familienlasten-
ausgleichs im Jahre 199pl').

Aus formal-rechtlicher Sicht sei noch angemerkt, daß die Gemein-
debeitrage ausschließlich in den jeweiligen FAG, nicht aber in den
entsprechenden KRAZAFV bzw KRA/AFG geregelt sindlI). Die
Beiträge der Gemeinden werden von diesen ?-uch nicht direkt an den
KRi\LAF geleistet, sondern immer vorweg von den ihnen zustehen-
den Abgabenertragsanteilen in Abzug gebracht. Dabei sind die Pro-
7entsätze fUr die Abgabenertragsanteile von Bund, Ländern und Ge-
meinden jeweils dergestalt modifi7ierr, daß der Vorwegabzug wirk-
lich ausschließlich zu lasten der Gemeindeertragsanteile geht (siehe
auch Hüttner 1992, S 17)lR).

Eine landerweise Aufstellung der Gemeindebeiträge (mit Wien als
Gemeinde) findet sich in Tabelle 3. Eine lusammenfassung aus Ta-
belle 2 und 3 ergibt sich durch Tabelle 4.

Nun ist die Frage, ob die oben als "Gemeindebeitrage" be7eichne-
ten Mittel tatsächlich den Gemeinden zuzuordnen sind, auch dann

") Aus diesem Titel hlltten die Genleinden hetr~chtliche Mehreinnahmen erzielt.
Deshalb wurden mittels FAC-Änderun,,; dun:h HGRI NI' 69/1991 einerseits die obigen
"neuen" Yorweganteilc eingeflihrt und andererseits die Sch IUsle] 7:ur"venikalcn" V er-
teilunl-; der Ert.r1ige au~ den genannten gemeinschafdichen Bundesabl-;aben zula.\ten der
Gemeinden ,,;ellndert. Dcr,,;cstalt wurde eine fUr die Cemeinden einigerrnagen aufkol1l-
ll.lcnslleulrale Umwidmung früherer r:al1lilienlasten-.-\u~glcich~mjttcl 7U KRAZAF Mit-
teln bcwerkstelligt. Das Wissen um diese Yorgangsweise iSI une,·I;tßlich, um eine Zu-
ordnunl-; der l-;egen.stllndliehen .Mind 7U den Gemeinden vornehmen zu kllnnen.

>I) Ausnahme: ~ 1671 lit h KRAZA.PG 1991, welcher die aufi';rund ~ 7 Abs 2 71 lit.
a FAC 198'1, idF BGBI N r 6'1/1 '191, auf ei n Sonderkonto de~ J3-undes '"zwischengela-
gerten" Cemeindemittel für den KRA7Ar: in Anspruch nimmt.
. '") Es bedarf vermutlich keiner näheren Erläuterunl-;, daß die he~ehriebene Situation
die Übersichtlichkeit der Kechtsmaterie nicht gerade verhessen. Schließlich wird in den
KRA7AfV und KRAZAFG mit keinem WOrt auf eine MittelaufbrinJ.(un" durch die
Gemeinden hinl-;ewiesen und auch ein Srudium der entsprechenden Bestimmunl-;en des
in Ccltung befindlichen FAG brinp keinen I Iinweis darauf, dag es sich bei den Yor-
weganteilcn fOr den KRAZAF um den CemeinJen zuot"(lcnhare Mittel handelt. Erst
eine nähere Retrachtung der Hi~torie des Finanzausgleichs, welche über da~ Studiem
der Gesetzestexte hinau~7.ugehen hat, vermag Aufklärung hinsichtlich der Einordnun,,;
der besagten Mittel zu brinl-;en.
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nicht völlig eindeutig beantwortbar, wenn man um deren historische
Entwicklung weift Schnizer beispielsweise (1990, S 82, ähnlich:
Achatz 1990, S 60) rechnet aus einer juristischen Sichtweise die frag-
lichen (Gemeinde-)Mittel der Finanzkraft des Bundes zu, weil für die
rechtliche Zuordnung von Mitteln zu einer Gehietskörperschaft "eIas
Ausmaß der Disposiwnshefugnisse der Gebietskörperschaften ent-
scheidend" (ist, Anm d Vf), Nehen dieser juristischen Sicht (vgl bspw
auch Pernthaler 1984, S 167) existieren freilich durchaus noch andere
Betrachtungsweisen,

Unter anderem diskutieren Farny IKratena/Roßmann (1990, S 10)
mehrere Auffassungen: Einerseits könnte man die Gemeindebeitrage
(gleichermaßen Länderheitrage) an den KR.A.ZAF letztlich in Summe
als "Umverteilung in der eigenen Tasche" ansehen, weil Länder und
Gemeinden schließlich überwiegend die Träger öffentlicher KA seien,
Dann wären die Transfers eIes Bundes als Ausgleich dafür zu verstehen,
"daß die Sozialversicherungsträger, fUr die der Bund die Ausfallshaf-
tung trägt, nicht den 'richtigen Preis' bezahlen" (ebeneIa, S 10 f),

Eines eIer deutlichsten Indizien für eine tatsächliche Zuordnung eIer
gegenstiindlichen Mittel 7U den Gemeinden ergibt sich jedenfalls -
neben der historischen Betrachtung - aus § 23 Abs 4 FAG 1989,
BGBI Nr 687/1988 (auch wenn diese Bestimmung mittlerweile durch
die Änderung des FAG mit BGBI Nr 69/1991 aufgehoben worden
ist), Danach wären bei einem Außerkrafttreten der KRAZAFV 1988
die für den KRAZAF bestimmten Vorweganteile an der USt iHv
0"459 Prozent automatisch den Gemeindeertragsanteilen gemäß § 8
Abs 1 FAG 1989 zugeschlagen worden79),

Was das Ausmaß der von den Gemeinden zum KRAZAF aufge-
brachten Mittel angeht, so läßt sich - ähnlich wie bei den Ländern
- ein kontinuierliches Ahsinken des relativen Aufbringungsanteils
(1978: 11'6 Prozent, 1990: 8'2 Prozent) konstatieren, Erst im Jahre
1991 steigt der von den Gemeinden aufgebrachte Aufbringungsanteil
auf 14'5 Prozent an (wobei für die kommenden Jahre wieder ein Ab-
sinken zu erwarten ist),

'''') Die genannten Argumente bilden nur einen kleinen Quer~ehnitt ober die mögli-
chel~ Auffa~sungen und Betrachtungsweisen fUr eine 7uordnung von ;Mitteln ZU einer
C,chwt.~körper.~chaft. Dem 1.eser sol! d\}rch die kurze Darstellung der Zuordnungspro-
hlematik vor Augen gefohrt werden, daß in der vorliegenden fra~e Klarheit, wenn
überhaupt, nur durch ellle umfassende Umersuchung unter Berockslchugung des gan"
zen Netzwerks von Regelungen und finan7.strÖmen lm Rahmen des Finanzausgleiches
und insbesondere auch des historischen Entstehungspr07:eSWS (kr Fina1l7.ausgleichs-
Mechanismen geschaffen werden kann,
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9.2.4. Miuelverteilung

Interessante Resultate bringt auch eine Gegenüberstellung der län-
derweisen Aufbringung von Beiträgen zum KRAZAF (durch Länder
und Gemeinden, siehe die Tabellen 2 und 3, vor allem aber Tabelle 4)
versus dem länderweisen Empfang von Mitteln aus dem KRAZAF
(Tabelle 5)30).

Wien als Land zählt mit einern "Überempfang" von Mitteln im Aus-
maG von mehr als einem Drittel uber so gut wie alle Betrachtungs-
jahre (Anteil an der Mittelaufbringung ca 30 Prozent vs Anteil an der
-verteilung ca 22 Prozent) zu den deutlichen Gewinnern. Für manche
Länder sieht die Bilanz einigermaßen ausgeglichen aus (die Ergeb-
nisse für Kärnten und Sal7burg sind über die Jahre sogar leicht posi-
tiv), der GroGteil der Länder hingegen gehört in der gewählten Be-
trachtung zu den Verlierern (insbesondere Niederösterreich, Ober-
österreich, Steiermark)!') .

'1.2.3.5. Sonstige Quellen (Vermögenserträge)

Die Mittelautbringung aus "sonstigen Quellen" (siehe z. B. Dar-
stellung 2) betrifft neben Darlehensaufnahmen, Spenden uä In erster
Linie Vermögensertrage.

Die Verteilung der Mittel hat angesichts des erst relativ kurzen Be-
stehens des KRAZAF bereits eine sehr wechselvolle Entwicklung hin~
ter sich und ist deshalb mitunter nicht gerade einfach nachzuvollzie-
hen.

Deshalb soll sich die nachstehende Beschreibung auf die gegenwär-
tige Situation, also insbesondere den Zeitraum zwischen 1991 und
1994, beschränken. Siehe dazu auch die Darstellung 3, welche die
Mittelverteilung in graphisch aufbereiteter Form sichtbar macht.

30) Aufgrund der Datenlage mug sich die Betrachtung auf den Zeitraum bis 1n9 be-
schrtlnken. F~ ~ei hier nocheinmal folgendes an,;emerkr: Die Emphnger der Mittel
sind nicht bzw nur Zum gningMen Teil die Länder selbst, sondern vielmehr die Trager
der einzelnen Ki\, wobei die Ltlnder und die Gemeinden natürli(:h Ubelwiegend als
Kechtsträger in Erscheinung treten. -

") Hier können nur die Trends wiedergegeben werden, weil sich beide Zeitreihen
im Laufe der Jahre verändern, Die Tabellen 6, 7 und 8 ern1öglichen eine nähere Ana-
lyse. unter welclwm Titel die J ,ilnder (bzw die Rechmrtlger von KA in die~en Ländern)
Erfolg bei der Zuweisung von KRAL:Al-'-Miueln haben (zu den entsprechenden Defi-
nitionen dieser Titel siehe Punkt 9. 2. 4 MittelverteiJung).
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9.2.4.1. Vorweganteile

Von den gesamten Mitteln des KRi\7AF (zur gesamten Mittclver-
teilung des KRAZAF an die nach Bundesländern geordneten Rechts-
träger von KA siehe Tabelle 5) werden zunächst, also noch vor der
Bildung von Uinderquoten (siehe Punkt 9.2. 4.2) Vorweganteile für
einige Länder ausgeschieden:

1988 _ 40 Mio S,
1989 80 Mio S,
1990 80 Mio S,
1991 bis 1994 80 Mio S.

Diese Mittel werden an Tirol und Salzburg zur Abgeltung ihrer
überregionalen Leistungen im Ausmag von je

1988 5 Mio S,
1989 _. 10 Mio S,
1990 10 Mio S,
1991 bis 1994 10 Mio S,

zugeteilt. Die restlichen Beträge, also

1988 _ . .. 30 Mio S,
1989 60 Mio S,
1990 60 Mio S,
1991 bis 1994 60 Mio S,

werden den nachstehenden Ländern zum teil weisen Ausgleich des
Unterschieds zwischen dem Anteil ih rer Volkszahl 1981 an der öster-
reichsichen Gesamtbevölkerung und dem Ausmaß ihrer Landesquote
(siehe unter Punkt 9. 2. 4.2) wie folgt zugeteilt:

Oberöstereich 48' 29 Prozent,
Steiermark. . . . . . . . . . . .. 45'19 Prozent,
Tirol _ . .. 4'08 Pr07.ent,
Vorarlberg 2' 44 Prozent.

9.2.4.2. Länderquoten

Nach Abzug der Vorweganteile werden die Gesamtmittel des
Fonds sogenannten Länderquoten untenvorfen. Entgegen der frühe~



ren Praxis einer einheitlichen Länderquote existieren seit 1991 meh-
rere Länderquoten nebeneinander.

Gleichzeitig zur "normalen" Länderquote (Spalte (a» des § 20 Abs
3 KRAZAfG 1991 galt gemäß § 20 Abs 4 KRAZAFG 1991 eine Son-
deraufteilungsregelung fUr die zusätzlichen Mittel des Jahres 1991
gemäß § 16 Z 1 und 3 lit a und b KRAZAFG 199pl) (Spalte [bJ).

I~11d(~rqlJ()tl' Lu~. Minel 7\1,~. ,Mittel Zm. Mil1.t':1
1991-1994 1'191 1992 199'1 1992-)994

(~) (b) (c) (d)

Bgld 2,951% 52,0 Mio S 1,825% Volks7.ahl
Kllln 7,468% 159,3 Mio S 5,589% Volkszahl
NÖ 15,~13% 339,0 Mio S 11,895% Yolkszahl
OÖ 1J,~3~% 352,7 Mio S 12,375% Volkszahl
Shg 6,171% 202,2 Mio S 7,095% Volbzahl
Stmk 12,925% 343,3 Mio S 12,046% Volhzahl
Timl 7,524% 259,0 Mi" S 9,088% V"lhzahl
Vbg 3,~~8% 92,5 Mio S 3,246% Yolkszahl
Wien 29,422% 1.050,0 Mio S 36,842% 5 % +Volkszahl

Die Auf teilung der zusätzlichen Mittel der Jahre 1992 bis 1994 ba-
siert auf zwei VerteilungsschlUsseln. Die zusätzlichen Mittel gemäß
§ 16 Z 2 KRAZAPG 1991 JJ) werden nach den Prozentanteilen aus
Spalte (c) auf die Länder umgelegt. Mit den höheren Prozentanteilen
für Salzburg, Tirol und Wien soll dabei eine teilweise Abgeltung der
aufgrund der VersorRung von Gastpatienten erhöhten Belastung be-
wi rkt werden. FUr die Umlage der zusätzlichen Mittel gemäß § 16 Z
3 lit a und b KRAZAFG 199FI) gilt folgendes: Wien erhält zunächst
5 Prozent dieser Mittel. Die verblcibenden Mittel (95 Prozent) sind
auf sämtliche Länder (einschließlich Wiens) entsprechend der jeweils
geltenden Volkszahl aufzuteilen (Spaltc (d». Unterschiedsbeträge,
die sich bei den Ländern Burgenland und Niederösterreich zwischen
der Berechnung nach der Volkszahl und nach den Prozentwerten in
Spalte (c) ergeben, fallen Wien zu.

") Also fUr die zus~tzlichen Mittel des Jahres 1991 im Ausmaß von rund 2.850 Mi<)
Schilling:
... Millel von Ulndern und Gemeinden aus dem Wegfall deI Vorweganteils flir den

Familienlaslenausgleich, .
- Mittel von Liindern und Gemeinden aus der Umwidmung der vormaligen USt-

Anteile zum Umwelt und Wasserwinschaftsfonds an den KRAZAF,
- Mittel von der sozialen Krankenversicherung im Ausmaß von 750 Mio Schilling.

CI') Mittel von der sozialen Krankenversicherung im Ausmaß von (für die Jahre
1993 und 1994 valorisi~n~n ) 4.000 Mio Schilling.

") Millel von Ländern und Gemeinden aus der Urnwidrnung der vormaligen lISt-
AnteiJ" zum Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds an den KRAZAF.
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9.2.4.3. Mittel fUr Großgeräte und Planungsarbeit

Innerhalb der Länderquoten gem § 20 Abs 3 KRAZAPG 1991
(oben, Spalte (a» sind für die Investitionsfinanzierung medizinisch-
technischer Großgeräte

1988 _ 100 Mio S,
1989 200 Mio S,
1990 200 Mio S,
1991 bis 1994 200 Mio S,

und davon ein Höchstbetrag für die finanzierung von allgemeinen
Planungskonnpten und für Grundlagenarbeiten des KRAZAF iHv

1988 5 Mio S,
1989 10MioS,
1990 10 Mio S,
1991 bis 1994 . . . . . . . .. 20 Mio S,

mr Verfügung zu stellen. Sollten diese Mittel in einem Rechnungs-
jahr nicht ausgeschöpft werden, so sind sie dem jeweiligen Land für
den Teilbetrag 2 zuzuteilen.

Die Entscheidung des KRAZAf über die Verteilung dieser Mittel
erfolgt auf der Grundlage von Richtlinien, wobei die Höhe des Inve-
stitionsmschusses für medizinisch-technische Großgeräte im Einzel-
fall 70 Prozent der Anschaffungskosten nicht übersteigen darf. Leistet
der KRAZAF einen Investitionsmschuß im Rahmen des Teilbetrags 2
(siehe unten Punkt 9. 2.4.5), so ist die Vergabe von Großgertttemit-
teIn im hier angesprochenen Rahmen überhaupt ausgeschlossen.
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9.2.4.4. Mittel fUr Strukturrcformen

Von dem nach Abzug der Großgeräte-/Planungsmittel innerhalb
der Länderquote verbleibenden Betrag sind zwischen 10 und 25 Pro-
zent fUr strukturverbesserende Maßnahmen des jeweiligen Landes zu
verwenden. Darunter versteht man im großen und ganzen Maßnah-
men zur Entlastung des stationären Akutbereiches in den KA und zur
Optimierung der Gesundheitsversorgung der österreichischen Bevöl-
kerung (vgl KRAZAF 1988, S 2 f).

Die Mittel für Strukturreformen werden nicht an die Träger von
KA angewiesen, sondern elen Ländern zur Weiterverteilung auf der
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Grundlage von Richtlinien für alternative Versorgungseinrichtungen
zugeteilt. Die Verwendung dieser Mittel durch die Länder ist nicht an
die Erbringung einer Grundleistung aus Landesmitteln gebunden.

9.2.4.5. Mittel für die KA-Finanzierung

Zwischen 75 und 90 Prozent des nach Abzug der Großgeräte-1
Planungsmittel innerhalb der Länderquote verbleibenden Betrages
sind für die KA-Pinanzierung innerhalb eines Landes vorgesehen.
Diese Mittel werden direkt an die Träger von KA - jedoch unter
Anrechnung auf die Landesquote - überwiesen.

T eilhctrag 1
60 Prozent dieser Mittel für die KA-finanzierung fließen in den

Teilbetrag 1 (TB 1), welcher für Betriebs- und sonstige Zuschüsse
eingerichtet ist.

Innerhalb des TB 1 werden 90 Prozent (TB 111) nach dem Verhältc
nis der (fiktiven) Zweckzuschüsse gemäß §§ 57 und 59 KAG auf die
Träger der einzelnen KA verteilt})).

Die Ausschüttung der restlichen 10 Prozent ( TAB 1/2) bemiih sich
nach dem Verhältnis der Pflegetage der aus dem TB 1/ 1 anspruchs-
berechtigten Pflegetage.

Die MittelausschUttung aus dem Teilbetrag 1 an alle Rechtsträger
von KA läßt sich für die Jahre 1978 bis 1989 aus Tabelle 6 entneh-
men.

Teilbetrag 2
Dem Teilbetrag 2 (TB 2) fließen 40 Prozent der Mittel für die KA-

Finanzierung zu.
Daraus werden Investitionszuschüsse geleistet, die im Einzelfall

(Ausnahme: besondere gesundheitspolitische Erfordernisse) 40 Pro-
zent der Gesamtkosten des Investitionsvorhabens nicht übersteigen
sollen. Die Entscheidung über die Höhe und die Verteilung der Inve~
stitonsZlischüsse auf die Träger von KA trifft der KRAZAF nach
Maßgabe von Ländervorschlägen. Zur Vergabe der hier behandelten
Investitions7Uschüsse an KA (nach Bundesländern gegliedert) siehe
Tabelle 8.

") Diese berechnen sich mit (~iehe da7U im ührigen Punkt 2. 1. ) 10 Prozent der fOr
die betreffende Krankenanstalt amtlich festgesetzten Pflegegebohr fOr jeden Pflegetag
in der allgmeinen Gehührenklasse, hüchstens jedoch 18'75 vH des gesamten ßet"iehs-
abganges.
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JI,) Auf die detaillierte Angabe der Vergaberichtlinien darf hier ver7ichtet werden.

Sofern im TB 2 nach Investitionszuschüssen Mittel verbleiben, wer-
den Betriebs- und sonstige ZuschUsse nach dem folgenden grundsätz-
lichen Muster verteiltV') :

20 Prozent (TB 2/ A) nach Amhulanzleistungen, gewichtet mit
der Versorgungsstufe der KA.,
30 Prozent (TB 2/B) nach Pflegetagen, gewichtet mit der Versor-
gungsstllfe der KA,
30 Prozent (TB 2/C) nach stationären Aufnahmen, gewichtet mit
der Versorgungsstllfe der KA,
10 Prozent (TB 2/D) nach Personen in Ausbildung, wobei als Ge-
wichtungsfaktoren für Ärzte 1'0, für Krankenpflegeschüler(ln-
nen) 0'5 und für Schüler(Tnnen) des medizinisch-technischen
Fachdienstes 07 anzusetzen sind,
10 Prozent (TB 2/E) nach Spitzenleistungen, wobei als Grund-
lage das Verhältnis von Leistungspunkten nach einem Leistllngs-
katalog dient.

Zu den Betriebs- und sonstigen Zuschüssen aus dem Teilbetrag 2 an
die nach Ländern geordneten Rechtsträger von KA. siehe Tabelle 7.
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